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Vorrede. 



Die Hoistein-Lauenburgische Angelegenheit ist seit dem 
Ende des JahreB 1857 wieder in den Vordergrund des öffent- 
lichen Interesses getreten. Mit der Rückgabe des Mandats, wel- 

• 

ches die Deutschen GrossmSchte Tpn dem Bunde empfangen 
hatten und der erneuerten Verhandlung dieser Angelegenheit am 
Bundestage, hat auch die Presse den Gegenstand in lebhafte 
Besprechung genommen. Es^iet . dies meist in einer Weise ge- 
schehen, welche im Gegensatz zu den früheren stfirmischen Dis- 
cussionen die staatsrechtlich bedeutenden Punkte hervorhebt und 
einer eingehenden Beleuchtung unterwirft. Die Grundlagen für 
dieselbe haben zum grossen Theil die Actenstücke mid Depeschen 
gebildet y welche in den Zeitnngen nach und nach yeröffentlicht 
wurden. Indessen diese stückweise und zerstreute Publication 
erscheint nicht geeignet, den Zweck einer vollständigen Aufklä- 
rung über diese schwierige und yerwickelte Angel^enheit 'zu 
eiüillen. £hi Notenwechsel ist nur YerstSndÜch, wenn man den 
Gedankengang jeder Partei im Zusammenhang verfolgen kann 
und wenn man gleichzeitig die Verfassungsgesetze vor Augen 
hat, deren Bestimmungen die Strei4>unkte der diplomatischen 
. Gorrespondenz bilden. Von diesem Gesichtspunkte aus ist die 
nachfolgende Sammlung gedruckter und ungedruckter Actenstttcke 
hervorgegangen, welche den staatsrechtlichen Ent- 
wickelungsgang der Dänisch - Deutschen Streitfrage vom 
11. Juni 1851 bis 85. Februar d. J. in urkundlicher und historischer 
Weise darlegt. Die Verhandlungen über die Holstefai-Lauenbur- 
gische Frage von 1851 bis zum Februar 1858 zerfallen in zwei 



Epochen; die erste derselben vom 11. Juni 1851 bis 1. Juni 
1857 enthält im Wesiaitlichen den diplomatischen Notenwechsel, 
welchen die Mandatare des Bundes, Oestreich und Preussen, 

mit Dänemark über die Hol;itein-Laueiiburgi.scho Angelegenheit 
gepflogen, die zweite vom 29. October 1857 bis zum 25. Februar 
d. J*. umfasst die Verhandlungen am Deutschen Bunde, welche 
durch den Hauptbeschluss vom IL Februar i<nd den Ergänznugs- 

beschluss vom 25. Februar einen vorläufigen Abbchluss erhal- 
ten haben. 

Demgemäss haben wir auch die mitgetheilten Urkunden in 
diese beiden Abschnitte getheilt Die in dem letzten Absehnitt 
enthaltenen haben wir nicht überall nach dem vollständigen 
Wortlaut geben können, da derselbe wie z. B. bei der Lauenburg- 
> ischen Beschwerde zuumfangreich und ausgedehnt war, thcilsauch 
andere Rücksichten der Veröffenilichung im Augenblicke ent-' 
gegenständen. Es sind Jedoch die wesentlichen Punkte der Acten- 
stüeke mitgetheilt und dabei das Prinzip einer vollständigen 
Objectivität vorzugsweise gewalirt. 

Anfangs M&n 1858. 
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SiUoQg der deatschen Bnndesversammlimg vom IL. Jum 1851. 

!ßU llcbcrtraiiuiu^ öcö OunbesnnnmilToriumö in hn J)ol)lcinifd^ni .• 

Oeüerreich und Prmusen, Dor uo^rm 2. JuU v. J, zwir 
flchen dorn Deutschen. Bunde und dem KSnig Ton DÜnemailE 
abgesclilossene Frledensve^rag bat de^n Bunde auch fUp die 
Zukunft die Rcehte gewalirt, welche ihm Tor 4^m Ausbruch des 
Krieges zustanden, , « 

Indem der Artikel HI des Fri^denstraotstp^ fsstsetet: 
Lcs hantes Parties coD^a^tanQss s^ rtervent louales ds^its 

qui leiir ont apparte^ni^ r^ciproquement avant I9, gueire, 
führt er auf den Status quo ante bellum, als auf den in den 
streitigen Fragen vorläufig beizubeliultenden Ausgangspunkt für 
die demnächstige definitive Kegulinnig dieser Angelegenheit zurück. 

Nach Artikel IV des Tractals ist der Ki)nig-H erzog er- 
mächtigt, unter Mittheilung seiner Absichten über das Pacißca- 
tionswerk zur Wiederherstellung der landesherrlichen Autorität 
in Uolstein die lJazwlsc|iejQkuuft des. .pcutschun lUindcs 'm An- 
spruch zu nehmen. • . 

Im Gefolge der Olmütai^ Gqiyention haben in Vertretung 
des Bundes Oesterteich und Preuss^n $e geeigneten .Schritte 
iffithan, um die landesherrliche Au^rität in HolsteiUi wiederhex^ 
justelleni Die von beiden M&chtep im. Nfunea des Bundes altg^r 
sandten Commissarien haben zuypf^enit die SiatthalterschaA aur 
Kinstellung der Feindseligkeiten, Zurttpkziehung ^er Truppen 
hinter die liUder und lieduction der vorhandenen Streitkräfte 
veranlasst und, nachdem .die StB|yÜia]terscliafl^ abgetreten, in 
Gemeinschaft mit dem von dem Landesherru ernannten ('oni- 
niissar die oberste Kegicrung im Namen dit)^: K.i>uigs-llerjU)gß 
und im Auftrage des Jiundes ültfriiommen. 

Unter ihrer Leitung hat seitdem die Herstellung geselzlieher 
und bundesgemässer Zustände ihren ungehijiderten Fortgang 
genommen. Die seit dem 24. März 1848 erlassenen Gesetze 
sind, als der landesherrlichen Sanetina entbehrend, dieses Ciia- 
rakters entkleidet worden. In.sbesondero ist das in den Herzog- 
ihfimem während jener Zeit .eingeführte Staategnmdge#eta ausser 



Kraft gcsetst und die auf Grund desselben susammentretimde 
Landesyersammlung aufgellt Die Reorganisation der noeli 
Yorbandenen Streitkräfte als Bundescontingent ist ilirer Vollen- 
dung nahe 

Wenn auf diese Weise die im Namen des Bundes bändeln- 
den Mächte die angemessenen Schritte gethan haben, um in 
Holstein den Status quo ante bellum wiederherzustellen, so ver- 
mögen sie (lonselben gleicliwolü nicht schon jetzt für so weit 
winder ins Leben gerufen anzusehen, als solches 4ie veräudeiien 
Verhältnisse überhaupt gestatten. 

Zwar hat das Königlicli dänische Gonvernoment durch das 
Manifest vom 14. Juli v. J. im Allgemeinen seine Ansicht ver- 
kündet, achtbare Männer aus dem Königreiche Dänemark und 
den Ilerzogthümeru Schleswig und üoistein zu beruien, um mit 
denselben über ^e Ordnung der VerbKItnisse des Herzogthuma 
Mü^swi$ cum KMgreicb DSnemaik einers^, mid suln Het^ 
•ogtlnim' EEolstein andererseita, au Badie zü geben. Indessen 
bat diese Betuftaaj^i wegen der dattiab in Hobtein noebr nfeiit 
erfolgten Wiederherstellung des Friedensstandea, wttb^d lXng«r^ 
Zeit nicht stattfinden können, und erst nachdem Seitens der 
beiden im Namen des deutseben Bimdes handelnden Mächte die 
Unterwerfung Holsteins unter die rechtmässige landesherrliche 
Gewalt bewirkt worden, hat das Königlich dänische Cabinet durch 
eine aiisserordentHche Sendung seine den Berathungen der 
Notabehl zu Grunde zu legenden Intentionen über die künftige, 
den unter dem Scepter Seiner dKnisehen Majestät vereinigten 
I/andestheileu wechselseitig anzuweisende Stellung nälier darge- 
legt. Olme in die Einzelheiten dieser Vorschläge einzugehen, 
haben die Regierung^en von Oestreich und Preussen, indem sie 
auch bei diesem Anlasse die dem Bunde zustehenden Rechte 
wahrten, die Absieht der dänischen Regierung, jenen Organi- 
satiensplan der Hotabelnrenamnilung Vorsulegen, im AUgemeineik 
gebilligt, und naebdeta nunmehr diee« VersawAiInng einberufen 
worden ist, werden die OrgehniiSe ibrer Beraibungen und die 
weitem Entscfalieesung«! des Könfglieb -dUniBeben G<raVemiementt 
erat su gewXrtigen sein. 

Um indessen die Herbeiführung eines befriedigenden Zn- 
standes dureh wiUfilhflge Massregeln des Königlich dänischen 
GouTcmements zu erzielen, gleichzeitig aber die defii^itive Ord- 
nung der Verhältnisse in einem den Interessen des Herzogthums 
Holstein und des Bundes entsprechenden Sinne zu befördern, 
haben Oestreich und Preussen neuerlich noch dringende Schritte 
in Kopenhagen, namentlich gegen die Errichtung einer Zolllinie 
an der f>ider gethan, deren Rosnltat sie gegenwärtig erwarten. 

Endlich haben beide Mächte die erforderlichen Schritte 
gethan, um die im Artikel V des Friedensvertrages enthaltenen 
Bestimttnng^en wegen Ausmittelung der Gränze zwischen Hol* 
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stein und den nicht zum deutschen liundc gehörigen Liindem 
ßeiiicr ^JajcBtät des Königs von Dänemark ihrer Erledigung ent- 

gegciizufiihren. 

Drei mit der Wahniehmnng der Interessen des Bundes und 
des Herzogthums Holstein beauftragte Commissarien sind mit 
einer gleidien Ansabl dlnlsdier BeTollmfichtigter in Rendsburg 
lusammengetreten, um die hteforisdie Grense xwieehen ScUeewig 
nod Holstein, aoweit dieeelb« su Zweffidn Anlaee gibt, m ei^ 
mittein, die erforderliclien Ifoterialen zni Beortbeilung der dabei 
lur Sprache kommenden Fragen zu sammeln, und auf Grnnd 
deneÜben dem Bund und dem KMg-Henog Vomehlfige su an- 
gemessener Lösung derselben iv machen. 

Unter Darlegung der von ihnen in Vertretung des Bundes 
erg:rifFenen Massre^eln geben beide Mäehte sich der vertrauens- 
vollen Erwartun*^ hin, dass die hohe liimdcsvcrsanimlung den 
von ihren gethanen Schritten ilnc liilligiing nicht versagen und 
8ie eruiächtiiren werde, auf dem bislier eingeschlagenen Wege 
diese Angelegenheit ihrer weiteren Erledigong entgegeuzuführen. 



Kachdcm bei hierauf erfolgter Umfrage die Gesandten von 

Grossherzogffium Hessen. 

der Niedeiiande iccyeu Luxemburg vml Limbwg, 

den Grossherzoglich und üerwgUckSächsincke» timsem, 

Braunschwcu'y wid MussaUf 

der fünf zehnten Siitnme. und 

den freien Stödten, 

die Einholung von Instructionen beantragt hatten, einigte sicli 
4ie Mehrheit der Stimmen zu folgendem 

Besclilusns 

Im Tertranen.anf die von den Begiernngen von Oestreich 
und Preussen gegebene Versiciierung, dass die Holsteinisclie 
Angelegen^ieite noch nicht sa weit varbereitet ist, um zu 
einer definitiven Erledigung und Beschlussnahme vorgelegt 
werden zu l^önnen, beschliesst die Bundesversammlung: 

1) die fernere lueitung und Vorbereitung dieser Angelegen«* 
beit SU ihrer definitiven EriedigViiig wird den Regie* 
ningen von Oestreieh und Preussen übertragen; 

2) dio Dauer des Commissoriums irird vorl&nfig auf secliB 
Wochen festgesetst; 

8) Sollte nach Ablauf dieser Frist diese Angelegenheit 

noch nicht so weit gediehen sein, dass sie zu einer 
' definitiven Beschlussfassnng vorgelegt wckIiii könnte, 

1* 
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T 80 diefat die 'BinidQ9vei8iaunliiiig den weiMren nmlM* 

* saendeB MitjOiefliingen der beideii bevoUrniid^igteii Bö* 
gierungen entgegen und behält sich dl» fernere 
eohliUBnahme vor. , 



'Bio. 9, 

Irlasi das L dhiisAea Udsten der amrlrtigea 

Angelegenbelteii, Blnbme, 

<n bicji. (Iffaubtrn in UMrii unb Berlin, (Grafni m\\ jöiUr-j8ra() e 
Ulli» DO 11 $i€|7(»> d. d. MoF>*j)<gtit, 6. iE)(amb(r 1851. 

Aus Dieiuen frühem Erlassen, durch welche £w. Hochge-^ 
boren von dem Inhalt der Depeschen . dei k. k. lfUilBterpräfli«> 
denten vom 9. September d. J. — von den Jnlialt der Depeschea 
des k. preussischen Hinietcrpräsidenten vom 14. Sept d. ^ 
^pUfitändig in Kenntmes gesetzt worden, werden Sie des nSiMitt 

• ersehen haben, dass und ans welchen Gründen die Regiemngeii 
von Oestreich und Preiitesen — Preussen und Oestreich — 
Bedenken getragen haben,, die diesseitige firidüning vom 26. 
August d. J. der Bundesversammhing vorzulegen, und auf Grund 
derselben das Aufhören ihres zeitwciliprcn Mandats in Holstein 
und dio Rückgabe der vollen landesherrlichen (jrcwalt in die 
Hände 8r. Maj. des Königs zu beantragen. 

Die königliche Regierung hat dies um so mehr bedauern 
müssen, als naeii ilner in dem beigehenden Expos^ ausführlicher 
dargelegten Ansicht die bereits ertheilteii Zusicherungen eine so 
ausreichende Bürgschaft für die Wahrung aller dem Bunde und 
dem belrcfl'endeii Bundeslaiide verfassungsmässig zustehenden 

. Reciite enthielten, dass dem Könige, unsenn aQer^Sdigsten 
Herrn, von Seiten des Bundes ein mehreres füglich nicht ange- 
sonnen werden könne, ohne xugleicb Allerhödistdessensonverlinen 
Rechten su nahe zu treten. £s gehören diese Beeilte 
tu den nie bestrittenen, und eine fernere Suspension der Aus- 
übung derselben im Hersogthtnn Holstein dürfte unter den ge- 
genwärtigen Umständen, nachdem die Ruhe und Ordnung dort 
thatsächlich wiederhergestellt worden, um so weniger zulässig 
erscheinen, als eine Verlängerung dieses Ausnahmezustandes 
wider den Wunsch und Willen Sr. Majestät nicht nur den Sinn 
und Wortlaut der für die Bundes-Interventiou maassgebenden 
bundesgesetzlichen A'orschriften zuwiderlaufen, sondern auch dem 
im rriedensvertrage, Art. 3,, enthaltenen gleichmässigen und 
gleielibedeutemlen Vorhelialte beiderseitiger Rechte, auf eine, 
jüngeres Erachtens, nicht zu rechtfertigende Weise Eintrag ihun 
würde. Eine friedliche Ausgleichung entgegenstehender Absichten 
— und dieses muss doch unstreitig der wahre Zweck jenes 
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gegenseitigen Vorbehaltes sein — setzt aber die Freilieit des 
WflIeM vaaA Handeb» ebewa «nf der einen ab auf der andern 
Seite mit Notbweadigkeil Torana, und es wSre daher an wflnseiieftl 
daaa dieae Anaehavung, aowie ale die einzig praotiach gültige 
iaty aneh recht bald in iliren Conseqnenaen dnrchgefBlirt und 
anr practisehen Geltung gebracht werden mdge. ' 

Dieae Bemerkungen, so wie die in der Anlage I, enthal-: 
tenen Anaftthmngen haben and können nur den Zweck haben^ 
die Bedenlcen wo möglich an beseitigen, welche jenseito gegen 
unsere Erklärung vom 26. August als vermeintlich unzureichend 
erhoben worden. Wir sind fortwährend der Ansicht, dass weder 
der Bund noch dessen Mandatare, als solche, auf weitergehende 
Zusagen Anspriu li machen können, olme in ein Gebiet zn greifenj 
wo ihnen die Couipetenz abgeht, und die so mühsam beschwich- 
tigten Conflicte von neuem beginnen würden. 

Rechtliche Garantien für ein Mehreres können also jenaeita 
nicht verlangt , dürfen von uns nicht gegeben werden. 

Wohl aber wird es uns , wenn man , durch die Rückgabe 
der vollen landesherrlichen Gewalt in Holstein in die Hände de» 
Königs, dem gerechten Verlanfreii Sr. Majestät entspricht , in 
einer holfentlich nahen Zukunft möglich werden, die moralisclicn 
Garantien zu verstärken, welche dem imiern und äussern Frieden zur 
Grundlage dienen. Solche Garantien können aber, ilirem Wesen 
und ihrer Natur nach, nur ans freien Stücken gegeben werden. 

Die königliche Regierung hat das Recht Vertrauen zu er- 
warten — aber selbst wenn man damit zurückhält, die dringendste 
Anirorderung aich darum zu bemfiben. Ohne c^n aolchea Ter^ 
trauen der Cabinett(B von Wien und Berlk Berlbi und Wien — ^ 
wird ea ihr fast unmöglich aein, ihre achwieiige Aufgabe alt 
löaen, und den Weg inne zu halten, den aie schon yor längerer 
Zeit im EinVemehmen mit den Grosamächten betreten hat,, um 
die Integrität der Monarchie unverletzt zu erhalten und wo mög- 
lich durch neue Bürgschaften zu befestigen* Die Fortsetzung 
dieses Weges knüpft sich so eng an die herangerückte definitive 
Lösung der Erbfolgefrage, dass es schon aus diesem Grunde 
dem König , unserem allergnädigsten Herrn, vor allem daran 
gelegen sein muss, fernerhin ohne Einhalt fortzuschreiten, damit 
die in der diesseitigen Erklärung vom 26. August ertheiite Zu-, 
sage, sobald es die Umstände gestatten, durch Regierungshand- 
lungen unterstützt werde, welche, ob sie auch gleich den Text 
jener Erklärung in nichts ändern, jedoch geeignet seien, jeden 
Zweifel über die diesseits zu befolgende Politik auszuschliessen. 

Nur in solchen Handlungen können die von dem k. k, Ca- 
binet — dem k. prenssischen Cabinct — gewünschten Garan- 
tien gesucht und geluiidcn werden, daher es zunächst von Wichr 
tigkcit sein wird, im Voraus die Gewissheit zu erlangen, dass 
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Hü fintMUeiimigt wekdio S«. MajesUII «Mr UnMita.fm 
f9um geneigl ilnd, nieht nur «ich des Beifalli 4« alHirUMI 
liUohto, namentlieb der H5fe tou Wien ted BeiUn Be^* 
lin und Wien — zu erfrenen liabeB, eondm anok fj^n keiner 
8e|(e her an ihrer denuiftehetlgen Ansfuhraag auf irgoad Hin^ 
demisse stossen werden. 

Zu diesem Zweck sind £w. Hociigcboren ermächtigt, nach 
Maassgabe des in der beigehenden Anlage II. näher Entwickelten, 
den k. k. Ministerpräsidenten — den k. preussischcn Minister- 
präsidenten — von den allerhöchsten Absichten Sr. Majestät 
vertraulich und mit dem Beifügen in Kenntniss zu setzen, dase 
der König, unser allergnüdigster Herr, deren AuBfiihruug even- 
tuell nicht beanstanden werden. 

isowic Se. Maj. aber dabei selbstverständlich von der Vor- 
aussetzung ausgehen, dass die Räumung Rendsburgs, die Zurück7 
s(ebung sämmüieher Bundcstruppen aus dem Henogtkum Hol^ 
Stein und Ae Rückgabe der ToDen lan^eslienäiehen Gewalt in 
Allerhöehstdero Hände gleichzeitig ohne .weitern Anstand er^ 
folgen werden, so können Se. Ifaj. AllerhScbst ihre endlichen 
BeschHisBe auch nicht eher fiMsen, als Sie Ünrch die unzwei- 
deutigsten Versieh crungen dartlber' Tergewissert sind, dass der'en 
AnsfBhmng im Allgemeinen wie in den Einzelheiten kein Hhi- 
derniss von aussen entgegentreten wird, und dass die Gross- 
mächte die angedeutete vorläufige Ordnung der Verhältnisse für 
geniigeiul erachten, um demnach unmittelbar zur definitiven Re- 
gelung der Krbfolge und zur Vollziehung der im Londoner Tro- 
tocoll in Aussicht gestellten Garantie die ferner erforderlichen 
Schritte vorzunehmen. ' ' " 

Bei Gelegenheit dieser vertraulichen Eröffnungen dürfen 
Ew. Hochgeboren übrigens nicht die Bedenken unerwähnt lassen, 
die sich, wie Sie leicht ermessen werden, bei den dessfälHgen 
Vorberathungen gegen eine, sei es auch nur zeitweilige und tran*^ 
sitorlsehe,.in^iederhelebuttg seUeswigscher Piovinciiytifaiide gelten^ 
gemacht liaben. Es ergeben sich diese ' fiedenken ganis einfadk 
ans der "Wlrksaitnkeit jener Ständoi sowt>hl in dem einen als i^ 
dem andern Her^ogthnm, wghrend dei letzten sehn Jahre, dennf, 
ide jde schon vor dem Jahre 1848 für die ISntwf cMung Schles«^ 
wigs und Holsteins zu einer vom Königreich gesonderten Staats» 
einheit eifrigst bemüht waren, auch auf die Aufnahme Schles- 
wigs in den deutschen Bund hinarbeiteten, so haben sie im Jahr 
1848 und sputer, erst durch den ungesetzlichen Zusammentritt 
beider Versammlungen, dann durch deren Aufhebung und Bil- 
dung einer sogenannten Landesversammlung, nachher endich 
auch durch die Theilnahme fast aller Depntirten an dem Auf- 
ruhr und durch die Veranstaltung von schleswigschen Wahlen 
zu der sogenannten Nationalvorsammlung in Frankfurt dermasseu 
gegen Pflicht und Treue gehandelt, daes die persönliche Abge* 
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neigllieit des KMig^ tick Sm» hui6Mwm Mier im bedienen, 
ftglich vietit Wunder nehmeQ kann, namentlich weil dier Venvcli, 
durch ein solches Organ zu einer crsprieseliehen ymeinMhaftiicheii 

Verfassung für die ganze Monarchie zu gelangen, wenigiBtens Ton 
iroxnherein einen gedeihlichen Erfolg nicht zu verhüi^gen scheint.. 

Wenn der König dessenungeachtet unter den oben erwSlmtea 
Voraussetzungen und Bedingungen den Wunsch und Rath seiner 
hohen Alliirten eventuell durch eine zeitweilige Einberufung schles- 
wigscher Provincialstände zu befolgen nicht anstehen werden, so. 
geschieht dies, wie in der Anlage II. gleich Eingangs ausgespro- 
chen worden, lediglich aus allerhöchster Machtvollkommenheit und 
hauptsächlich zur Erreichung eines genau bezeichneten Endzweckes. 

Ich brauche kaum hinzuzufügen, wie dem eventuell zu fas-' 
senden Beschlüsse des Königs femer die nie aufg€^bene Hoffnung 
sum Grande liegt, das» seinö unter demDmek enwr gewaHwimtn 
Ersdifitterong irregeleiteten Üntertlianen in lAferwiegender &I4 
nieht nur iosserfiel^ sondern im' wiedererwaehten Qe^^ ilirw^ 
Mieren- Loyalttttt an ihrer Pffieht jnutfekgelEehi^t «nX nnd ,4asat 
die lliener erkauften BSrfidmmgen der verflossenen Jahre mmmt 
TOfurthffllsfreien und besonnenen Auffassung der Verhältnisse Piain 
gegeben haben. Hierauf vertrauend werden Se. Maj. auch ge-, 
stiSlen, das» die Berufung der Provincialstände für das IJ^r^tog^ 
tbum Schleswig eventuell in Geniässheit der Anordnungen von 
1831 und 1834 vor sich gehe, jedoch dass neue Wahlen zu ver- 
fugen seien, selbst wenn die Berufung vor Ablauf des Scxenniums 
angeordnet werden möchte, fiir welches zuletzt gewählt worden. 
Es wird im gleichen als eine Selbstfolge betrachtet, dass die Viril- 
stimme fiir die herTOglich Augustenburgi sehen FideicommissgÜter 
wegfallt, und dass in der schleswigscheu Stände Versammlung die 
facultative Benutzung der dänischen und deutschen Sprache völlig 
gleic hbereehtigt sein »oll, la wie es endlieh aueh Sr. Majestät 
W3le ist» dMft Mtt$ der aeSt deni ' Fnedenssebluase entweder 
aUerhOehfltnmnittelbar oder durch das Oigan des awi»oi;d<^tHefiett 
B^giernBgacoinnMBiMwrg ea d ass e nei . Anordnungen irgend evaer 9«< 
latinag der Ptwincialstände uittersogen werde, es sei denn^ 
dass 8e. Bfojestat rücksichtlich der einen odeV andern dieiMn< An* 
Ordnungen jqiKtG^ und ^vfl^il^klieb Kßßßn' befehlen geruhen 
möchten. 

Ew. Hochgeboren ersuche ich dem k. k. Ministerpräsidenten 
^ dem königlich preussischen Ministerpräsidenten — von dem 
Inhalte dieses Erlasses vollständig Kenntniss zu geben, auch Sr. 
Durchlaucht — Sr. Excellenz — wenn Sie es wönsioheBi eine 
Abschrift desselben zur Verfügung zu stellen. 

^renelunigen Ew. Hochgeboreu &c. &c. ' 



Digitized by Google 
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j« *» • • . ' 

.Wenn in dem mit Nr. I. beseiclineten Erlaaae des k. k. Ministerprft- 
riiitinten savörderHt geäussert wird^ dass über den Reditotltel der in Holstein 
■nr Zeit stattfindenden bewaffneten Bundea-Interventinn zwischen den Be- 
tbeiligten keine Meinangsverscbiedenheit obwalte, so acheint diese Voraus- 
setzung allerdings in der Natur der Verbftltnisse dermaassen begründet, 
dftss i^ne solche Meinungsverschiedenheit filgUch nicht denkbar sein dürfte. 
So wie nUmlich im Art. 4. des Friedensvertrags zur Begründung der Be- 
rechtigung 8r. Maj. des Königs zur Anrufung der Intervention des deutschea 
Bundes ausdrücklich auf dfe Bondesgesetsgebung hingewiesen Wird, so ist 
auch «if den Grund dieser Gesetzgebimg und mit ausdrücklicher Besug« 
nähme auf die betreffenden Rcstimmnngen der Wiener Schlussacte — 
nachdem der Bestimmung des Friedensvertrags über vorgängige Mitthei- 
long der diesseitigen Pacificationsabsichten durch die Vorlegtuag der 
königlichen Manifeste vom 14.' Jnli t. J. Genüge geleistet war — die 
Dazwischenkunft des Bundes, sowohl in Wien, mittelst einer Note des 
Frhrn. v. Pechlin vom 12. September 1850, als in Frankfurt durch den 
königlichen Bundesgesandten beans|>rucht worden, nnd der Bundestags- 
beeehluss, wodurch die Regelmig dfeter Angelegenheit der kaiMrli 
5iljreichischen Regierung übertragen wurde, enthält ebenfalls eine aus- 
drückliche Hiuwcisung auf die Bandesgesetze. Durch den Bundesbeschluss 
vom 11. Juni d. J. ist die fernere Leitung dieser Angelegenheit, respective 
dateh Tonmachterlieaerung nnd Mitübertragan'g , den Begiemngen von 
OeBtreich und Prcnsscn vorläufig auf 6 Wochen anvertraut worden, welches 
Commissorium mit stillachweigendem, Consena des Bundestags annooh 
fortdauert. ; . r ' ■ , ■ ; i 4 •.>•£ 

Dien Rechtstitel der .befwaffneten Intervention bilden also lediglicli der 
Art 4 des Friedensvertrags, die betreffenden Bundesgesetze und die in 
Ucbereinstirnmung mit den letzteren gefassteu Bundesbeschlüsse. Dass das 
k. k. Cabinet hiemit einverstanden sei, würde man aber, wenn es nicht 
anadrQdEliok gesagt wäre, nach dem fem we a Inhalt der Depesche — in 
welcher der Beendigung der bewaffneten Intervention und die Rückgabe 
Holsteins nn die alleinige Botmässigkeit ßr. Maj. des Königs fast unüber- 
steigliche Hindemisse in den Weg gelegt werden, leider nicht annehmen 
dDrfen« . • ' ■ «• Ii 

Nach dem 26- und 32. Art. der Wiener Schlussacte vom Jahr 1820, 
und nach dem 6. Art. der Bundes- Executions-Ordnung vom 3. August 
1820 dürfen die in Fällen der vorliegenden Art von der Bundesversamm- 
hmg verfügte Maaatregeln kefnenlUl« ron ÜngMeir Dauer eete, aOa- di^ 
Regierung, welcher die bundcsmJlssige Hülfe geleistet wird, und in Ueher- 
ciustimmnng mit deren Anträgen immer verfahren werden muss — es 
nothwendig erachtet. Ks ist also klar, dass die Entscheidung über die 
Frage wegen der IIAgeren Fortdauer der jetiigeB Tom Band angeordneteot 
Intervention nnd der damit in Verbindung stehenden Maassregeln nach 
dem nnzweidentigen Wortlaut jener Bestimmungen keineswegs dem Bun- 
destag oder den von selbigem bevollmächtigten Begierungen, sondern 
lediglich der Regierung 8r. Maj. des Königs sosteht SohaßL die ktetera 
der Bundesversammlung erklärt hat, dass sie die Fortdauer der fraglichen 
Maassregeln nicht mehr für nothwendig erachte , und auf die Zuröckbe- 
rufung der Bundescommissaire und die Räumung Holsteins von Bnndes*. 
trappen antrftgt, moss diesen Anträgen nach dfm Bondesreoht Folge 
gegeben werden. 

Die königl. Regierung hat übrigens durch die gleich nach dem Be- 
ginnen der Intervention erfolgte Mittbeilung des den später in Flensburg 
▼ersammelt gewesenen achtbaren Männern ▼orgclegten Organisationapiiaa 
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und dnrch die Erklnrnng in Holstein, die Provincialstände einberufen 
irollcu, ein Mehrere« gethan , als wozu sie Torpflichtet war ; denn sowie 
4i0ie EiMbnngcB afaMfÜMils mit «iber den mtät vmA Unfluig der im 
Art. 4. des Friedensyertrages gegebenen allgemeinen Zusage hinausgehen, 
so Wörde anderentheils die im Art. 27. der Wiener Schlussacte der Regie- 
fung, welcher die Jüundeshiilfe zu Theil geworden, sur Pflicht gemachte 
Anseige roA den wn Befestigung der iflederliergeettUfteB gcMteltelMtt 
Ordnung getroffenen Maassregeln selhitTftutfndlUlh Im vertteffndtll Fall 
noch nicht verlangt werden können. 

Wenn im ferneren Verlauf des fragliehen Erlaesea entschieden dagegen 
Yerwalinttig eingelegt wird, als kitimten in der Wiriitankeil der Baadee- 
commissaire die wahren HindemissH dos Uebergangs zn regelmässigen 
Zuständen gefunden werden, so dürfte es genügen, darauf aufhierksam zu 
macheui wie in der diesseitigen Depesche rom 2ü August der gute Wille 
der beiden Conunisaaiie k^eawegs in Abrede geatellk, yiebnebr aber nnr 
einer Thatsache Erwähnung gethnn wird, deren Vorhandensein auch jen^ 
seits erkannt worden. FOr die Auffassung der ihnen gestellten Aufgabe 
sind die Commissaire selbstverständlich nur ihren hohen Regierangen 
Tflenntwortlidh» und an letatere bitte eidi die dieeeeitige Regleranf an 
wenden, wenn in concreten Fällen die Wirksamkeil der Tertreter Oestreichs 
und Preussens in Holstein dem dort zu erreielunden Zweck -wenigst 
förderlich oder gar hinderlich erscheinen möchte. 

£s wird femer die diesseitige Erklbrong: dass Veränderungen in der 
VerfiMmg Bioiiteina mir im Wage dar BonUlinng "mit den ProTintfaletinddn 

dieses Herzogthums eingeführt, und das Land nach den rcchtlicli bestehen- 
den Ge^etzcTi re^ert werden soUe, als eine sehr entscheidende W endung 
aom Bessern bezeichnet, als ob die königliohe Regierung jemals die Absicht 
aMgesprochen oder angetatefc liltte, in einem anderen Btene in Hotatein 
verfohren zu wollen. An jenes belobende Zeugniss wird aber sofort die 
dasselbe gewissermaassen vernichtende Frage geknüpft t welches liiu in 
Hoktein rechtlich bestehenden Gesetze seien? — eine Jb rage, die nur durclx 
eine Mitthetlung der batreffimden Tdlomiafiaen GeBetaiammhingen -WM« 
beantirartet werden können. 

Man bleibt jenseits fibrigens hei dieser allgemeinen Frage nicht stehen» 
sondern fügt specielle Fragen liinsichtlich einzelner Gesetze hinzu. Wenn 
aber sodann geäussert wird, dass nach dum allgemeinen Gesetz vom 28. Mai 
1881 keine VerHnderungen in dm YerbältnisBen vorgenommen werden sollten, 
welche damals das Herzogthuni TTolstcin mit dcra Herzogfhum Schleswig 
verbanden, so dürfle diese irrige Anflassung nur dadurch veranlasst sein, 
dass dem k. k. Ministerpräsidenten die betreffende Gesetzesstelle unrichtig 
Torgetragen wordm; es lanlet der $. 1. des allgemcinen Gesetzes vom 
28. Mai 1831 dahin, dass durch die abgesonderte Versammlung der Provin- 
cialstände in jenen Verhältnissen nichts verändert werden solle. Dadurch 
ist aber eine sonstige Veränderung derselben, wenn sie nur auf Verfassung»^ 
■iBWgBm Wege gesfAielily iim'ao weniger ansgeadhlossen , da sogar die 
Yaränderung der Institution der berathenden ProvincialstUnde selbst im 
3. des angeführten Gesetzes und am Schluss der Verordnungen vom 
lo. Mai vorhergesehen und der bei einer solchen Veränderung inne- 

BwballwMle Weg vorgeebhiieben irt.. Oam ftmer die jeaaeits ohne nähere 
Bezeichnung im allgemeinen erwähnten verschiedenen Verordnungen, durch 
welche gemeinsame Einrichtungen für beide Hcrzogthümcr liergestellt wurden, 
nach der diesseitigen Erklärung hinsichtlich Holsteins ohne die vorgängige 
Tcmehmnng der beleleiniedien Provineialstinde, inaoweik die betreffsaden 
Verordnungen und Einrichtungen zu dem hinsichtlich der Theilnahmc an 
der Gesetzgebung auf die Steuern und Abgaben, auf das Personen- und 
Eigenthumsrecht, so wie auf die Communalangelegenheiten beschrUnkten 
WlrkaagdoMii jcMr fitlnda gahABMi, wUkfntMm weidien kOnnan, iat 
eben ao gewiasy als daü dia Thtifliialima dar Provinoialstiada in Batraff der, 
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beiden erstgenannten Zweige der Gesotegebuug lediglich nur eine berathendo 
ist. Was sodanu die besonders hervorgekobene ZoUverordniing vom Jahr 
t«B8 und daa dnMh dlMoUbe idefat flr die EBmof^Mam Boltewig «nA 
Holstein allein, soadem für die ganze Monarchie^ mit Ausnahme LauenK 
bnrgs, begründete gemeinschaftliclie Zollsystem anlan^^, so ist dieses Systen» 
binsichtlidi des Heraogthnms Holstein, durch die von den inmirreotionellea 
B aglwM gMi «nd d«r im Honogthnm anr Zeit regierenden obenken CifiK 
MiOid» oribMenen GeMtie und getrod^Bnen Verffigungen für die diesseitige 
Regierung einstweilen unausfiihrbar geworden ; wohingegen ihre Absicht, 
das früher gemeinsohaftliche Zollsystem herzustellen, wiederholt erklärt 
worden, und )Mdi flmm jüngsten Aüqmieh fligUeh kein Zweüal diarAber 
ebwaltcn kann, dass dieses in Holstein nur auf vecfhflinngsmftssigein 
geschehen werde. Es ist rIso die Zoll Verordnung vom Jahr 1838 nur inso« 
weit definitiv beseitigt , als sie bis zum Ausbruch des Aufstand« im W^e 
▼evfliMaiigiiiiMger G e w t ^gcbe ag, namentUeli der in derVeruacdmuig «dfin 
vovgeMshiCebeBen pcriodlwshen Revision des Taxifr, Ahteidenuigea erlitten hak^ 
In so fern im weiteren Verlauf des Erlasses von einem vor dem Kri^ 
¥on beiden Beaten anerkannten rechtlichen Zustand die Rede ist, und dem-i 
Blebtt diese an und lOr aieli nieht reeht TerattedUehe Ae u e e e inn g dwok 
Rinweisung auf den Bundesbeschluss vom 17. September 1846 nfther tat* 
läutert wird , dürfte es nicht überflüsaig aein, «Beeen Beuhlue and deMB 
Entstehung hier naher zu beleuchten. 

Nachdem die Provincialstünde» Versammlung des Herzogthums Holstein 
tte Üner dgnnmüclttigen Anfltenng im Angnat 1846 Torhergegangenen ysaigf 
liehen Erlasse in einer mit einem Antrag nicht versehenen Eingabe zur 
Kenntniss der Bundesversammlung gebracht hatte, und diese Eing^ahe der 
ReclamationS'Gonunission zngest^t war, trug der diesseitige Bundestagsgn- 
•andte eine' Biitllrung vor, in weloher er & in deM Uniglielien ennett 
Brief vom 8. Juli 1846 gebrauchte Bezeiclmnng der dänischen MonarcUt 
als eines Gesammtstaats , und die der Zeit zwischen den Herzogthümem 
Holstein und S<di)e8wig bestehende Verbindung kurz erläuterte, mit dem 
Hinsufügen, dua eine veitndenmg dieser VerUndnng dwc^ den gedaobtan 
offenen Brief dem König niemals in den Sinn gekommen ■it'ensdrück- 
licber Ausschliessung jeglioher Competenz der Bundesversammlung hiusiclit- 
Uch des JELeraogtbumsi Schleswig, und ohne Ertheilung irgend einer Zuai^- 
«hcniaf, ifndoirali eine Anlbelmqg oder Bea^ftnkuug der deneitigen Tor* 
bMnng der gedachten Henogthfimer von der gnetiniinMiBg der Bnndenrar» 
inmmlung abhängig gemacht worden wäre. 

Der Referent der Reclamations-Commission bezeichnete in seinem Vor- 
tng die Eingabe der holsteinischen Provinoialetände zunächst als eine Be> 
sehrwerde füM vetmeinCüdhe Verftaenn gi ^ eil e ton pg, <wie»-den 'UngmBj| der 
Beschwerde nach, bemerkte sodann, dass die Reclamanten bei der Einreichucg 
ihrer Eingabe zugleich die Erhsdtung der Verbindung godaditer Herzogthü- 
mer und die angeblich gemeinschaftliche Erbfolge unter den Bohutz dea 
Bundes an stellen beebsieiitigt hatten; erkUMe eneh bt dieser IBneieihr dtot 
Erklärung des königlidhen Gfesandten für genügend, und gelangte endlieh^ 
ohne sich irgendwie in eine nähere Erklärung über den Umfang der der- 
artigen oder eventuellen Gompetena dea Bundes in der fraglichen Hinsicht 
efnenhese^; m seinem demmehst «nm BioseUnss dnr BmiilHiMiiseiniiihg^ 
erhobenen Antrage, in "WSlfliem das Yorbandenseiii einer Vcrffssungsveic 
Ictzung nicht fiir begründet erachtet, im vorliegenden Falle ingleich aber 
die Uebereinstimmung des königlichen Verbots der Entgegennahme von 
Petitfonen über die BrMolge' mit de» Wörtkn^ des Qeeetae» rma M. MeT 
1831, in äua Umfange, in welchem das Verbot gefasst worden, in Abrede 
gestellt, und die Competenz des Bundes für kttnfligc Fälle vorbehalten wird, 
ohne dass in diesem zum Boschluas erhobenen Antrag oder in irgend einer' 
de» Mf dentelben erfolgten AbUtennwgen der einsotnen Ißt^ieder deg 
ftindeiiwisniinliiig «lek nor mit «Imbi einsigen Wette des BetgegtbM» 
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Schleswig;, oder Prillthn TirirfirfiiHL mit demselben erwähnt worden wäre» 

Es liegt mitliin am Tage, dass von der Begründung der beiderseitigen An- 
erkennung eines recktliobeu Zustande« durch den l'ra^cUeu Benchluss der 
dentsidieB. BandearenHunmluiig und dareh die denraelben vorangegangene 
Brkttnmg des diesseitigen Gesandten eben so weni^' dlv. licde sein kaan, 
als von einer durch jenen Bcsdilnss vorbehaltenen oder durch diese ErkiHrnng 
Auerkumten Competenx des Uuuucben Bundes hinsichüich des Ufinogthuma 
SeUesi^e. 

'Die CkltaDdnMÜnmg ^n«r «Mea Goupeteni wfirde ohnehin mit dem 
im Jabrc 1825 auf die KecIamalioB der homeiniscben Prälaten «Ad Bitter^ 
Schaft erfolgten Bundesbeschlusso, und namcntlicb mit der letsterm voran- 
e^gangeuen, alle denkbare Kinwiikuog der Bondesveraammlung auf das 
Hertogthum floUeswig amiMhüeüenden Abatinunulig Preossens in diame- 
tralem Widerspruch stehen« Die Frage über die erwähnte Competenz der 
Bimdesversammlung kann also nicht nacli dem in dieser wie in jeder an- 
deren Beaiehong unverfänglichen Besohl uss vom 17. September 1846, son- 
dern rfe infiM naeli den Grundsätsen des Völkerrechts und den Buudesge- 
setaen beantwortet werden. Nach völkerrechtlichen Grundsfltaen ist durch 
die vor dem Krieg bestandene Verbindiint^ Holsteins mit Schleswig irgend 
eine Competenz des Bundes in Schleswig ebenso wenig begnlndet als durch 
die Yerlnndnng Oeatreioha mit Ungarn die Competens des Bundes in Ungarn 
begründet sein würde; wohl aber würde die Competattl dae Bundes naeh 
dem Art. 56. der Wiener Schlussacte begründet sein, wenn Se. Maj. der 
K&nig die Verfassung des Herzogtliums Holstein anders als auf verfassungs- 
mässigem Wege abändern wollten; dass Allerhöchstdieselben dieses nicht 
wnHen, ist diesseits ausdrflokliak eiUfiii worden und ein «lalinMi sn Vfr* 
boigen, ist die Bundesversammlung nicht berechtigt. * . 

Im fraglichen Erlass ist ferner der in Flensbiirg t^tattgef^n denen söge* 
nannten Notablenversammlung Erwähnung gcthan, so wie der östreichifwjher" 
aeits bei der Mittheilung des dieser Versaiuuilung vorgelegten Projects ge- 
flalltiii aniftaninen mid beaendem TeiMialti. * 

Abgesehen von der Frage Aber fie rediiliöhe Wirkung Und Bedeutung 

solcher Vorhehnlte in einer keineswegs zu einer Jinswärtigcn Entscheidung 
gehörenden oder verstellten innem Angelegenheit der dänischen Monarchie, 
htttte die diesseitige Begieruug, wenn Oestreich mit dem fraglichen Projecte 
nicht einverstanden war, um so mehr eine besämihte If einiuigsäusserung in 
dieser Hinsicht erwarten können, da die Bestiramungen d«*8 Projects rflck- 
sichtlicli Holsteins und dessen künftiger Verbindung mit Schleswig völlig 
mit einem bei den Fricdeu8untft*bandlungen in Berlin am 17. März 1850 
^ieaseits vorgelcigten Projecte übereinstimmen, welches sich denEeit eines 
entschieden au^gespioelieDen Bei&Ua des k. k. MlniBtei]nrAsidentoa su «r- 
freuen hatte. 

Insofern die Wahl der Notablen für Schleswig unter dem Bemerken 
wiederum zur Sprache gebracht wird, dass bei derselben die Bedingung 
titfiS &r erfGUt gelten kttnne, welahe Oestreich oatir seine Verbshaite mtf- 
gSnoBUnen hatte, kann sich zu einer weiteren Brteterung üher diesen öfters 
und namentlich in einer diesseitigen Depesche vom G. Mai d. J. erwähnten 
Pai^t um so weniger Aulass findMi, als die Wahl dcdr achleawigschen No- 
tabeln sowohl, als die der faolsleinisobe» dwrtii die erfolgte aHeilUMhste Gs- 
nehmigung hat aufhören müssen ein Gegenstand der Kritik su SCin«' Ahgft 
sehen hievon wird Jeder, dem die betreffenden Persönlichkeiten ans unpar- 
teüachen Schilderungen bekannt sind« sich selber gestehen, dass bei der 
Wahl der schleswigsehen und der holstetnisehen Notabein nadh eben den- 
selben Grundsätzen verfidiren int; man hat Männer, welche sich bei den 
Begebenheiten der letzten Jahre in der einen oder andern Richtung bethei- 
ligt hatten, nicht ausgesclilossen, zugleich aber achtbare Männer gewählt, 
welche sich des Vertrauens ilu^er Mitbürger erfreuen, so dass hfli aänwtli* 
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eben Wnhien die Worte des liöniglichcn MamfiMtet rom 14. JmH 1850 
fAichtmttasig xur Kichtflchnur gedient haben. 

Endtteh hnm um auf Venmttssnng der Im «rwUmtai ITikiii geaielheu 

Frage: „ob nicht die holsteinischen Stände durch den nezos socialis der 
Kitterschnftcn mit den Stttnden Schleswigs rerbunden seien", sich diesseits 
nicht der Nothweudigkeit überheben, die wahre Bedeutung des gedachten 
aatiM MMlall« dondi naohttebend«!! wortgetreqgn Antanfg am dar tob ä&m 
vormaligea Bjuudddap p ti rt ea» Herrn v. Moltke (einem der vor kurzem iii 
Flensburg versammelt gewesenen holsteinischen NotaUen), Oftncipirten YoK^ 
Stellung vom 29, März 1847 näher zu erläutern. 

£s heisst darin: 

,,Die ia den Mbm 1722 and 172S a& den Kftrfg Friadci«ilt IT. g«. 

richteten Bitten um eine Declarirung wegen Anerkennung ihrer Privile- 
gien blieben ohne Erwiederung. Erst König Christian VI. ertheilte, nach- 
dem ein communi nomine von Prälaten und Kitterschaft eingereichtes 
Oesaeh tnrttd^pewieMB worden war, den Privilegien auf dawaflnligf be- 
sonderes Ansuchen der schleswigsclien und holsteinischen Noblesse untema 
12. März 1731 auTs Neue seine BestAtigung, jedoch nunmehr in geson- 
derten Urkunden, wobei der Confirmation über die schleswigscbcn Prä- 
lalon mtd Bittonehall die Claneel hinzugefügt war: 

„„so weit solche (Privilegien) Unserer souveraineu und alleinigen 
Regierung über mohrbesagtes Ilerzogthum nicbt entgegen seien." 

Es war natiirlicb, dass diese V«»rgUnge die Furcht vor einer beabsichtigten 
Auflösung der uralten inneru Verbindung der Ritterschaft beider Herzog* 
thfimer hervomtÜBn konnten. Plrftlaten und IGtterschaft des Heraogäimna 
Schleswig kamen daher unterm 7. Juli 1731 mit einer allornntertlinnig- 
sten Hingabe ein, in wficlicr sie, ausser mehreren auf die Ilalrung der 
Laudesgerichte, aul aiir I'atronatrecht, auf die Klüater und auf sonstige 
gao« apedelle Punkte genoliteten Bitten, unter andern wMieh ialligtmämk 
ÄMbtttg stellten: 

„„Wir TH'linien uns die Freiheit, Ew. königl. Maj. mit Wenigem zu 
Gemüthe zu tuhren, wie wir mit der lütterschafl des llerzogtliums 
Holatflin Ton ftat nndeakliohen Zeiten her, aowoii] qooad eraohairenta 
als oncra in einer ganz genauen Vcrbindting gesetzt, auch in dem 
daraus crwaclisenen corpore und nexu socnili von ifdejiniulif^er ^an- 
desherrschaft bestündig ^elassou worden, gcäudiäam denn au £w. 
kSnigL Mm^ nneere aueniatMnlgate Htte dahin geht, daaa uns Dero 
allerhöchste Declaration in Gnaden dahin ertheilt werden möge, dass 
der unter uns und der holsteinischen Ritterschaft obbandenc i >xua 
socialis immerhin bei völligen Kräften uud Beibehalten bleiben so] 3." " 
Nachdem die Kanzki in ifaran hierfiber .erstatteten Bedenken bei Itigt 
hatte, dass selbiger hauptsöchlich in Ansehung der ndeligcu ster, 
wovon nur eins, und zwar das schlechteste im Ilerzogthum Sch) 'wig 
belegen, sowie auch sonst des Credits und der Umschlage wegen, icht 
olme grosse Benaohthellignng der aehieswigsohen Bittsnaiiaft anl^ iImb 
werden könne, erfolgte unterm 27. Juni 1732 die allerhöchste Resol Ion: 
„„bewilligen allergnfidigst, dass sothaner ne\ns socialis, sowc sel- 
biger Uns, als ihrem souverainen und aileimgen Laudesher an 
UnaersR hohen jnrftos nnd CkoreehtsaineB nicht pi t ju disir lh üifr 
knnn, fernerhin beibehalten werden möge."" 
X»aofcm nun dieser Resolution nnd überhaupt der An frech thaltui des 
"^gr^&Annten nexus social!)^, auch in dem allgemeinen Gesetze v* 28« 
^ai 18S1 In nenerar Zeit eine hebe peBtiache Pd to nUuig beigele« nd 
dieselbe vielfach dazu ]>enutst worden ist, daraus eine indirecte Ut^ 
liorrliche Anerkennung der früheren landcüständischen Verfassung rn- 
"^ten* dürfte sich der Ungrund solcher Behauptungen aus den ^ 
Vorhandlaaigen rm leibat efgeben» ISMlen onaweidenCig Torikgti «s 
— d«b«| m WifkUohkcit einalg ud aliahi ot die Ftttdamr i rff 
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hcrigcn Gcmetnschafllioliluit dir Mfaf pffvptfMIl fl i rw ih ti MMH ta* Bittet' 

scltaft gebandelt hat" 

Dass aber durch einen solchergeRtalt bestehenden nexuR sociali« der 
Ritterschaften die liokteiniäcben Provinciaktinde (and andere Stände gibt 
w in Holttefai nicht) ndt den ■Qhlenwigschen nidit TBrbnndtai Min klhinen^ 
■dMiat einef weiteren BeweiBei nicht sa bedlkfen. 



^nlagr II ^ur Dor|lct)nibcn iDcpcfd^r. 

1. Wenn Sc. Maj. ans Rttcksichten auf den Bath und Wansdi seiner 
hohen Alliirten, beschlicssen, nicht nur das Hcrzngthnm Holstein, sondern 
auch das Uerzogthum Schleswig bis weiter als absoluter König unter Mitwir- 
knng heratihender Pmindalstinde m regleren, so geeehieht dies, was das 
Herzogthum Schleswig hctriflft, übrigens lediglich aus freier Mnchtvollkooi- 
menheit, auch keineswegs in der Absicht, auf die Wiedereinföhning der 
ProvinciAlstande-Institution im Königreich DInemark, mit Beseitigung des 
IHr leteteree angenommenen und in WiricMOikeit bertdividen Gmoogeeetsee 
hinwiwrfaeiten, SOndem mit dem Ziel vor Aug< n : auf gesetz- und Terfae- 
«ungsmässigem "Weg, d. h. durch die berathcuden ProvinciAl^tfinde jedes 
der gediichien lierzogthümer für sich und, was das Königreich betrifft, 
durch Beechlflese dei Reidistags, sowie in Betreff Jammbmgß uter Ifil- 
wirknng' ron Kitter- und Landschaft eine organische und gleMnurtlgc rm^ 
fa^iRungsm^Hsige Verbindung aimmtiieliBr Iiandeetheile an einer ^fHimitia 
Monarchie iierbeisufQhren. 

8. fik>wie der KSnig eineedieihi hereito zugesagt hat, «n^ femer «w 
Uirt, daas weder eine Incorporation des Ilerzogthums Schleswig Im ICSnig^ 
reich stattfinden, noch irgend dieselbe bezweckende Schritte vorgenommen 
werden sollen, so können Se. Mig» audemtheils nichts genehmigen, wodurch 
eine ZnMmmeneehmeiwng Holstdne und Sohli^nKrigs, oder fiberhaupt irgend 
eine andere oder nähere Yerbindung dieser Herzogtlninier unter einander 
als zwischen einem jeden derselben und dem Königreich Dänemark gleich 
eantreten oder in Zukunft herbeigeführt werden würde. Die nainentUcli seit 
dem Jahre 1884 stattgei^u^ene Gemelneeheft beider Hm^ogthfimer rfidi» 
lichtlioh der Administration und der Rechtspflege in oberster Instanz soll 
daher, sowie sie durch die Sr. Maj. dem König nicht zur Last zn legenden 
Begebenheiten der letzten Jahre bereits thatsiichlich aufgehoben ist, «ach 
Anwdifn tmd fifar inuner aufgehoben sein. 

3. Dieser Grundaet», wodurch der sogenannte ,,Bcdlleaw|g-fiolsteinismua" 
▼om König definitiv vemorfen wird, tritt keine wegs dem Fortbestelien 
solcher Ikuide hinderlich entgegen, welche sieh zwischen Grenzhindem auf 
€taiin4 ihnRdhttr TenÜoiialbeacäaffenheltvnd analoger Nahmng l Tu MUni iac 
der Bewohner ganz einlach ana der Natur der Sache ergeben,, weil sie die 
Bedingung des socialen und commercielleu Verkehrs in sich tragen. Diese 
werden 8e. Ma^. der König selbstverständlich durßh eine gleiduurtige Gesetz- 
gebung fftr die gedachten Herzogthflmer wie Ar die Uhrigen TheOe der 
Monarehie nach Möglichkeit so ibidem und zu beleben suchen. Ebenso- 
wenig kann jener Grundsatz dem Fortbestehen solcher Bande hinderlich 
sein, die entweder in den für beide Landestheile gemeinsam ge,wordenen 
Inattoiten nicht ftaatsrechtlioher Natur begründet find (der Eidercanal, daa 
Taubstummeninstitut, die Irrenaii.sialt in Schleswig, die Strafanstalten in 
Glücksta^lt, die Benutzung und Erhaltung der Kieler Universität) oder auf 
privatrechtUch gemeinsamen Yertifiltnissen gewisser Klassen beruhen (ein 
jdchtpolitischer nexue sooiatia der sofaleBwigechen und holaldnieeheb 
Ritterschafi). 

4. Glciclnvie der König einosthcils erkennen muss, dass zur Zeit, so- 
lange er dicEegiei iiiigsgewalt über säramtUche Bestandtbeilo der Monarchie 
jMCh mcht anaecblieääiich in die Hand genommen hat, und solange die dnrcpli 
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die iiiijniilWihmi B«giebenheiten der letzten Jahre hervorg^^nifene leidenschaft- 
liche H('w«'f::ni!g niclit bcschwiditig^l worden, nicht mit ifoflnung auf einen 
gedeihlidieii Lrl'olg auf eine gemeinsAme VerfaMOng fiir aämmtUohe Lan- 
i«stheUe hingearbeitet werdw kam, so Mnnoi 8e. Maj. sidi an«li wMArea^ 
hehlen, das« die Mi>gUchkeit einer solchen gemeinschaftlichen VaftillHiig tiad 
fiberhanpt der Verwaltung allerhöchst ihrer Staaten als einer g«?ammten 
Monarchie nur dadurch gegeben sein wird, daas den Verpflichtungen, welche 
der KSnig als Mitglied des dentsehen Biuidea flbenioiiimea hat, kdne wei- 
tere Ausdehnung gageben, auch allerh&chst dessen SooTerainctüt über seine 
beitien (It titschcn Herzogthümcr nicht mehr begrenzt oder beschränkt werde, 
ab die jetzt bestehende Ton dem König Ton Dfiuemark angenommene Bun- 
desgesetzgebung et edweiMdit, and dass endUdi der Bondeatag von jedweder 
Competenzbegründung in oder rückaiehdieh des dlnischen Kronlandes 
Schleswig absehe, mithin nichts au;* dem Bundesbeschluss vom 17. Septem- 
ber 1846 in dieser Bealehong ^herleite, welches über den Wortlaut desaelbea 
hinsnsgehen w&rde. 

6. Waa Bin die praedidM 'Mmg der StaatsgesoUtfte IVr As Deaer 

dbBS üben beseichiMten Uebergangasustandes anlangt, so liegt der Gedanke 
am nächsten, die Verhältniete einstweilen oMh M^lgHohkrit «af den alatBe 
quo aute aiirüok£uluhreii. 

8eb Nr. 1 und 2 ist bsnita nlher eatwiehalt, in weldben Beai«hnng«i 
dies unmöglich sein und wieder den ^TOlen des KSnigt streiten würde. £a 
ist imgleichen unthunlich, die früheren coUegialen Institationen wieder in's 
JLjeben au rufen, wohing^en es rafl^^Aoh sein wird, die derseit der ganaen 
Htmaiobie gemeinsameB Angelegonheiteu aneh fiiiiniklB all Mklie, 
lelrt kl aiiaiitaridlar Fem, m behoMlellk 

Während sonach die früher unter die königlich schleswig-holstein-lanei»» 
burgische Kanzlei gehörenden Sachen, auch ein Theil der zum Ressort der 
Sttitekanuner und des GeneraLzoUkammw- nnd Commerscoll^ums gehörigen 
Ckidilfts nuBBiehr, waeMlssirIg luid HolUsto aaligt, eineai- bsewi top Mi 
Mkiister resp. für Schleswig nnd Ahr Holstein, welche Minister also, jeder 
für sich, als Mnister des luneni in dem betreffenden Herzogthnm zu be- 
trachten wären, su überweisen sden, so würden dahing^en fdlefr^er von 
dns D^parttnmit dee Auewlrtigen, tob den GeMnlac^julafllen dsi* Lsiid* 
milfteiretats und dem Generaloommissariats-Collegium, der Finansdeputation 
und der Direction der Staatsschuld und des sinkenden Fonds,' von den 
ZoUabtheüai^pen des (iteneraiaollkammer- und ConuneraGoUegiams, von der 
Genendpostdoeodon iL s. w. behndellen AngelegenksHee ktt ai te iii iiMk 
was Schleswig «nd Hol^ein angeht, von den k ftriglinhon MinM te m des 
Auswärtigen, des Kriegs, der Marine und derFinansen «n leiten sein, jedoch 
mit dem Unterschied, dass diese Minister, je naehdem ihre Verfügungen 
«nd SMie das KIlirfgfekli oder fteHs w ö g l litt iner keteeffen, im erstem Nl 
iam Ktaiir Rddhilair, im letalm kto iMÜer den VOeig alMh 

iwaatwortlich seien. 

Dabei wird indessen rorbehalten, dem besondem Minister für jedes Uer- 
•og^mB dtttebi Üe gedaohMi gesseiiMMinsiii Angelegenkeiteii Toiltn%iiaflk 
Maassgabe der Umstände wtk übertragen, insofern deren sofortige Leitung 
durch den betreffenden gemdMchallUdiea Mildster auf preetische Sokwieri^ 
ketten stoasen möchte. 

Dm Staateradi dae KOnige würde an tfbamtüokMi Minislen bsetiftee, 
alle nit gleicher Stimme in Sachen, welche die Meiiarchie als Ganzes be- 
treflTen. Die Art und Weise, in welcher andere, für die einzelnen Landes- 
thcile besondere Angelegenheiten im Staatsrath an behandeln und su erle- 
digen sein mOditeft, ao dass dem CdeitMhiietem> des hst f eidi idtm T iind e ert mH i 
in dieser Rücksicht der ihm (ihnen) ^'^obührendc Einfluss gesidMIk werta^ 
dürfte der nähern EntJtchlieBsnng des Königs vorbelnlf^^n sein. 

Wenn nun anch gleidi Torausauseben ist, dass die Verwaltung der ge- 
■wiinrfuMlBkwi AngelegenkeilMi wlkMid der Dteier dea ü eki rg an guiU^ri ii 
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ans verschiedenen Qrdndieii wdMsfig Bein wird, und daaa in mehrfacher 
Beziehung practische Scliwlerigkoiti'n entstehen werden, so scheinen diese 
Schwierigkeiten jedoch nicht unüberwindlich zu sein. >«anientlich so, was das 
gtunehuuoß» Heerwesen anlangt. Principmässig gilt *rom leliBteren gerade^ was 
von den übrigen gemeinsamen Angelegenheiten gilt Die Contingentpflichten des 
Königs gegen den deutschen Bund sind nicht der Art, dass sie die Einheit der 
Armee uu^schliessen oder derselbea ent^^enstehen, was denn auch die Erfahrung 
biiuricihtUeh aUer derjenigen 'Staaten, deren Lande ÜktXhi anaaerhalb de* 
Btindes liegen, hinlänglich bestätigt Wäre auch anzunehmen (was übrigens 
mit Fug nicht behauptet werden kann), dass die Bundespflicht rücksichtUoh 
des Heerwesens eine besondere, aoeschlieaUdi aus Eingebomeoi der Herzo|^ 
tfifinwr SEokteia «nd Laasnbarg geUldeliB TruppenabSieOnng erheiaehe, ao 
liLsst sich doch nicht einsehen, warum nicht die Leitung der jene Heeree- 
abthcilung betreffenden Angelegenheiten vom K«mig als Krief^sherm dem 
gemeinschaftlichen Kriegsminister unter Wahrnehmung deaafails gesetzlich 
«rfau»ener Tonobiiftnii aollte itlwr te ag« werde« können. 

Dahingegen li^ es klar am Tage, dass die mit dem Uebergangszustande 
unvermeidlich verknüpften Unzuträglichkeiten die dringendste Auf^jrderung 
enthalten, nichts unverjiucht zu lassen, um denselben durch Erreichung des 
Sndsweds, «fanr injgmSMkm vM verllMMiBgamiMigen TerUading jinmfe. 
Bsher fttaaililkeile, so Md ätfmd flnvdUh« «In Ziel m «Mm». 

— . --' r. r • - • 

Erlass des K. Oestreich'sclieii Hinisterpr&sidenten ' 
i9St Schwaneikberg . 

d. d. «Hcn, 26. Ümmbar 1851. 

Hochwohlgeborner Freiherr! Graf Plesson hat mir die De- 
pesche seiner Regierung vom 6. d. M. abschriftlich mitgetheilt, 
von welcher sowie von deren beiden Anlagen Ew. etc. durch die 
Gefälligkeit des köuigl. Herrn Ministers des Auswärtigen bereita» 
unmittäbagr Keimtniss erhalten haben. 

hl dieser MtAeilung spricht flle dümscfi» Begierttng' ikr 
Bodaaem darttbet ttiifl, dass dieErktlfaroiigen, welche sie am 26. August 
d. J. an die H5ft von Wieb iind BeiSn richtete, Ydn diesen nieht 
ils genfigend betraditet worden s^en. Sie ^ebt es als ihre fort- 
währende Ueberzeugimg zu eikennen, dass Br. Maj. dem Könige 
einMehreres, als bereits in jenen Eiklkrasgen enthalten, von Seiten 
des deutschen Bundes nicht angesonnen werden könne, ohne seinen 
sooverainen Rechten zu nahe seq treten, und dass daher der König 
die volle Wiederherstellung dieser niemals bestrittenen sonveraincn 
Rechte begehren könne, ohne dass für ein Melireres rechtliche 
Grarantieen von den Mächten, welche im Namen des Bundes han- 
deln, verlangt, von dem König gegeben werden dürften. Sic hält 
CS für die einzig praktisch gültige Anschauung des Standes der 
Dinge, dass der König vorher erst im vollen Besitze seiner recht- 
mässigen Gewalt sein müsse, ehe er zu jener friedlichen Ausglei- 
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ehung entgegensteheRder Ansiehten aefcmiten könnte, welche dock 
unstreitig der wahre Zweck des gegeuBeitigeii Vorbehalts der 
Rechte im Friedensvertrage sein mtisse. 

Die Anlage I der Depesche ist bestimmt, diese Ansichten in 
Bezug auf den Inhalt des mit Nr. 1 bezeichneten Erlasses dos 
kaiserl. Cabinettes vom 9. September d. J. ausfülirlicher darzulegen. 

Dies vorausgeschickt, sagt uns aber diu kfhiiglichc Regierung 
weiter, es werde ihr, wenn durch Rückgabe der landesherrlichen 
Rechte in Holstein in die Hände Sr. Maj. des Königs ihrem ge- 
rechten Verlangen entsp^chen werde, kcriBTentfich in inlier Zukunft 
inöglich Sehl, die ihrer Natur nach m£t aus freien Stücken an ge- 
währenden moralischen Garantien an yerstirken, welche- dem Innern 
nnd ftussem Frieden der Monardhte aar* Gnmdlage dienen. Sit 
.nimmt das Vertrauen der Regierungen yon Oestreieh und Preussen 
in Anspruch, und sie fiigt hinzu, dass sie die dringendste Auffor- 
derui^ habe, sich um dieses Vertrauen zu bewwhen, da es ihr 
ohne dasselbe kaum gelingen werde, den von ihr aar Erhaltung 
und Befestigung der Integrität der Monarchie im Einvernehmen 
mit den Grossmachten betretenen Weg zu verfolgen, einen Weg, 
mit dessen Einhaltung die herangerückte dcHnitive Lösung der 
Erbfolgefrage in so engem Zusammenhange stehe. Schon aus 
diesem Grunde müsse Sr. Maj. dem König vor allem daran ge- 
legen sein, sobald es die Umstände gestatten, die in der Erklärung 
vom 26. August enthaltenen Zusagen durch Kegierungshandlungen 
zu unterstützen, welche, ob sie auch gleich den Text jener Er- 
klftrung in nichjts lindern, geeignet seien, jeden Zweifel Iflber die 
Ton Sr. Majestät an befolgende Politik aussttschUässen. 

; Um nnn im Torans -die Gewissfaett an . erian^g^ny /dass die 
^toehliessungea, welche der ESnig unter UmstBnden an fassen 
geneigt aei, nicht nur des Bei&lls der Regiermigen Ton Oestreieh 
•und Preussen sich zu erfreuen haben, sondern; auch Ton seiner 
Seite her bei ihrer demni&chstigen Ausführung auf irgendwelche 
Hindeinisse nicht stossen werden, bringt uns das Kopenhagener 
Cabinet, mittelst der Anlage II seiner Depesche, die Absichten 
des Königs vertraulich mit dem Bemerken zur Kenntniss, dass 
3e, Majestät deren Ausführung evcntacU niciit beanstanden werden. 

Vorausgesetzt wird aber dabei, dass die Räumung Rends- 
burgs, die Zurtickziehnng sämmtlichcr Uundestruppen aus Holstein, 
und die Rückgabe der vullen landesherrlichen Gewalt in die Hände 
des Königs gleiclizeitig ohne weitern Anstand vor sich gehen 
werde, und es sollen ferner die endlichen Beschlüsse Sr. Majestät 
nicht eher erfolgen, bis die unzweideutigsten Versieherungen darUber 
gegeben a^ wejrden, dass der Ausährung derselben im* Allger 
meinen w|e Im^Euiselnen kern Hinderniss Ton i^isaen en^egen- 
trete, so wie dass .die Grossmltehte die beabsichtigte yorllafige 
Ordnung der Dinga für genügend erachten werden, um darnach 
nnnüttelbar anr Lde^tiven^ Aneikennung. der. Erbfolge und aar 
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Volltlelning der im Londoner Protoooll in Aussicht ^telHen 
Garantieii sni schreiten. 

Aus unseren früheren Mittheihmgen sind Ew. etc. vollstän- 
dig mit den Gesichtspunkten bekannt, aus welchen wir diese Er- 
öffiiungen des dänischen Hofii' im Allgemeinen betrachten. Höchst' 
dfoseibea wenden« daher denmf iNMÜieM^t sein, dm wir, mii dmi 
Ausgaiig dieM Angelegenheit /fli^ beMfakimigeni berdtwiliig übor 
die unenmiaiehr kundgegebenen Abaidkta Sr.Maj«BtMt deeKanigs- 
ms «neepceehen werden, dns wir die»' aber umereiiieiiS' nuf in- 
der Unterstellung Ann fcS^en) ^ne von ilmn Urheber als ver- 
pflichtend betiaehtete,- daher in d«r Aueflyonig geeicUerto BrUl^ 
rang vor Angen 2u haben. 

üeberseagt, dass die Ldsnttg dei^ nodi vorhandenen Schwie-- 
rigkciten nicht länger ausbleiben kannte, sobald nur über die hiezu-' 
geeigneten Schritte der dänischen Regierung materielle Ueberein- 
stimmung zwischen dieser und den deutschen Mächten bestände, 
vei*möchten wir in der That kaum zu besorgen^ dass auch in einem 
so günstigen Falle die dänisclie Regierung zögern sollte, die wirkliche 
Ausführung dieser Schritte durch eine bestimmte Zusage m 
verbürgen. • . . '\ 

Welche irgend ethebliehe Bfldüsicfat könnte einen solchen- 
Bnteefalttes' ftr widUvtHien?- Ihren Aettisenu%en infolge grtlnte 
flieh ihm BMiBnken* darauf, daea sie weitere floateheningen, ab 
bei«Sto in> Sirer' liildanii% vmn 86. AngoM entfudten sind, to 
BegiemogeS' v^m Oeetraiiä nnd Pranesen ana dem Ckuade nicht 
eMlieilen za dfltfen- glaubt, weil dadurch den soaveraineh -Reieiiten* 
diw Königs Eintrag geiehehen würde. Sollte aber ihre Ueberaen- 
g^nig wirklich hierin unerschUttert fbstatbhen ? 

Wäre dies der Ffdl , so leönnten Wir darüber nur unser leb- 
hades Bedauern äussern, da wir nach den Anstrengungen, welche 
seit der Erklärung vom 26. August gemacht wurden, um den 
Standpunkt des dänischen Cabinets jenem der ihm befreundeten 
Mächte zu nähern — und woran dem Herrn Minister Blulnnc ein 
so richtiger Antheil zugefallen ist — einen offenbaren Rückscliritt 
der Verhandlungen darin erblicken müssten, wenn dieselben wieder 
auf die Frage zurückgeführt würden, ob jene Erklärung vom»' 
26. August d. mit Recht voii den im Namen devBund«^ hkm-. 
dtinden lOetotf'lMaAstluideir werdeir'hMiM^ Wir.in4ohten dieee 
Frage um ao Ikkto ftie^^^eht mebr piratftiMeh:bel'S«iit«i4aflMn dtitAn, > 
als wir anf die Brörlening derselben in der Anlage I. der Dej^esehe- 
Tdm» 6. d. itf'^w^tlAe^ wie' wir« iilelftt «reriiehlen körnitiHi — 
einaetbe Aailla«en«iq|^* mMt*' SkuiMi!^' Befremdeni en^gt h ab en, • 
aieht unnöthigerweiee'*ttihel^ einzugeh6ii wünschen. 

Die SonirminetStsrechte^Sr. Majestät de0&£U>hig8 — wir be- 
schränken uns dMtf> dies am wiederholen sind uns heilig,- - 
sie leiden aber, wie wfr innig ttberzengt sind, nicht im entfernfesten 

irgend einen Abbruch; wenn^ auch Se. Mi^eatttt sich in der iasge/ 

2 
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befinden, Ihren Genossen im deutschen Bunde Erläuterungen xür 
schulden, die durch eine einfache Berufung auf Ihre hinde«»herr- 
liehen Rechte, auf die Bundesgesetze und auf das Vertrauen, 
welches Ihre Regierung verdient, unter den obw«ltend^ Verhält- 
nissen unmöglich ersetzt werden können. 

Die Erkliüuüg der dänischen Regierung vom 7. September 
1846 war eine freiwillige, sie wurde gegeben, um Besorgnisse zu 
bcielkwiolitigeo, die dnfdi deo offmen Brief des Kfta^i Cauutiin VUL 
eotBtaiiden werea,. imd in gleicher Abnoht wnide sie dnreh den 
darauf gegründeten BesohlusB der Bundegversammlung angenoinoieo« 
Weder die Höfe von Oestreieh «ndPreussen, noch «ach dieBuii» 
desVersammlung haben fUr diesen Vorgang den Character ein#a 
gsgenseitig verpflichtenden Vertragsverhältnisses in Anflprtiflh ge- 
■nAmmen, den er in der That nicht hatte; sie haben es ebiUMa- 
wenig abgelehnt, den inzwischen Teränderten Verhältnissen jede 
erforderliche Beachtung zu zollen. Auf dänischer Seite wird da- 
gegen gewiss nicht behauptet werden, dass unmittelbar nach jener 
Erklärung der König vermöge seiner Souverainetät auch im ent- 
gegenstehenden Sinne habe handeln können, ohne dem Bunde 
darüber eine andere Erläuterung zu geben, als dass sein landes- 
herrliches Recht nicht weiter beschränkt sei, alü die verfassungs- 
mäsaige Competenz des Bundes reiche. Konnte solches aber zu 
jener Zeit nicht ohne Verietmiig des Bundes geschehen, so gilt 
geiviss dieselbe gücksieht noch nnter 4en gegenwärtigen ümstündepy 
naehdem nidit nur beide. ^HieUe im Fiiedeasvertr^ Beoht^- 
die sie vor dem Kriege hatten, sich vorbehalten haben, eoiidem 
llbevdies der Bund auch in Folge seiner von Dänemark aageroftnea 
Intervention das Recht hat, eine beruhigende Anzeige von den 
zur Befestigimg der wiederheigesteUten gesetalichen Ordnni^ ge- 
troffenen Maassregeln au erwarten. 

Ist einmal erst diese unerlässliche Verständigung bewirkt» 
dann wird allerdings jede etwa künftig möglicherweise entstehende 
weitere Irrung zwischen Dänemark und dem Bund wieder aus- 
schliesslich innerhalb der Frage der grundgesetzlichen Competenz 
des Bundes sich bewegen. Wir gestehen, dass wir gerade in dieser 
Anschauung der gegenseitigen Verhältnisse die zunächst practisch 
gültige erkennen. Nach derselben musste sich daher auch, soweit 
unsere Handlungen als Bundesregierung in Frage stehen, unser 
UrUleiL «her die Jetst beabricht^itsn BnticUiessungen des Königs 
bestimmen. 

Wu* franen nns» nachdem wur somit nnaem Standpunkt In der 
gfnaen Frege anf s nene beie i chnet haben, nunmehr anespreohen 
an können, dass wir in dem InhaH dieser, Rntsobüesspagsn eine . 
der .yotfnderten Lage der Dinge Hngcmessene Ansf^ckoag. der 

eil^egenstehenden Ansichten allerdings anerkennen. 

Die beifolgende Aufzeichnung, welche Punkt für Punkt der 
^t'ißtfi IL der dänischen Depei^he fi»|gt, .erläutert die Beireg* 
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giiii i B «MMMT Zttstimmiing, so wie die Brwarliuigmi, wtldie wir' 
von mner entsprechenden Ansfiihrung hegen. 

Dm dfiaiselM Cabinet wolle daraus insbcsoTidcrc sich flber- 
zengen, dass wir weit entfernt sind , fitr alle Zukunft die miver* 
änderte Beibehaltung der provinzialständischen Verfassung der 
Herzogthümer ausbedingeu zu wollen. Wir anerkennen vielmehr 
die volle Geltung des Bestrebens , die bestehenden politischen 
Einrichtungen aller Theile der Monarchie durch entsprechende Aen- 
demngen oder Ergänzungen in den künftigen nach conservativen 
Grundsätzen herzustellenden Organismus des Gesammtstaats einzu- 
fügen. So wie wir aber bereits wiederholt veranlasst waren, uns 
gegen die früher von vornherein erklärte Absicht der dänischen • 
Bfligieniiig auimsprechen, -die PtofrmoialstSiide nttr sttin Zwedc ihm 
de&iitiv«!! Beseitigung wieder ehuttbenifini und die Vef^usang 
der Mbttarehie annMliliesflUch dem im Königreich Dibiemaik gel* 
teaden Grondgesetie annipasBen, so muss m» aueh jetzt daran 
geigen sein, der tnSgliclien Deatnng entBehieden Torzabengen, aU 
liege eben dieae Absieht aiieh in dem Sinne des ans g^ganwärtig' 
ni^theilten Programms. 

Die Eifaaltoqg selbstständiger Verfassungs* und Vcrwaltungs- 
einrichtungen in den verschiedenen Landestheilen, unbeschadet der 
im Mittel yiimkt vereinigten Leitung ihrer gemeinsamen Angelegen- 
heiten, erachten wir für eine nnerlässliehe Bedingung der Befesti- 
gung der innern Ruhe der Monarchie. 

Wenn die dänische Kegierung an die Bedenken erinnert, welclre 
sich gegen eine, sei es auch nur vorübergehende, Wiederbelebung 
sclile.swigächcr Provincialstände , aus den Ei-fiihrungen der letzten 
sehn Jahre für sie ergeben, und wenn sie Zweifel äussert, ob von 
dsm Yersncli, duroh ein scdehes Oigan zu einer gemeinschaMichen 
VerfitBsung flfr die MonaMfaie zu gelangen, ein gedeihKehw Erfolg 
srwwtot werden kSnne, so weilen wir awar das unvericennbare 
Oewieht Ihrer diessfUlSgen Bemeriomgen nicht bestreiten, aber andi 
nicht unerwihnt lassen, dass es hauptsHefaiieb die Uneteheiheit der 
firbfolge war, duroh welche die mit der Integrität der Monarobid 
UBrereinbare Richtang der ständischen Thätigkeit hervorgerufen 
und genährt wurde. Unter den jetzigen Umständen, nachdem der 
Grundsatz der gemeinsamen Erbfolge gegen jeden Versuch der 
Anfechtung bereits liinlänglich gesichert erscheint, dürfte die Iloft- 
nung nicht unbegründet sein, es werde künftig ein orspriessliches 
Zusammenwirken der Regierung mit den Provincialständen nicht 
vergeblich angestrebt werden, wenn von beiden Seiten die gege- ' 
benen Grundlagen, einestheils des bleibenden Verbandes der Mo- 
narchie, andemtheils der gleichen Berechtigung aller Bestandtheile 
derselben, aufrichtig angenommen und in ihren nothwendigen Fol- 
gen anerkannt werden. • ' ' 

Wenigsteas glauben wir, dass iie Schwierigkeiten, mit welchen 
citt mit R^pviientAtivaCäadQn .und vieIAM>h getheilter ministerieU«r 
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Vemniwc^rtlichkeit üborhänfter Organisationsplan, wie der uns frttfanr 

^urell den Grafen Sponiieck vorgelegte, die Regierung des däni> 
Bcbon Gresammtstaatö unv^ermeidlich umgeben miisste, nicht von 
geriTiffcror Art, ja vielleicht weit schwerer zu überwinden sein 
-^vürdcu , als diejenigen , welche von der Wiederherstellung der 
provincialständiBchen Xnstitutioaen der Herzogthümer besorgt weiden 

Dass die Berufung der Provincialstände, auch wenn sie noch 
während der laufendea lechsjährigen Wahlperiode erfolgt, uiir 
unter Anordnung ntner Wahlen naefai den* Beatnuiiviigen nm 
1831 und 1834 vor flieh geka, dm' die YnästünnQ für die 
herzogl. Augustenbni^chm FideioonmiuMgttter wegfiiHe, Mwle- 
das» in der. schloBwig^aelien StSodeferaeinulbng' die. Bemitong 
der deutschen und dänischen Sprache gleichinlifleig- gteteittet seiSn- 
BoUe» wird von der kais. Regierung nicht beanstandet, und eben» 
SQWeiüg glauben wir den Absichten Sr. Maj. des Königa». die ge- 
wiss zugleich auf Behauptung des königl. Ansehens und anf 
Beruhigung der aufgeregten Gemüther gerichtet sind, in der Frage 
vorgreifen zu sollen, ob und inwiefern die seit dem Friedensschluss 
erlassenen Anordnungen etwa einer BeraihuQg durch die Frovin- 
cial&tände noch zu unterziehen wären. 

Würde nun die dänische Regienmg sich bewogen finden, 
diejenige Auffassung ihres Programms, die wir in dem gegenwär- 
tigen Erlass und in der Anlage desselben niedergelegt haben,, 
auch die ihrige anzuerkennen, würde sie uns zugleich der wirk- 
lichen Ausfithrtmg der Abgiehten, die sie un« bis Jetil effciill 
nur als eine mögliche EvenblalitKt sur Kekwtaifls gebraelkft hat», 
in, der bindenden Form einer aaf Befehl Sr. Maj« dee KSaigi ein 
gegebenen Erklärung venüchem und damach audk Uit» Haadlungani 
einrichten» Bcweifc- daeu echon jetit YennhMimig; .gegeben ist, so/ 
könnten wir auf einen baldigen versöhnenden Ausgang der seit- 
herigen Irrungen zwischen den verschiedenen Theilen der dänieclM 
Monarchie, wie zwischen dieser und d^ deutschen Bund SttTer-* 
.sichtlich vertrauen; wir würden das Mandat, kraftt dessen wir in 
Gemeinschaft mit Prcussen den deutschen Bund; in dieser An- 
gelegenheit vertreten, unter gleichzeitiger Ktiumiing Holsteins und 
Wiederllerstellung der vollen landesherrlichen Growalt in diesena 
Herzogthum zurücklegen, in der Bundesversammlung fiir die ge- 
troffene Vereinbarung einstehen, und zugleich die neue innere 
Begründung dos Verbandes der unter Einem Herrscher vereinigten 
I«*nde für weit genug vorgeschritten erachten, um uns an der 
völkenMlitlichen Verbürgung der Integrität der Ifienanshie autfeelati 
AoerkeniiMiig der gemetuaamen Brl^]ge'«U' Iteliheaii^ 

Baa.Progi'amm «elbst beeeicliMft: den nSehfllstt mid. nedhren- 
«Ilgen Schritt zur ErftUung der darin enthaltenen Zaat^fio, aadcBi 
""^^ fünften Punkt Ittr die ematweiUge Ftthrm« der Sta«lsge- 
»o^te bU znr definUive» Brledignng 4er VjetSuußmgßfit^ mtr 
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«otge Ivüt Nur in AerMdnfig dee BtMrtmäies ttr die gesatumte 
.Monarebie aus Hl^edeni, & den Terscbiedenen Befltanddieil«!! 
dBMeUben angehören, liegt von der dänischen Regierung diir- 
•gebotene BürgBchaft fUr die vorl&ufige Wahrung der Intcresseo 
md der §^<äb«redhtigten Stelknig aller Laadeatheile. Die Emen- 
nnng dieses Gesammtministeriums erscheint uns daher als unattf- 
»chieblich, und wir hoffen auch, dass es dem erleuchteten Urtheile 
des Königs und seines Cabinets nicht entgehen werde, wie sehr 
der Werth dieser Bürgschaft in den Augen sowohl der auswärtigen 
Mächte, als der Angehörigen der betreffenden Landestheile von 
einer dem Zwecke vollkommen entsprechenden Wahl der Persön- 
lichkeiten abhängt 

Dem Berliner Ilofe machen wir wn dem gegenwärtigen Er- 
lasse MhtheBimg; flff den Fall, dass dessen Ansichten, wie wir 
an glanbea iKreitB Veranlassung haben , mit 'den nnsrigen ftber- 
emirtiniiWHi, erhalten Ew. eto. Mennit den Auftrag, dem Kopen- 
liagenar-CaUnal an «klXnn^ dass Se. Maj. der Kaiser, «benengt» 
allen gereoiilen Aniordemagen aas aUerhödnt Ihre Biterrention In 
dar holsteinischen Angelegenheit entsprochen an haben, nnr die 
entschiedene Bestä^gong des Einverständniases der Begierong Sr. 
Majestät mit den gegenwärtigen Eröffnungen erwarten, um sofort 
die nöthigen Befehle wegen Rückgabe der vollen landesherrlichen 
Gewalt in Holstein in die Hände des Königs, so^vie wegen ZuHick- 
ziehung der k. k. Truppen aus Holstein, einschliesaUch der Festung 
Bendsburg, zu erlassen. 

Se Maj. betrachten es dabei als von gelbst verstanden, dass 
der seither von österreichischen und preussisclien Truppen besetzte 
Theil Rendsburgs von Truppen des neugebildeten holstein-lauen- 
burgischen Bundescontiugeuts besetzt werden wird, und dass die 
finladieidung der bestrittenen Grenafrage vorbehalten bleibt 

(Oes. Sokwartenbetg.) 

Anlage jur t)or(lfl)ettbfn ilBqjffdje. 

1) Der kaiserlich östreichiflcho Hof vernimmt mit Befriedij^nnp den 
Entschlnss ßr. Majestät de« Königs von üäimniark, nicht nur im Hentog- 
thmn Schleswig die sn Recht bestehenden proviucialständischen Institu- 
tionen wieder in Wirksamkeit treten zu laMen, und wenn Se. Maj. suglcich 

die Absirlit kimdgeben, auf p^esetz- unrl veTfaBBnnq^smäHsigeni Wege, also 
nach Berathung mit den ProvincialMtänden der f^edachten Herzogthümev, 
und wag das Königieich Dänemark angeht, durch Verhandlungen mit dem 
Reichstage, sowie in Betreff Lauenburgs unter Mitwirkm^ der Ritter- und 
Landschaft eine organische und gleichartige verfas-^irnj^^nmässipn Vorbin- 
dnng fiämmtlic'her Landestheile zu einer gCBammtcn Monarchie herbeizn- 
fuhreu, so vermag der kaiserl. Hof diese Willensmeimiog des Königs nur 
ab tMt die BrflkUonf einer «nebweislielien Angabe gerichtet ansiiwkennen. 

Die freg^en wärt ige ProvincialvcrfasHUng Ilolstciiis, auf welche der' 
Art 08. der Wienea* Öchluesacte Anwendung findet, wird der Verwirkli- 
chung diüxcr küuigl. Absicht luusoweuiger lündemd im Wugc atcliou 

fcBi^eii,' els ecbep In den fteeelieni «elde die j^oevbiiBialstiindiselien liph 
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«titattonaii in HoliteiB begritaidet luOiem te WßUf JMkOmfaarg'Minabim, 

nadl ■»Wgängiger Berathung mit den Ständen, vorgesehen ist. 

So aufrichtig aber Se. Maj. der Kaiser die Ruhe und Wohlfahrt des 
dänischen Keichs durch eine seinen Bedürfnissen angemessene definitive 
Or^isation tml^aeUdwl befestigt m tehen 1raAieiie&, ebena»<aw. 
sicbtÖchflberlasseil jSlerhöchstdieselbe sich der Hoffnung, dass die dänische 
Eegierang bei ihren auf diesen wichtigen Zweck gerichteten liostrehungen 
nic^t, e^a den Institutionen, welche dem eigentlichen Künigreieh Däne- 
mait: wSbrend der lotsten Jähre TerüMien wofden , eine ansM^hlibeiAMfe 
BeToirsngun^ sawenden, sondern dass sie dabei die bleibcnr^rn Yf^rhältnisge 
der gesaraniten Monarchie und den Zweck der inneru Kraltjgxmg ihres 
Yerbiindes za einem Gänsen als die, einjug sichere Kicbtschuur vor Augen 
haben werde. ISninal bierflber bembigt, werden 8e. Maj. nicht sl^nmcni, 
an der Sicherung jenes Verbandes durch völkcrrechtlicbe Verl »ürgiing einer 
geiiicinsnine Erbfolge in allen Theilen der Monarchie mit anderen beftemi- 
deten Mächten sich zu bethätigen * • 

• 2) In der Erklärung Sr. Maj. des Königs von Dänemark, dass weder 
eine. Incorperation dee Henogthnms Sehleswig in das KOoigreieh jtatU 
finden, noch irgend dieselbe bezweckende Schritte vorgenommen werden 
sollen , erblickt der kaiserliche Hof mit Gcnugtliuung eine neue Bestäti- 
gung jener Zusage, welche bereits von dem hochseligen König Christian 
Yin. flebwa Unteribanen gegeben^ dann rem .de« Jetat regierönden Königs 
Maj^tilt alsbald nach dem Friedensvertrag vom 2. Jnli 1850 in dem 
Manifest vom 11. d. M. erneuert, auch in Gemässheit des vierten Artikels 
des erwähnten Friedensvertrags dem deutschen Bund als eine zur Pacifi- 
eatton des Landisri gelSisste EntseblieseuBg des -Königs sur XenutiiiBS 
bracht wurde. Wenn dagegen Se. Maj. von Dänemark diejenigen andei-wei- 
tigon Erklärungen, welche von der Regierung Ihres Vorfahrs auf. dem 
Thron am T.September 1846 in der Bundesversammlung freiwillig gegeben 
tind von der letsfeeren laut des BebcbliullBes Tcm 17/ desselben WAiais 
als befriedigend anerkannt worden, und wonach es nicht in dem Will^ 
Königs Christian VIH frelenren wr^r, irgend eine VerÄndenmg in den 
Verhältnissen berbeizutuhren , welche das Her^ogthum Holstein mit deip 
Herzogthnm Schlesi^ damals verbanden — der gegenwärtigen Lage dsr 
Dinge nicht mehr in allen Stücken angemessen finden, insbesondere siäi 
fiberzeugt halten, dass die namentlich seit dem Jahre 1834 stattgefimdenc, 
in Folge der letzten Begebenheiten aber bereits thatsachUch aui^hobeae 
Gemeinschafk beider Hensc^hfimer rllcksiehffieh der Adm&iistriilion und 
der Rechtspflege in oberster Instanz auch fiir die Zukunft aufgehoben 
bleiben müsse, so wird von Seiten des kainerlichen Hofs anerkannt, dass 
die erwähnten Erklärungen vom 7.. September 1846 die damaligen Ver- 
hältnisse der dänischen Monarchie m Yoranssefesiuig hatten, mid nieht 
nSt der rechtlichen Wirkung verbunden waren, die vom Köm'g hinsichtiich 
jener Verbindung unter veränderten Umständen vermöge seiner Souveraine- 
tätsrechte zu fassenden, die gesetzliche Competeuz des deutauhen Bundes 
Bidit. beHOttenden fintschliessiingen Ton der ZastiBammg des 'Bundes, ab- 
hängig zn machen. Die kaiserliche Regierung wird daher die Anfhehuag^ 
der gedachten Gemeinschaft ihrerseits nicht beanstanden, auch ihren Einfluss 
anwenden, damit diese Massnahme von. der Bundesversammlung nicht 
heanstaiidet werde. 

3} Mit (lein Punkt 3 der dSaisehen Anlage erklärt die ksSsorlicilie 
Begierong sich einverstanden 

4) Da Se. Maj. der Kai.ser niemals zugeben werden, dass innerhalb 
des deutschon Hundes die Souverainetätsrcchte eines seiner Mitglieder ' 
aiidem Beschräainmfifen tmtenrorfen, oder dass an ein MllgUed des Bundes 

weitergehende Anforderungen gestellt werden, als dieses gegenüber snmrat- 
lichen Genossen des livxndep vermöge der grundgesetzlichen Gleichheit der 
wechselseitigen Vertrag&vechte und Vertragsobliegenheiten g^chieht ; da 
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es ferner fiir die kaiserliche Regienmg: «lisaer allem Zweifel steht, d«M dte 
üeltuug der Bimdesgetjetae , mithin auch die nur aus d» ii^elben hervorge- 
bende Competetta des Bandes sieh niemals auf ein Kum liuud i^cht gehö- 
t%e» Idttd enrtreckeii kann, da auch fiberdies 'die 1cal«er1icli6 Regierung 
berntt fr&lier aasgesproehen hat und durch die gegenwärtige Erklärung 
noehmalg ausspricht, daps sie aus dem UundesbeschluBs vom 17. September 
für den Bund keine Kechte herleitet, welche über den Wortlaut des 
BeacUiusM h«ransgeheB wOfani, ao efaeht«iSe.Mi^ ««weit AUerhOeliit- 
dieselben cur lldfitwirkuug berufen sind, die Bedingungen fbr vollständig 
gegeben, unter welcMen es der Weisheit und dem Gerechtigkeitssinn des 
Königs gelingen wkd, die bundesgemässeu Veriiäkniflse seiner deutschen 
Heizogthaner Holstaim «nl lAneabtay mit den' JbMUfniasMi ein* ^ 
tMlnschaftlichen YerfasBung und Verwaltung seiner Staaten als einer ge- 
sammten Monarchie in befriedigender Weise au vereinigen and in Einklang 
zu erhalten. ' ' ' ' > 

5) Bekannllfeli M tta kaiierl. Regierung sieii wMeiliiilt teavT 
berufen, dass durch den Friedensvertrag vom 2. Juli 1850, iudaa derselbe 
beiden Theilen alle Rechte vorbehält, die ihnen vor dem Krieg zustanden, 
zunächst auf die Wiederherstellung des status quo ante in deu streitigen 
VerfaUtnAtten liingewieeen werde Hure Billigung ist datier def kSnif^dl 
dillischen Regierung gesichert, wenn diese ihrerseits erklärt, dass sie bii 
Star definitiTeu Organisation der Monarchie die practische Leitung der 
fitaatageschäfte , unter den von ihr bezeiclmeten Einschränkungen, auf 
welche die obige Brlcllbfaiig unter '1. und 2. Bezug bat — auf den status 
i^uo ante nach Möglichkeit znrückzufUhren gedenke ; Se Maj. der Kaiser 
sprechen in dieser Hinsicht die vertrauensvolle Erwartung aus, dass der 
König, g^eiokme in der Frage der künftigen Organisation der Monarchie^ 
«0 miSb. in d« ainttwefligea Leitung derBtaa««geao]iifte, die den TersÄICf> 
denen Landestheüen gebikhrende Stellung als Gliedern eines Ganzen, in 
welchem kein Theil dem andern tmtergeordnet ist, durch entsprechende 
Einrichtungen mit fl^eiohmäsaiffer Sorgfalt zu wahren wissen weide. 

Wüim düüm Zweek, ia demBelnflM» Ma ea nkhi tttttBah Isf» Ai 
iddiere collegijdifRihe Form der obersten Iiaitng d«r8ta«tageschäfte wieder 
in das Leben zu rufen, insofern vollkommen entsprochen sein wird, als 
die besondem Angelcjeenbeiten der HerzogthQmer Schleswig und Holstein, 
welche voniiidsmclemGea^iiifMa^^ 

Kanzlei, saBi Theil tmA £u jeaaas der RenMunnmer und des Caecal* 

zollkammer- und CommerzcoUegiums gehörten, nunmehr fTir jfdcs der ge- 
nannten Herzogthümer einem besondem Minister des Iiiuem übertragen 
sein werden, so ist et andemtbells den gere c ht e n Erwägungen der kidMit; 
Regierung ttkttft entgangen, dass jene '(^nll^ordnete Stellung aller Staate» 
theile eine wesentliche lieeinträchtigung zum Nachtheil der Herzogthtbner 
erleiden würde, wenn die auf die gesammte^Monarchie, sieh erstreckenden 
Angelegenheiten ansaehtiesslieh Ton Miiästern geleitet werden aoUten, welche 
rücksichtlich der Herzogthümer nur dem König, was aber dÄs Königreick 
Dänemark angeht, auch zugleich dem dänischen Reichstag verantwortlich 
wären. IHe königliche Regierung hat d^er auch bereits, in solcher Rück- 
sicht gleichzeitig erklärt, dass ale sidi Toxbehalte, einen den Umaliiidm 
angemessenen Anthoil au den gedachten gemeinsamen Angelegenhelten 
den besondern Ministem fiir die Herzogthümer einzehi zu übertragen, und eg 
bleibt dem kaiserlichen Hof nur übrig, seinerseits eine unpartensdie Ana» 
fBhrung dieses Teribehalte äfai das geeignete Mittel: axunmeineft, «ii Üi 
M^ähnte l^leichhcit zu beseitigen, und den Uobergaa|p m des aeo. Sl| 
gründenden organischen Verbindung des Reichs unter Verlwiltnissen zu er- 
mitteln, in welchen sämmtliche Unterthnnen des Königs eine beruliigende 
(Sew%hr fUr die gegenwärtige nad kftnftige Wahrm^ Ihrer üitefesse* ha 
OeymiBlitaaf w eribttohen wfaillfiii> 
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Iriigg dea K. Prenssischen MfMagMi^Um 
Iflnu f OB JiitfftulM 

m Un d^rfaiiMfii in l^optnl^Agn^ HU W^rt^fr, . 

d. Jinrlin, bm 30. Sfctnibtr 1851, 

Ol» rvaa VM B«r. BiO^kmMgakvm h AiMi<ctt gpfteUtoii 

Tom eSnes m den Gnfini Büle-Bralie gericdKteteii, mit nrei fitol- 

Yoin >6. d«9i^ 

im Mig gdangt Ich eine vollständige Abschrift dieser Schriit- 
flUol» Mefbei. Btetelb« «iad, wie ich Ew. HoohwoUgdbomi 

kaum zu verdchem brauche, Gegenstand «iagehender, von iksk 
«ufrichtigsten Wunsch der Verständigung getragener Erwägung 
und Prüfung gewesen. Sie haben namentlu]i VersJilttSäung ge- 
geben, sich diejenigen Punkte zu vorigen w artigen und dieselben 
zusuTnincnziistellen, tiber welche allseitiges Einverständniss als 
bereits vorhanden anzusehen ist. Auch diese Zusammenstellung 
finden Ew. Hochwohlg. in der Anlage. Die darin aufgenommenen 
Punkte bilden natürlich unter sich und mit dem Lüialt diesös 
Erlasses ein zusammengehöriges Ganzes, dessen einzelne Theiic 
ßich als Bedin^ngen voraussetzen und ergänzen» ind^ ich 
Ew. HcMbwoUs. «emiMtba« tUme Anlai^ j»r i B ^ nti^w s des Bm^ 
ICnirteM BhdoM su htingen, bleibt «lir mr mitk übrig, uit we- 
itigen W<n1en derjenigen Pmd^te fkwlSbmag in ^hnn, MnucMkli 
welcüier ^e XSn^^g bisher noch niebt ^Sraillch stat(|^land<si 
bat, welche aber auch ;th^s weniger erheblich , .theils mehr .tmilr 
siiiorischer Natur sind, und nicht sowohl orgaaisdbe Ekkiichtnqgin 
selbst, als viehnehr die Ai^^ imd den Zei^poidrt ibrer AMMmilp 
betreffen. 

Hierher gehört zuvörderst die Absicht der k. dänischen Kft- 
gierung, die durch die Kegierungsvorgänger Sr. Maj. des KöDigs 
von Dänemark eingeführte Gemeinschaft der Verwaltungsbehörde 
und des Oberappellationsgerichts für die HerzogtliÜmer Holstein 
und Schleswig nicht wieder herzustellen. Es kann ^vohl nicht be- 
zweifelt werden, dass, je lebhafter die Untei'thanen Sr. dänis<^ea 
Ma^ in Schleswig und Holstein die Vorzüge dieser ihnen von 
ihrem Landeskerrn gowäh^n gemeinsten Elinrichtungen empfunden 
batteiii m» um sd schineiadidher dorob deren Entstehung berühr^ 
werden. Wir geben «ns datier derHo&ang hin, daas das fc. dlnimti 
GoHvenement bei der erfolgten Anfbebung jener gemelnsebKll» 
Hohen OberbebSrden, in woMwollender Ffirsoige ftr dte Berqhi* 
gung der GkmÜiher., der Reditfl{iflege und der Verwaltung eim 
mit den allgemeinen Wnnsdien mUgfirbsif ^jberrinstiwMnde O^gi^ 
nlsatiou geben werde. 
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•lü voller Zuversicht i^Uuifoen wir vonnuatM nt dMtt, 

.dasB es die Abaidit der k. dänischen Begietung ist, den noch 
lortda^emden AusnahmezmtMMl im Herzogthvni Schleswig aufzti» 
heben, bevor die Wahlen zu den dortigen Prorindalständen statt- 
finden. Wenn diese Wahlen dann unter der Leitung eines Ministers 
erfolgen, der das Vertrauen des Landes geniesst so wird letzteres 
sich frei und zuversichtlich an denselben betheiligen , und seine 
erwählten Vertreter als wahrhaft berechtigte Organe der Landesin- 
teressen begrüssen. Es ist von hohem Werth und erfreulichster 
Vorbedeutung, dass es nicht an ausgezeichneten Persönlichkeiten 
fehlt, welche in jeder Beziehung die gewünschten BUigschaflcn 
dfliineftaii wOrden, mid' welche, zuverlässigen Nachticbten zufolge, 
«ndi Woit 'flniA, Üem Brife fk, Maj. des Königs von Dänemark 
SU dieser ecliwierigeii aber eine flberaw «fi^^enareiclie '^STiikaanikett 
Ten^pveohendea Stdlung zm fotgen. 

hk die Tinif—|[ «der schkewig^eeheii Ai yleg e nh eiten ^ecAchm 
^Qinden anvertraet, und steht auch iiir Holstein ein Staatsmann 
von gleich aiisgezeichneten Eigenschaften an der Spitze der Ver- 
iV«lt«Mg, .ao wkd in der Stoliiing dieser Minister aU Müglieder 
des den ausgesprochenen Interessen ßr. dänischen Maj. gemäss zu 
bildenden Gesammtministerinms , fiir die baldige Ausftihrung der 
landesväterlichen Absichten, Sr. Maj. des Königs-Herzogs eine hohe 
Garantie liegen, deren Gewicht auch von den deutschen Mächten 
im vollen Maase gewürdigt werden muss. Die Ausschreibung der 
Wahlen zu den Provincialstanden und deren Zusammentretung in 
einer möglichst nahen Zukunft würde dann die jetzt den deutschen 
Bund vertretenden Regierungen veranlassen, der Bundesversamm-» 
kmg diejenigen liawmgehi " swr O e ne t ni igung vomdegen, die 
ab aar WiederkerateOu^g der Tolhn- landmer^lidien Gewalt im 
Herzogthnm Holatdn eicfinrderlich aiigesehen wercten mfiaateii, 
Wk bedauern aofiidbjtig^ dau die ijjbeiten der in Benda«t 
Imig •■ i MBMia aigetBeten- gewesenen 'Grans '-tt^ffaliE«i^[e-0ommi6^ 
iion nicht ein Resultat geliefert haben, das geeignet erscheine^ 
eine baldige Feststellung der Territorialgrenze zwischen beiden 
Hei^ogtbümem daran zu knüpfen. Bei den divergirenden Aufstel- 
lungen der beiderseitigen Commissanen, und bei dem allseitig 
empfundenen Bedürfiiiss , diese Frage znm Anstrag zu bringen, 
scheint sich der Ausweg einer schiedsrichterlichen Entscheidung 
durch eine dritte europäische Regienmg darzubieten. Vorausgesetzt, 
dass ihn sowohl der deutsche Bund als Dänemark annähme, würde 
die Entscheidung freilich erst nach Verlauf eines nicht genau vor- 
herzubestimmenden Zeitraums in Aussieht stehen. Uni indessen die 
Räumung Holsteins durch die Bundestruppea nicht so lange aus- 
mbImi urfirda diecMibe aocli acfton dann erfolgen lolfamen, ^enn. 
Wie ^ites fl^tm der .dentadien Ifitdite besdnuni imd als i^ek von 
idbBt Terstehend' Vozimatfefietsst werden kann, an die Stelle der 
jetsi in Iteodsborg befindlkhen Bnadestruppe» nur 
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des holsteinischen Bundescontingemto ^AMelbtt verwendet, ünd, wie 
nicht minder ala den Verhältnissen entsprechend ton der königk 
dänischen Regierang anerkannt werden wird , in dem zeitigen 

fortificatorischen Zustand der Festinig vor der definitiven Erledi- 
^pmg der Grenzfrage keine Veränderungen vorgenommen würden» 
Ew. Hochwohlg. wollen sich im Sinne der vorstehenden Be»^ 
merkungcu gegen den Herrn Minister Bluhme äussern, demselben 
Auch, wenn er es wÜBBcht, Abschrift dieses Erlasses mittheilen. 

(Gez.) Mataeuffd. 

Wenn es in dem Erlasse des k. dänischen Ministers der auswärtigen 
Angelegenheiten an den Grafen von Billc-Brah© vom 6. d. M. heisst, daa^ 
die däniBche Regierung die dringendste Aufforderung fühle, sich uiu dai 
Yerferanen der Cabinette yom Berlin und Wien sn bemthen, und wenn 
demzufolge in der Anlage TL diejenigen Regieningsmaaasnahmen näher 
bezeichnet wcrdi n, welche in der Absicht Sr. Maj des Königs von Däne- 
mark liegen, und durch welche die bereits imter dem 26. August ertheilte 
Anlflche ErUärang, das HeRogChnm Holstein nach den bestehenden Ge- 
setzen zu regieren und etwanige Veränderungen derselben nur auf ver 
fassungsmässigem Wege einzuführen, näher begründet wurde, so kann k. 
preuBsischerseits in dieser eingehenden Eröffiiung ein fernerer Schritt sa 
einer baldigen definiliTen Venmdfigi9>g nur mit Freuden begrüsst werden. 
"Wenn man das Gebiet der einzelnen Frngen liberblickt. dernn Gesammt- 
lösung die Aufgabe der Verhandlungen zwiHchon den deutschen Mächten 
und Dänemark bildet, so wird man sich der Ueberzeugung nicht entstehen 
kSnnen, dass hinsichtlich der misten und' ilberwfegtnd jHditijmi, Finiclf 
ein EinverständnisB als bereits erreicht angesehen ist. 

I. In erster Lhiie erscheint hier die allseitige Anerkennung des Prinr 
cips, „dass im europäischen Interesse die dänische Gesammtmonarchie hk 
ihieir gegenwMrtigen ZusammensetEong-. abi Oeosnet mtcor einem Moofttd 
xaaammen bestehen bleiben soll." 

n. In Voraussetzung dieses anerkannten Princips ist ferner allseitigi 
namentlich auch von Preussen, die Zustimmung zu den Festsetzungen 
ansgesproohen worden, wdebe tib^ die Thronfioge in der dänischen Ge<- 
sammtmonarchie zu Gunsten des Prinzen Christ an von Glöcksburg und 
seiner männlichen Dcsccndenz aus seiner Ehe mit seiner jG^UMhUm j^M, 
gebomen Prinzessin von Hessen, getroäen worden sind. . " ^ 

Aneh Aber die Art nnd Weise, Wie diese, Festsetsnngen, soweit^sle 
Bich auf Holstein beziehen , durch Beseitigung eines an sich zwar zwei- 
felhaften, dücli unter den obwaltenden Umständen nicht zu übersehenden 
Anspruchs (des Herzogs von Augustenburg), noch eine formellere Begrün«% 
dung erhalten lUtanen, ist albjeitiges Knvewtitndnise roihaaadiui, Das preos- 
sischc Cabinet darf sich der Hoffnung hingeben, dass gerade in dieser 
Beziehung seine Bemlkhun|pen k» dänkoherseits gewürdigt und anerkannt 
werden. • ' ' > • » 

m. In Bel^ HolstoinB steht Hast, das« die Pro^indikflnd» de^ 
Herzogthunis als dessen gesetzmässig bestehendes Landesorgan zusammen-^ 
berufen >verden sollen, und dass diesen Ständen die Vertretung der eigen' 
thümlichen Rechte des Landes zusteht: 

IV. Die beweflheto Maefai dm Heneogifannis Holetein all dentedwn: 
Bundeslandes ist im Einverständniss zwischen den den Bund vertretondeur 
Mächten und der Krone Dänemark organisirt, und indem ihre BcRtimmung, 
als BundcBContingent vorbehalten worden, der Oberbefehl darüber dem 
Küttig von Dtnemaric ate deinlErisgBhetni deff Oe ie iMni li w o n e i re hi e AedaebebV, 
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V. Die Verhältnisse des HcrzogtboDui Sdaleiwig, als einw MMer- 

'deutscheu Lande«, Bind au sich nicht Gegenstand der Erörterung und 
Terhandluiig d^s deutecheu Bundes. Nur iuBoweit daa deutsolie Herzog- 
tiniia Bolstein ans gemeinsamen Rechtsverhältni»Kon beider Herzogthünier 
Ansprfiche auf die AuflrecMlMltang solchfer TerhältniaM: hat| »ind dieaelbai 
Gegenstand der Yerständip^nng zwischen den dfllft dBUtochflll Bvmd Tttrtn- 
tataden Mächten und dur Krone Dänemark. 

Wahrend Seitens Preugseiis imd Oestreichs anerkannt wird, daas ein 
w( itcrgehender Anspnich des Herzogthnms Holstein auf Gemeinschaft iqiS 
Einheit der VerhRltnissc in beiden Herzogthümcni nicht stattfinde, erkennt 
das köni^. dänische Gouvernement seinerseits an, dann die holsteinischen 
Stände iAb berechtigtes Landesorgan dca Herat^^ums Holstein, hinsicht- 
lich der auf bestimmten Rechtstiteln berohenden Gemeinschaft von Yer- 
hältni'psL'n heider HrrzopthfiTuer, in den ihnen nach den YisroidnUllgtsil 
von 1831 und 1834 zustehenden Attribntionen verMei})en, 

Insonderheit -wird allseitig anerkannt, dass der uexus aocialis zwischen 
4en Ritterschaften von Schleswig m>d Holstein in demselben Uraf^nge, und » 
mit den5iclb( n rechtlichen Folpen inZul imf*^ aiifrecht erhalten 'bleibe, wi^ 
derselbe seit den Jahren 1731 und 1732 bestanden hat 

VI. Die k. dänische Regierung ist mit den deutschen Mächten darüber 
«invervtanden, dait dft» HcxKogunim. S^hlenHg «1a ein abgesonderter, 
weder in YcrÜMaiing noch Verwaltung dem' Königreich Dänemark zu in* 
corporirender Theil der dänischen Gesammtmonarchie bestehen soll. Ebenso 
wird dänischerseits anerkannt, dass die Schleswi^'sche Ritterschaft ferner- 
weit als Corporation unter dem ans dem nexiia iodaliff mit der bolstei* 
nischen Ritterschaft sich erg-ebenden Attributionen erhalten bleibt. Nicht 
minder hat Se. Maj. der König von Dänemaik seine Absicht erklärt, die 
schlcswig'schen Provincialstilnde , wie sie durch die Veror<lniuigen von 
f83t und 1834 eingesetzt sind, durch neue Wahlen einberufen zu iMieni. 

Pren^t^on spricht seine auf die obigen vereinbarten Punkte gegrün« 
di tc Erwartung aus, dass in Schlepwig" ciiic den Hedürfnissen und der vor 
lb''t8 bestandenen Y^fasaung des Landes entspiccheude »tändiache Ver- 
tretung sUttfinden werde« Die Form und die ZnsammenaetEnng dieeefr 
Vertretung wird mit dm Jetst wi^deT «Ofllläuiien ZU bemÜBnden APOviacnal« 
stünden zu berathen sein. ' 

: TII. Die deutschen Mächte erkennen an, dass in Gefolge des aner-> 
kanntwH lirt^giititqprindp«. 'der . dlninobeii OeMnwntmonarc^ eine Yw» 

tretnng aTier Theile dieser Monarchie in einer für die Erörterung und 
BeHchlussfasBung über die Gesninmtinteresseu be.stiiunitcn legiplativen 
Versammlung mit den Sonderrechten der deutschen Herzogthünier Hol* 
■teteni'LaiMaBMg idehtBwrtr t rlgüek sei. Andrerseito tetdaa k. dfnüdte 
Gnuvcrncnicnt der Absicht, in den zum deutschen Bunde gehörenden Her- 
zogtbünu rn Holstein und Lnuenburg, oder in dem Herzogthum Schleswig 
die zur Zeit im Königreich Dänemark bestehende Verfassung oder das 
dort gehende Wahlgesets nielit einznfSbren, Tielmehr bei der tn entwer^ 
fenden Gesammtverfassung der Monarchie die stfindischen Vcrhsltnisso 
der deutschen Herzogthünier und die besonderen Beziehungen des Het- 
zogthums Schleswig zu berück8ichtigeu. Namentlich wird das in Dänemark 
gcMeAde Wahlgesetz in Scbleswig und In den deutseben HetMgtibfimem 
t&cht eingenihrt werden. 

VIU. Die bisherige Gemeinschaft der Kieler Universität für H«dstein 
Vnd für Schleswig, sowie die Uomeinsch.iil der andern für die Herzoge 
thflmer bestimmten Instilato bleibt in demselben UmfSmge bestehen, wis 
dies bis zu Ende des Jabres 1847 der Fall gewesen ist 
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ilMicIgU BekaimtiiMuAiiig Sr. Hi^lt des Ualgt 
Mtiiki m f Ml 17. Jwür IMl 

Wir Frederik der Siebente, von Gottes Gnaden König 
lu Dänemark, der "Wenden und Gothen, Herzog zu Schleswig, 
Holstein u. s. w., thua kund allea Ua»eni lieben und getreiMO 
Unterthanen : 

Es ist Uns allerunterthänigst vorgetragen, dass die Verhand- 
lungen der in Folge Unseres allerhöchsten Manifestes vom 14. Juli 
1850 in Flensburg zuAammenberufenen angesebenen Ittnaar nkhi 
«« dar von Um beabeiolitigten ücliemiMliiiimung geOAvt lukboB 
in Betreff der wiehfigilitt Ajigelegenlieitett Sturerer Monawlro und 
nemenäidi in Betnff der Stälung XTnseaMi fierwgtfiimui ScUei- 
iHg in denetben. 

Wir liaben daker maf di« &««Bltate di«iietr Ve»- 
handlungen nicht weiter bauen wollen, dahingegen den 
allerhöchsten BeaddiiM gefasst, dasa dnrch die Ordnung der An- 
gel^enbeiten Unserer Monarchie, nnter Beibehält und weiterer 
Entwicklung derjenigen Einrichtoi^en, welche entweder alle Theil*» 
derselben umfiwsen, oder die für einzelne von diesen constituirt 
und, vorgeschritten werden soll in dem Geist, die rechtlich beatoi' 
banden Verhältnisse aufrecht zu erhalten oder zu verbessern. 

Gleichwie daher die unveränderte Aufrechthaltung Unsrer 
Monarchie in deren gesammtem territorialen Umfang durch den 
Beistand der europäischen Grossmächtc fiir die Zukunft gesichect 
bleiben wird, so soll auch die Verbindung zwiBchan dan Tmdia> 
dwiMi ThflikB der Monarebie m <i— « wohlg eoidn tUn Okuuen 
awfreefai etlMteii ^mä fortgefOiirl* wodea, TOittiifig'diirdi tfie 
Verwaltung der gemeinaameu Angel egenlieiten dvrek 
gevi«insc]iaftliehe Be]iSFde& und deanioliflfe diireh eise 
fftff die Behandlung der geaeiasamen Angelegaahei- 
ten gememSClllftliche T«f3umg, zu deren EinfMimng Wir 
kaldmögliehat di« erforderllehen Scbritta vorneliiiioii 
worden. 

Für die Zokunfl sollen daher diejenigen Angelegenheiten aller 
Theile der Monarchie, die früher erledigt oder allerunterthänigst 
Uns vorgetrjigcn wurden vom Departement fllr das Auswärtige, 
vom Generalquartiermeister , von dem Generaladjudanten für den 
Land- und See^tat, vom General - Gommissariata - Collegium , vom 
Admiralitäts- und Commissariats -Collegium, von der Finanzdepu- 
tation, von der Direction fiir die Staatsschuld und den sinkenden 
Fond und von der General-Postdireclion, so wie «neh die fttiMrea 
mlar die ante und iwdte Seetion der Bentekammer gehörenden 
Sachen» soweit dieselben das Steuer- "mid Abgaben- oder das He- 
bnnga- und Recbensebaftswesen augebeu, und die fiüherau unter 
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das General-Zollkammer- nid Q w i l— w C o H gg iom gehörenden eigcnt- 
Ikben Zoll' und-CDelonialBaoheil — welche sftinmtliohe AbditilungeB^ 
soweit sie da? Königi^ichi. DUnoBiaiii bclMffiBn,- bveitB' nr* dkr» be* 
stehenden Minifiterien übergiegangen sM' vom Ministerniiii 
les Auswärtigen, vom Kri egHminist'crium, vom Ma- 
rineministerium und vom Finanzministerium nach den 
bestehenden Vorschriften und dergestalt behandelt werden, dass 
(kr Wirkungskreis dieser Ministerien, gltdchwie früher die» mit 
den vorgenannteu unmittelbar unter uns stehenden Behörden der 
Fall war, auf alle Theile unserer Monarchie sich erstreckt. 

Der Wirkungskreis der Ministerien für das Königreich 
DittemL^kt des- Jnatiamini^teriiints, des Mlaisteritrsni 
dwa Iniievii' .mid des« M inisterian^ft fflr da« 
und Üiit«rri«lil8^ 

Die Mäksnik mMr die aeWtw^-'l>ohrt»lii Um BäUw rff M u b 
Ganielei gehttimidea 8iibiieK, die vmudMi fiwiegtiiaiMm SddeMH|^' 
Holstein und LaMnbaiil^TOflMmmenden Sachen, die ftüher untesr 
dit Reatefeanrnner oder unter die 8i Seetien- des GeneriU-Zoll'» 
kammer^ und Oommens-Oollegiunis gehötten — ' nit Amnalme der* 
an*8 Marineministerium Übergehenden Feuersachen und der aaW* 
Ministerium des Auswärtigen übergehenden Consulatsaeheu — , 
Fo wie die früheren unter die schleswig-holsteinische Regierung 
gehörenden Geschäfte sollen, nach den bestehenden Vorschriften, 
fHr die Zukunft wahrgenommen werden, vom Ministerium für 
das Herzogthnm Schleswig, in so weit sie dieses Herzog- 
thum angehen, und vom Mininterium für die Horzogthü*« 
mer Holstein und Lauenburg, in so weit sie diese beiden 
Harzogthümer betreffen, mid aotten dabei diejeni^peivfieoben, wAvk m^ 
die füp 'di« Hepzogtbtttier fteÜUswig*- uvd Hfeititeiii g>e** 
meiiieehsftiielleii' nlehtpoliliaehei» -BiiiH«rh««ii|^f|i umä^ 
Aealiaten* betoefla^r lUumMlieb die^UäHmUKlii Kiel, •dle^BfMef^ 
aekaft, der aehleawig-holataimsche Gaiud; di» BiWiAfenicMeraiigs» 
ireaaa^ & BtwfaistalteiH'daai TkubalottmatiinBtitnt und die Irren- 
laatalt, von dem Minister dir das HersiagtiiTim SchUe«rtg' 
Qed dem Minister für das Herisc^gtlraiii* Hbleieilt und - 
I j wa nUufg ' collegfal behandelt werden. 

Unsere sÄmmtlichen Ministerien goUew ihren TiestHndigen undf ' 
ausschliesslichen 8ifz in Unserer K^ötiäglifihen liaxipt* ustdBeBid 
«todt Kopenhagen haben. ' 

Unsere sänmiUichen Minister bilden Unsern Geheimen 
Staat sratli, in dem Wir auch ftlr die Ziikunft: den Vorsitx 
fiihreu werden und an dessen Sitzungen Unser Hoch gel i cht ^i- Oheim 
8b- K. H. der Erbprinz gleichwie früherhin Theil nehme«! wird« 
Mit BOflkaicht auf die Befognisse und die Geschäftsordnung UMeM' 
GaWma» Steatamthe boH ea biau adf Weheree bei Mharan« •' 
Ra^ela eeoi BtmvtOm Um. Dfta F^toeott aeH Toiii:8tMbNNnretair 
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Der Minister für das Herzogthum Schleswig und der Ministeif 
ftK ütfKOgthümer Holstein und LuMnburg sind Uns allein 
verantwortlich für ihre Amtsfiihning. Der übrigen Minister 
Verantwortlichkeit gegen den dänischen Reichstag ist ein- 
geschränkt auf den Theil ihrer Amtsthätip^keit, der das König- 
reich Dänemark angeht, in Uehereinstiuniang mit §. 21. des (inuid- 
gesetzes. 

In Gemässheit des §.21. des Grundgesetzes haben Wir Unsem 
Minister des Auswärtigen bis auf Weiteres zum i:^remi erminister 
Cür das Königreich Dänemark ernannt. 

CHflidiwi« k«n ZmM itift fam« an Uafm feiten Wnien, 
noTorbradilidi die Beatinumu^^en des düniaelien Grondgesetictf 
ttt ludtiB» M> wiitten Wir anch W verlaasnqgiBiiliiigMi den 
ProyineiaUtindeii filr ühmt Hersogthum Sohkawigi ao wie den 
Pkievincialständen ftir un^er Herzogthnm HolsleiB eine solche 
Entwickeln ng zu Theil werden lassen, dass jedes dieser Her-* 
zogthümer mit Rücksicht auf die seither unter den Wirkungakreie 
der berathenden Provincialstände gehörenden Angelegenheiten eine 
ständische Ee|^räsei|t«tion mit beaeklieaaeader Stiame 
erhält. 

Zur Erreichung dieses Zieles werden Wir deingemäss Gesetz- 
entwürfe für jedes der beiden genannten Herzogthümer besonders 
ausarbeiten und den Proviucialstäuden dieselben zur Begutachtung 
vorlegen lassen, in Ueberein Stimmung mit dem §. 8. des allge- 
meinen Gesetzes vom 28. Mai 1831 und mit der iSchiussbebtim* 
mnng der Veronlnungen vom 15. Mai 1834. 

Der GeeetMtwiiif, der tu ^edeokten, Zwecke flir dus Bs&^ 
zogtliua Schleswig «lUi^eaiiMilet weid« wiid,< soll itkesoadeu» 
di^enifen Bestjnmugen endialteB, w«|ahe notwendig aind, im 
dir dftnieelieB nnd der deotsehen Naltoii*litftt m diesem 
Henegthmn .ToUkomsMii i^eielie Beiec|iligiuiig wid krtftigen Seliutai' 
itt gewähren und zu sichern. 

Die Suspension der Wiriksamkeit des schleswig-holstein'» 
lauenburgischen Oberappellations-Gerichts mit Rttek« 
sieht auf das Herzogthum Schleswig dauert fort. Zu dem Zwecke, 
definitiv die Competenz dieser höchsten richterlichen Behörde auf 
die Herzogthümer Holstein und Lauenburg einzuschränken, wird 
den zuerst zusammentretenden Provincialstände- Versanunlungen ein 
Gesetzentwurf zur Begutachtung vorgelegt werden. 

Die Provincialstände fiir das Herzogthum Schleswig 
und die Provincialstände tiir das llerzogtlium Holstein sind bald- 
möglichst, nach Ablauf der gegenwärtigen mit diesem 
Jnkr ft«Ch4lr eil dem Wahlperiode snseminenznbesufen, nach- 
de» W Miito h st tteoe Wehloa toh Abgeordaeteii ▼oigeneasMi ekidw 
IKeee WMm eolleii In denjeDigsai Dtstrietea dM HerxegOonse 
SeUeswi^ die im Belager^ngsiiiste.iid ebd» erat sack der 
Aufiiabinig desselben Statt finden. Die Sr. Onrohl^ dem- Henog> 
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von ScIiIeswig-Holstein-Sondei^^iil^AnguBtenburg zugelegte erbliche 
Virilstimme in der schleswig'schen Provincialstände-Versaminliing 
fittit weg. Freier und unbedingter Gebrauch in der itfriiriwn und 
der deutflchen Sprackei. im der Proviucialätänd«.- Versammlung des 
Herzogthums Schleswig wird bereits in der jüngst zusammentre- 
tenden Versammlung zugestanden, und werden die de0£Bll8 nöthl'*' 
gen Veranstaltungen von Uns getroflfen werden. 

Sobald Unsere landesherrliche Gewalt vollständig wieder her- 
gestellt ist in Unserem Herzogthum Holstein, soll dieses Herzog- 
thum verwaltet werden nach den rechtlich bestehenden Gesetzen, 
die nur auf dem verfassungsmässigem Wege abgeändert werden 
•oUen; SU dem Zweck, ein gemeinsames Zollsystem 
ffirdiegaBseMonareliielimiBtellett» sotten angesie»! 
Nr Aafksbung der Zolllinia un der £ Idar Üendthi«* 
gm Eiil^lmigeii getn^ea mximy.i» in <)|iiign Distiietes ds» 
HmogllHnns .BMmmig bestrimide BalafOrmngsjiiivUnd 
loll aufgehoben weiden^ .mid das Ar dieses Henogtkui: 
mumm lOw Mafc 1851 ansgsier^ ▲«insstle«Pataiii soll 
eiser umfassenden Revision untenrarfm werden. Den^ ' 
jenigen, welche hiemach von der Amnestie ausgeschlossen bleibea, 
soll es auch nicht verstattet sein, in den übrigen Theilen Unserer 
Monarchie sich aufzuhalten, während Diejenigen, welche von 
der Amnestie nicht ausgeschlossen werden, frei und unge- 
hindert in's Herzogthum Schleswig sollen zurückkehren können. 

Mit Rücksicht auf die Verfassung Unseres lierzop^hums 
Lauenburg werden Wir, nach voraufgegangener verfassungs- 
iDässiger Verhandlung mit Unserergetreuen Kitter- und Landschaft, 
Dasore Allerhöchsten Besclüüsse zur öffentlichen Kunde bringen. 

. Unser YsdilllaiM ais.lfilgilsd des «dsvtsdisn BondMi Ar 
Ai HflnogMmsc HoiskaiB. und Lairanburg ysdMbl nnvaiibiieit 

Wir arwaiteB-TailnmMifeTall^ dasmeva lisbea imd (^ölNa«B 
thileillianaB in alta TkeilsortiEkseftr Monaioliia in V o i s tsh u deai 
einen ns«anBeweis-liasiarY4iiei]is|iaaFfiB^i8%dla mit gleichar^ 
Li ehe sie Alle umfasst, erblicken werden, i^d hofftoi'dass 
9% mit des Allmftciiligen Beistand Uns gelingen werde, den unter 
Unserem ScepteT yminlgtftn Landen eina flfiaUkbe Zttknnlb 
«I sichern. , , 

Gelben auf Unsereni Sehlasss' Cbrlsdansborg, den 

28. Januar ' ^ » • . 

Unter Unserem Königlichen Handseiehen unid Insiegel. , 

' Frederik B. 

: : . s.) . : . ; • 

Heventlow-Criminil. C. Moltke. C T. Hansen. C. A. Bluhme 
W. C.jß. Sponneck.^ Steen.Bille. P. G. Bang. A. W. Scheele. 

, ' Für. die Richtigkeit der Abscli^rift:... 
• . . , Bluhme. 
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JbiMü dst K« IMttlicfcni Militiii'4if MMMigMi' 

AngelegenMlM; ilita», 

an Vit dffanbtcn in II) im unb IQfrlin, (Srafrn non ^iUe- 

Hocligebomer Herr Gfaf I In Erwiedening der Eröffnungen, 
welche Ew. Hochgeboren, so wie der Graf v. Biüe-Hrahe (der 
Graf V. Flessen) m G^mässheit meiner gleichlautenden lilrlasse 
vom 6. Decbr. v J. be/Jehun^weise dem k. k. und dem k. 
preussischen Mimsterpräiidenten (dem k. preuBsisoheM und- dem 
Ib lu msMAsAmk llUitBlerpräddflaten) gvnMlit Men^ M nrtr 
manft teFklir..v. Vrinta, vmi kmiiiadriMr te Mr. t. WmOmi 
die bler. e. t.> •bedwiftMi «lUigaMd«! Dipaschtiiy lo^» ^««|} 
S^iu nd SO. Deaenber X ttUg«tli0llt 

. WüiB'MCh gleich die:$e DepesektMi Tersdiiedeiitlich gataal 
Bind, 80 haben wir gleiehwohl, schon weil die beiden Höfe in' 
ilMBttr BoUdarieehen Eigenschaft als Vertreter des deutecheii BandiP 
uns gegenüber eine Einheit bilden und notiiwendig bilden mttssen^ 
nicht im mindesten bezweifeln können, dass eine diesseitige Rück- 
äusserung, wodurch dw unaerni Programm von kais. österreichischer 
Seite zu Theil gewordenen Auttassung beigetreten werde , sich 
nicht nur des Beifalls der k. preussischen Regierung zu erfreuen 
haben, sondern auch für vollstündig genügend erachtet werden 
wird, um sofort im Verein mit dem k. k. Cabinette die nöthigen' 
Vorkehrungen zur Räumung der Festung Bendsburg und Zurück- 
benifuiig der in Holstein befindlichen Commisflarien und Truppen 
dai Bimdaa cm. ariaaaas, damit' teiHnig^ mat ainiB fmaim- 
AiMtaad in den yaUan «nd imgätfiaHlaA Oaanaa'Mteaa iaadaa" 
hairttctai Gawalti wiadat eintnlaii kBiM GleMiwfedlaaa in te' 
N«tiir dar VadiSkaiaaa bagiüBdata Vata«aataiH|g ' b«ralla ämnk 
dia ▼oaidmi. Il L IfinirtarpriMdwIeii av SdÜMaa talnee Eiiaaaaa* 
▼am . 26. Deeandiat aasgaapioaliene zoyenichtliche Erwartung 
baaltftigt worden y sa bat nna asieh später der Frhr. y. WartlMr ' 
die ausdrückliche Versicherung ertheilt, dass sich dia Ju piaM^ - 
sische Regierung hinsichtlich der dem Bundestage zu machen- 
den Erölfnungen mit den östreichiachen Anaichlco im JuaTflT- 
Btündniss befinde. 

Unter diesen Umständen kann es mir nur zur besonderen 
Befriedigung gereichen , in Folge der mir Allerhöchsrreiiorts er- 
theilten Ermächtigung die Erklärung hiedurch abzugeben : ^.^dass 
der König, unser all er gnädigster Herr, die in dem Erlasse des 
k. k. Cabinettes vom 26. Dezember v. J. und in der Anlage 
daBaalbfiBt nftadergclegte AuSämamg den Höfen Ton Wi«n 
und BarUo (BarÜn und Wien) Icundgagsibanan AUarbMatfln Ab- 
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Ücbten wie im allgemeinen, so auefi naiticntlicli was die 
Nichtincorporation Sclilcswigs in das Königreich betrifft — als 
mit der scinigen übereinstimmend anerkennt/' 

Zugleich haben Se. Maj., nachdem Allerhöchstdieselbcn Sich 
nach einem kurzen Unwohlsein an den Regierungsf^eschäften 
wieder Theil zu nehmen im Stande sehen, keinen Anstand 
genommen, die wirkliche Ausführung jener Absichten, so weit 
schon jetzt dazu Veranlassung war, durch Handlungen vorzubereiten. 

Zu diesem Behufe hat es Sr. Maj. vorerst daran gelegen 
sefai niBBBen, solbrt nach Auflösung des bbherigeo Ministcriuiiis, 
einett Staatimnth für die gesammte IfanarcUie lu bilden , und 
iwar deigestalt, daes AtterliMistdiesdben in dessen Zusammen" 
tietsnng eine- benriiig^nde Bftrgseliaft lir die Ihren landesvite^^ 
liehen Abstellten entspreehende Wahning der Interessen imd der 
gleichberecbtigten Stellong aller Landestheile getrost wflrd^ er- 
blicken kitamen. Nach sorgföltiger Prüfung aller hiebe! in Betracht 
kommenden Rücksichten, die das Staatsoberhaupt einzig und 
allein in ihrer Gesammtlieit vollständig zu beurtheilen und zu 
würdigen vermag — haben Se. Maj, daher nunmehr geruht, den 

geheimen Staatsrat^ rOiity ^lQrlü^l^s^f|rep..Y<Nraitc mifiäßi^ jpB 
Leben zu rufen. 

Die hieneben angeschlossene am 28. d allerhöchst erlassene 
Bekanntmachung ist der erste von Sr. Maj. dem König nach 
der Neubildung des geheimen Staatsraths vollzogene Act. 

Der Inhalt dieser allerhüciistcu Bekauntiuaehuiig wird, wiei 
die königlich^^. Regierung zuversichtlich hoffen . darf , all^ 
gerechten . Erwartungen' im yoUsten-. Maasse . eat8|uredien, ßi\ 
wie es auch .i^dit. svfeifelbaft sein lLann,..das8|, nachdem, darä^ 
obige Eriüjimfig das diesjieitige fiinTerstSndnkBtmii 'den voi^ der 
prenssisehep Regierung . gistheilteii Absichten dea k. .k«,Gan 
binets entschieden betji8tigt worden, die gewählte Form die 
kÖDigl. Ansichten ausznsprecb^ den beiden Höfen vollkominen 
genügend erscheinen wird, um demnach die Ausführung der ihrerseita 
in Aussicht gestellten Maassnahmen nicht länger zu beanstanden. 

Ew Hochgeb. ersuche ich daher unter abschriftlicher Mit- 
dieilung dieses J^rlasses gegen den k. k. (k. preussischcn) Mini- 
sterpräsidenten unsere vertrauensvolle Erwartung dahin auszu- 
sprechen, dass sich die k. k. (k. preussische) Kegierung 
öuunieiir der uns ertheilten Zusage gemäss bewogen finden 
Werde, das Mandat, kraft dessen sie in Gemeinschaft mit 
f^eusscn (mit Ocstreich) den deutschen Bund in der hol- 
■Kifinischen Angelegenheit vertritt — unter gleichzeitiger Räu- 
nmtg Retidsburgs und des Herzogthüms Hobt^iii nnd ^leder^ 
^iMeDung der Völlen landeshenttchen Gewslt' ia diesem Herzog- 
en ^ al«r ^rl<fechen zu befrAchteni der BundtsrlBriamm^ 

fftr '^e getroifone^ Vetefaibaning eUttusiebto, 'und daüs M 
n^eh die neue Begrflndong des Verbandes te unter dem ' 
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iScepter des Königs vereinigten Ln^de für weit genug vorge- 
fcbritten erachten werde, um ßich «n der völkerrechtlichen Ver» 
blirgung der Integrität der dänischen Monarchie mittelst An^ü 
f^eppung der gemeinsamen Erbfolge zu bctiieiligen. 

Unter dem Bemerken, dass ein mit dem gegenwärtigen 
gleichlautender Krli^s heui^ ^en k. Gewmdten in Berlin (Wien) 
ergangen ist, füge Ich pur hiosttf wfe es in der AlNdelit 
des KJSiaigß liegt, 44^ Btipdes^uppenf welche biiher einen TMl 
der FeetftDg ItendiÜiirg l^etii^ geihajlteii .^tten» je niieh4e|n sie 
wegBieben^ dnreli Tre|ipeB des nengebUdeten liolstelnrjeewpbiiip-: 
gl^^en Con^ngenls xp ersetzen, so wie dass Sc. MiO« <^ endlid^ 
«Is TOA selbst veif tepd^p betrachten, dass die fintscheidnng dei( 
apnoch unerledig^n Greapii^age T^rbehal^y mithin mi^^riyiif 
4icirt bleibt. 

Genehmigen Ew^ Hochgeb. dei^ erocDerteu Ausdruck mcine^ 
eipsgeseichp^tstep. Ue«hachtipv(r C^^O 

^ . _ . ■ i.. mv;; i l 

ImMü fnM»U, MftiNii MIMg» iA Eiilgnick 

Im Namen der heiligen und untheilbaren Dreieinigkeit. 

In Betracht, dass die mit den allgemeinen Interessen des 
europäischen Gleichgewichts eng Tcrknüpfte Autrechthaltung der 
Integrität der dänischen Monarchie für die Bewahrung des 
•Friedens von hoher Wichtigkeit ist, und dass eine Combination, 
mittelst welcher die männliche Nachkommenschaft mit Ausschluss 
der Weiber zur Erbfolge in die Gesammtheit der gegenwärtig 
unter dem Scepter Seiner Majestät des Königs von Dänemarlc 
vereinigten Lande berufep würde, zur Sicherstellong der Inte* 
gritüt dfeselr Monarchie' des geeignetste Mttei setai dttrfte, habetf 

Sc» Mai. der Kaiser von Oesterreich, König von 

ngarnundBohmeu, 
Der Prin.s-PrisLdent 4 er fransSsiscIi^n Repuilik,^ 
KaJ. die kdnigin des Terelnigten ^^Ifnlgreiehs 
von Grossbritaniilen und Irland^ 
S e* Haj^ der König ton Freussettj^ ^ .// 
$e. Mal. der Kaiser aller Eensseh'ond ' ^ 
Se* tfaj. der K^Önig voip Schweden lin^d Kprwegfji^ 

aul deiAll^e Einladung Sr. Maj. des Küniga ron Dlint-^ 
mark bescbiossen, eUpea Yertreg albspsehü^sen, mn den amf: 
diese Erbfolgeordnniig bezüglichen Y<erffignagaiif 
dnrcb einen Act europäischer Anerkennung an<«i 
m4)eK ei.n.,Unter|^fan4 der B^sllin^igkeif siijirei^,, 
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Demzufolge haben «He Hohen contittlUf«Bd«i( Theile sn 
ihren Bevollmächtigten ernannt, nfimlich: 

Se. Maj. der König von Dänemark den Herrn Christian 
V. Bille, Allcrhöclistihren Kammerherrn, ausserordentlichen - 
Gesandten und bevollmächtigten Minister bei Ihrer britischen 
Majestät &c. &c , 

Se. Maj. der Kaiser von Oestreich, König von Ungarn und 
Böhmen, den Herrn Ludwig Carl Frciiierrn v. Kübe ck, 
S einer kaieerlich kSn%lich apoBtolischcn Majestät Geschäftsträger 
am Hofe Ihrer bfitiaehen MijeBtSt Ae. fte., 

Der Prinq^fieident der flrensMiclien RepoMÜc den Herrn 
Alexander ColoanaGraf v. Waleweki, Botsehafter der 
fram^iechm Beinblik M Ihrer brHieelien Majeetfit ifce. &e., 

1. M^. die Kdnlgiii des Tereintgten Klhilgreichs von Gross- 
Mtannien und Irland den sehr ehrenwerthen Jacob Howard 
Grrafen v. Malmosbur^, Allerhöchstiliren Ersten Staat»* 
seeretär für die auswärtigen Angelegenheiten &c. &c., 

Se. Maj. der König von Preussen den Herrn Christian 
Carl Josias Bunsen, Allerhöchstihren ausserordvintlichen 
Gesandten und bevollmächtigten Minister bei Ihrer britischen 
Majestät &c. &c., 

Se. Maj. der Kaiser aller Reusscii den Herrn Philipp 
Freiherrn v. Brunnow, Allerhöchstihren Geheimenrath, 
ausserordentlichen Gesandten und bevoiiuiüchtigteu Minister bei 
V^ti britischen Majestät &e. &c., und 

Se. Mij. der König von Seiiweden und Norwegen den 
Henn Johans Gothard Freiberrn Rehaasen, 
AUerhSehstilurto awserordenlHciien Gesandten und boToUrnficli» 
tigten Ifinister bei Ibrer britisoben M^festät &e. &c., welcbe 
nach gegenseitiger Mitthettnng Ibrer resp. in guter und gehöriger 
Form befundenen VoUmaebten Ober folgende Artikel tibereinge- 
kommen sind: 

• Art 1. Da Se. Maj. der König von Dänemark, nach 
ernstlicher Erwägung der Interessen Hirer Monarcliie, mit Zu- 
stimmung Seiner königlichen Hoheit des Erbprinzen und Ihrer 
nächsten durch das dänische Köni*»8geöetz zur Erbfolge berufe- 
nen Cognaten, so wie auch im Kinver.stUndniss mit Sr. Maj. 
dem Kaiser aller Reussen, Chef der älteren Linie des holstein- 
gottorp'schen Hauses, erklärt haben, die Erbfolgeordnung in 
Ihren Staaten dergestalt festsetzen zu wollen, datjs Ihre Krone 
— in Ermangelung männlicher Tom Könige 
Friedrieb III, au Dänemark in gerader Linie ab- 
stammend er.Kacbko'minensebaft — an Sebe Hoheit 
den Pfinsen' Christian au Sebleswig-Holstein- 
Sonderburg-Glficksbuirg und an die ans der Ehe 
dieses Prinaen mit des- Prinaomain- Louise zu Schles- 
wig -Holstebi-Sonderbnrg-GIficksburg geb. Prinsesshi von 

3 * 
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Hessen TIo]icit ontfprosgcnon DeBCcndonten nach dem Roclite 
der Erstgeburt von Mann zu Mann übertragen werde; 
so verpfUeliten die Hohen eontrahireudcn Theile, in voller A\ iir- 
dignng der Weisheit der Ansichten , welche für die dei eineiige 
Annalinie jener ( onibination entscheidend gewesen, sich geniein- 
scliaitlich im Falle einer Verwirklichung der vorhergesehenen 
Möglichkeit; das KSuccessiouärecht des Prinzen Christian 
9U Schleswig- Holstein -Sonderburg-G^ücksburg und der inän»« 
lielieii «Qt Dessen £he silt genannter Prinsessin in gerader 
Linie entsprossenen . Deseendenten auf die Gesammtheit der 
gegenwärtig unter dem Bcepter Sr« M^j. des Königs von DHne- 
inark Tereinigten Lande ansu er kennen. 

Art II. Die Hohen oontrahfrenden Theile, welche das 
Princip der Integrität der dänischen Monarchie 
als unwandelbar anerkennen, verpflichten sich die fer« 
neren Eröftaungen in Erwägung tu ziehen, welche Sc. Maj. der 
König von Dänemark Sich veranlasst finden niöcliten , ihnen 
zugclien y.u lassen, falls, was Gott verhüte, eine nahe bevor- 
stehende Eriüscliiing der aus der Ehe Sr. Hoheit des Prinzen 
Christian zu iSclileswig- Holstein - Sonderbiirg- Glücksburg mit 
Hircr Hoheit der Prinzessin Louise zu Schleswig - Holstein - 
Sonderburg- Glücksburg geb. Prinzessin von Hessen in gerader 
Linie abslauuni^iidcn männlichen Desceudenz zu beiürchten stände. 

Art. III. Es ist ausdrücklich verstanden, dass die gegen- 
seitigen aus der Bundesacie von 1815 und den besteäenden 
Bundesrecht hervorgehenden Rechte und Verpflichtungen 
9r. Maj. des Königs von Dänemark und des de«tsebeft Bandes 
In Betreff der Heraogthümer Holstein niid Lanenbnrg 
durch den gegenwärtigen Vertrag nicht verändert werden sollen. 

Art IV. Die Hohen contrahirenden Mäclite behalten «ich 
vor y diesen Vertrag zur Kenntniss . der anderen Mäohte an 
bringen und sie dabei einzuladen, demselben beizutreten. 

Art. V. Der gegenwärtige Vertrag wird ratificirt werden, 
und die Auswechselung der Katiiicationen l)innen einer Frist 
von sechs Wochen oder wo niöglicli früher in London erfolgen. 

Zur Ihkiinde dessen haben die lesjiectiven Bevollmächtig- 
ten diesen Vertrag unterzeichnet und selbigem ihre Wappen- 
siegel beigefügt. 

So geschehen zu London den 8. Mai im lahre des Herru 
Ein Tausend Acht Hundert und Zwei und Fünfzig. 

(Unterz.) 

(L. S.) Dille. (L. S.) Mheck. (L. S.) Waletöski. (L. S.) 
Mahnesbury, (L. S.) Bunsen. (L. S.j Brunnow, 

(L. S.) Rtlumsen. 
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Sittug dir dettsttei BudiSfiiunlnig m S9. JvH UMS. 

HorU^rn oon ^rftrrtd) unb |)rcu|fen) bd& i|)itru übcrtraiKitr 
jiiwbimimiitlfiivim in htv ^olftciitirf^rn ^n$tU$tn1it%i 

brtnfftwb. 

Oesterreich und Preussen. Die Gesandten von Oestreich und 
Preussen haben den Auftrug, der holioii BiindesverHaninilnn^ 
Rechenschaft über die Vollziehung deb Mandats abzulegen, kmft 
dessen ihre Allerh5ohstoii Höfe den deutschen Bund in der Uol- 
•teimBQhen Angelegenheit seither Tortreten habeik 

Sie beginnen die ErfWnng dieser Pflieiit mit dem Ausdruck 
der Ho£hung, daes der.dentMshe Bund dui^h die BesehlusBOfthme^ 
welehe die Qesttidlni in Antreg su bringen angewiesen sind, den 
endlichen Abschhiss der Streitigkeiten bewirken werde, die in deH 
letzten lahren unter dem Einflüsse allgemeiner Erschüttern n[^en 
selbst den Frieden swischen dem Bunde und einem seiner Mit- 
l^der gestört haben. 

Der Friedensvertrag vom 2. Juli 1850 bot die Grundlage, 
auf welcher Oesterreich und Pren^scn es übernommen liatten, 
im Isamen des Bundes und mit Vorbehalt seiner definitiven Be- 
schlüsse die Erledigung der Angelegenheit herbeizuführen. * 

Der Friedensvertrag erheischte die Wiederherstellung der 
rechtmässigen Regierungsgewalt in Holstein und verwies die Ent- 
scheidung der Streitfragen, an denen in einer Zeit der Aufregung 
der Kampf sich entzündet hatte, Ton dem Fride der Waffen auf 
jenes der fidedliehen, dem bestehenden BmudesTerhiOtniss» «ni- 
sprechenden ErOiierung. 

üoter Verweisung auf die se einer eventuellea Esceeution 
berm^gestellten Bundestmppen, bewirkten daher die GommissJice 
Oesteneiehs und Prewens- die Einstelhing der militXriBGheil Mass- 
regeln f übernahmen bis nr • Beendigunii; der Intervention des 
Bundes, in Gemeinschaft mit dem landesherrlichen Commissär, 
die oberste Regierungsgewalt in Holstein im Namen des Landes- 
herm, und im Auftrage des deutschen Bundes, imd sicherten da- 
durch die Vertrags- und gesetzmässigc Vollziehung des Art. IV. 
des Friedenstractats , welchem zufolge Seine Majostüt der König 
von Dänemark, Herzog von Holstein, zur Wicdcrheistellung Seiner 
rechtmässigen Autorität die Dazwischenkunft des Bundes in Ueber- 
einstimmung mit dem Bunclosicchtc in Anspruch genommen hatte. 

Wie bereits in der Bundessitzung vom 11. Juni 1851 Oest*»- 
reich und Preuasen darsulegen m dem Falle waren» bezogen sich 
die wiehtigeren Msssregeln der BundescommissSre auf die Zu* 
rOeksiehung der Holsteinischen Truppen hinter die' Bider, die 
Bedactioo der vwthaildealh Strottknfie, den Rücktritt der Siatt- 
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halterschaft, die AufldBiing der LandeBTerMnunlimgy die Etnaetrong 
einer obersten GtvilbehQrde, ferner auf den Ausspraeh, dam die 
ohne landeshttrlieiie flencüefi erlassenen Gettetze a\k m sieh fflii^ 
tig nicht anzuerkennen seien , und endlich anf die provisorisehe 
Bildnng des Holstelnischen Bundescontingentfi. 

Der Verlauf dieser Angelegenheiten im Einzelnen ergibt sich 
ans den von den Commispllren aufgenommenen Protokollen, welche 
in das Archiv der hohen Bundesversammlung ftir die Herren 
BundestHgßgesandten zur Einsicht niedergelegt wofdenj und die- 
sem Protokolle als Beilage angefiigt sind. 

Aber auch nach der Beseitigung des unberechtigten Wider- 
standes im iler/.oglliume Holstein blieb die Lösung der zwischen 
Dänemark und dem deutschen Bunde entstandenen politischen 
Verwiekeluiig von ernsten Sehwierigkeitan. umgeben, die erst naeh 
längerer Zeit füberwunden werden kmiBteB. 

Durch den Art. m. des Friedensrertragt mxm beidn 
Tbeilen einfach die Beehle Yorhehaltcn worde», dü» Ihata vor 
doB Kriege gegenseitig anstanden. 

Der eigentliche Bestand dieser Rechte hatte aber schon tot 
dem Ausbruche des Krieges zu vielfachen Erörtentngen Anlast 
gegeben und der schrofie Widerstreit en^fsgenatefaender Ansichten 
war auch nach Beendigung des Kampfes unansgeglicheti. Ja na * 
war nicht zn verkennen, dass die Zustünde, die vor dem Aitr- 
bnuhc des Kampfes bestanden hatten, nicht mehr unbedingt den 
^lassstab zur Regelung der mehrfach veränderten Verhältnisse 
darbieten konnten. Es bedurfte unter solchen Umständen des 
beharrlichsten Willens der drei bei der Verhandlung betheiligten 
Höfe, um das Ziel der Versöhnung auf dem Boden der Vertrage, 
der wirklich begründeten Beohte und der wahren Interessen bei' 
der Th^e zn erreichen. 

Der erste an diesem' Zveek» -uxlleinonmieae Versnoli ^tthrte 
nicht vom firfolge. 

Das Manifest 6(fiqer Königlich Dibiiadien Hafeatit Yom 14. 
Juli 1860 Inito die Absieht aasgespecKheni aiM>ara>Mlnaer ms 
allen Theilen der Monarchie zu berufen, lim ihve Meniung Über 
die Verhältnisse des Herzogthums Schleswig 9M dem Königreiehe 
Dänemark einer Seits und dem Hcrzogthume Holstein andenir 
Seits au hftren. Später, nach der Unterwerfung Holsteins, liess 
die Re^erung Seiner Majestät einen der Versammlung" der No- 
tabeln vorzulegenden Plan der künftlcri n Organi>;itiou der Däni- 
schen Monarchie den Cabineten von Wien und Berhn diircli eine 
eigene Sendung zur Kenntniss bringen. Dieser Plan beruhte in 
einzelnen seiner Bestimmungen auf dem erkennbaren Bestreben, 
Schleswig mit dem eigentlichen Königreiche ^nger als bisher imd ' 
namentlich durch eine auf Holstein sich nicht erstreckende con* 
•afitationaUe Verbindung zn tereinigen. Da es indessen nnr wttn* 
eehanswerth und ftr die A«rfMtoiig »te TeiMtaiMe IMariieh 



Digitized by Google 



^ m 



TlieOell ^es LatidM ÜlMr dm Org^tiisAttöftst^riMsU«^ m imotkomm, 
10 Ivllligten (htltn/Uk und i^Matota, olne «uf tthMiMleh Be* 
itiiBtnüiigm d088clb0ii nllieif cnntng^lMii, äjBwhwagb dcnm flidi mit 
dttiMlben eintentanden zu Mklärsii, kd Al^^eineil die AlMicÜit^ 
deiMfllben wner unparteiisch zusHhlMengdsettt^ii Kotabelnveraamm* 
Ittlig yonsiilegeäft, indem sie Überdies mittelst ausdrücklicher Ver- 
wahrungen die Oeltendiiittduiiig der Qe#e^ «kid BeaehlÜMe de» 

Bundes sich vorbehielten. 

Die Kr-gebnisse der hierauf im Monat Mai 1851 in Flens- 
burg stattgehabten Berathnngen der Notabein waren aber nicht 
von der Art, dass die Regierung sich beWo^^en gefunden hätte, 
nur Ausführung des vorgelegten Organisationsplanes «u schreiten. 

Dagegen lies« sie auf die Vorstellungen, welche die Höfe 
von Wien und BetUn wegen einstweiliger Wiederherstellung des 
Zvelauides dem Kriege en sie gerSähtet lilftiteii, di^ Höfe nn- 
Iwm 96. A^goot J. eine ftrafalt^ie felldirutig ef gehen des InbaHee: 
Jhni Mtie Majest&ti «Mft iMfbtgCer Bückgabe der Tollen lau- 
deehitoilnlkett^bwiilt in ABeMkbMlMHftflde^ dae Hetfiogdiuiii' 
Biflitelii iMeh dettt^eelittSiAk bättAeiideii*0iMeCiBii sil M|gi6tnni ge- 
Mteen, Miteh feetentMhloMM s^ieii, TerttttdAr un gen in der Ver-^ 
faasnng diesei Hentogthmns tittr auf verfässUfigsmSssigem Wege 
einzuführen, so ifie A^rllOdistdieselben sdbstverständlich au^- 
das Verhältniss Holsteins tum deutschen Bunde und die letzte^ 
rem ans diesem Verhältniss erwachsenden Rechte Und Befug« 
nisse nie aus den Augen verlieren werden." 
Oestreich und Prenssen, die in dieser Erklärung ein werth- 
volles Unterpfand der Absichten des Königs nicht verkennen 
konnten, hielten sich gleichwohl für verpflichtet, durch ihre weiteren 
Wohlwollenden Kathschläge der Dänischen Regierung eine gleich- 
mSssige Beachtung der lustitlitioneil und der selbstständigen Stel- 
hmg aHer *nieile def MiminliM iHMIfeifl|jlMiIeti, da nach der' 
Uebeneugnn^ 4kt dWiiieiiett MMte iMnr M dMte# €kmidlage 
elM leMi«]yäM«'^«rtliBlti«f M wmt itm fkepl» des Königs 
v«NMj^>^Miie iMtdl^ steh MditfgMM eü« 'in Jeder ffinMeht 
hem«tt«|eiide ^mmillgin^ Wlt dei» d<Mläeli«tt ännde In dw 
Welk gMBlUni «^ii- ko«Mite. 

Dle^e nuelv v^irnnd^rett miB#flKi^«A IdSehten unlerstützt^n 
B«Chs«hlkge eHkhren Yent ßt\Uri deinef Mnjesittfr des Königs 
von Dänemark und Seinen Käthen eine ernste und gewissen- ' 
hafte Würdigniijr und veraiilassfcn ^vHlrrnTifl der letzten Monate 
des vorigen Jahres lebliafte mündliche und sclwiftRelKJ iJnter- 
handlnnpen zwischen den drei betheiR^en Cabineten. Seine 
Majestät gewännen im Verlaufe derselben die Ueben^gung, 
dass die Krone , um mit Sicherheit und Würde den künftigen 
Ghing der öffentlichen Angelegenheiten festzustellen und dessen 
Einhaltung; so weit dabei die Verbältnisse zu Deutschland in 
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Betracht kamen ^ ia.d#n Augen der. deutschen Mächte za rer- 
bttrgODf nicht länger ausschliesslich von Ministem bcrathen blei- 
hen können, die dem Dänischen Reichstage verantwortlich sind, 
sondern , dass für die Angelegenhciteu , die sich auf das Gaoze 
der >f onarclne erstrecken , die P.rneunuiig eiufiB Ge^anunt« 
Staatsrathes unerlüsslieh geworden sei. 

Der hierauf gerichtete ßntschluss des Königs hatte bald 
ein hinreichendes Kinverständniss der drei Kegienungen über alle 
wesentlichen Fragen im Gefolge. 

JQie Allerhöchste Bekanntmachung Seiner Majestät am 28« 
Jannar d. J. wird Iiolier BimdesTerwpumliiiif toh der Königlich 
Dänischen , Heno^ek fiobtein-Laoeobiicglictieii Gemdtaehaft. 
vorgelegt werden. Ihrer Seite' gind .die Geeandlen Toa Oeetielcli 
itndfPreiissen.sa. der EilElanmg asiewiesea,.de8e diese Bejkannl- 
machnng in denjenigen ihrer Verfügungen, die sich avf die awischei^ 
Dänemark und dem deutschen Bunde streitig * gewesenen Frageiv 
beziehen, den Ausdruck der Verständigung enthält , zu welcher, 
die im Namen des Bundes handelnden Allerhöchsten fiüife mit 
der ii-öniglich Dünischen Regierung sich geeinigt haben. 

Die Gesandten haben femer hoher Bundesversammlung die 
zu Kiel am 18. Februar und zu Rendsburg am 21. Februar 
vollzogenen Protokolle zu übergeben, inhaltlich welcher die 
Bundescommissäre unter Hinweisung auf die Allerhöchste Be- 
kanntmachung vom 28. Januar d. J. und mit Vorbehalt der 
deünitiveu Genehmigung des dadurch bewirkten lilinverständnis- 
ses durch den Deutschen Bund, die yolle Zurücklegung der 
Regierungsgewalt hi Hoktein in die, 3&iide Seiner Ifijestiit des 
Königs bewIrlLt und dei| Rttckang der BnndestnipiMni a«s jdcMi 
HecsegUrame angeordnet haben. ^ 

Ohne dass an d^n hmdesherrlichen . Reehtnn des Koidge. • 
von Dfincpviark so wen^ wie an- dem Inha}te. des Qnpdesgesetnet 
bei .diesem Anlasse eine Aenderung hätte getroffen werden sollen, 
oder können, .bestand doch allseitiges J&inverständni^a .davtther^ 
den bisher aus Oestreichischen und Preussischeu Truppen be^ 
stehenden Theil der Besatzung der Stadt und Festung Kendsr- 
bürg durch Bestandtheile des Holstein-Lauenburgischen Bundes- 
contingents zu ersetzen, wie dieses die Dänische Regierung be- 
reits den Höfen von Wien und Berlin in ihren dorthin gegebe- 
nen Erklärungen als von selbst in ihrer Absicht gelegen beseic^i 
net hatte. . . 

Bei der Prüfung der* einzelnen , der Competenz der hohen 
Bundesversammlung unterliegenden Bestimmungen der Köuiglieh 
Dänischen Bekanntmachung vom 26. Japnac ;d. J» werden die 
deutschen, Regierungen — Am ist .die Isste Zuversicht Oest- 
reJcha innd Prenssens — nicht., den Massstab dQjL Aufregung, 
w|e sie sieh fai einec tiefbewegt Zeit, naBMillieh «neh hi B«- • 
i(iig auf -die Torilegende Frage geltend geiqaebt, sondeni den- 
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4er rahleeii iWüidigtuig «ttMi* -Adile imd «efebenir Yev» 
hiltuisse anlegen. 

Es wM also dalünf ankdiiuMB, die Verhandliiiigea tnaeh 
ibier Irfige Yor der angedeuteten Fpoche in's Auge zu fassen. 
• In ihrem Besclilusse vom 17. September 18 46 liatte die 
Bundesversammlung die vertrauensvolle Krwartuno: ausgesprochen: 
„Seine Majestät der König von Dänemark , Herzog von Hol- 
stein lind Lauenburg, werde bei endlicher Feststellung der in 
dem offenen Briefe vom 8. Juli jenes Jahres besprochenen Xai- 
hältnisse die Rechte Aller und Jeder, insbesondere aber die des 
Deutschen Bundes, eibbereehtigter Agnaten mid der gesetzjuäa*«* 
sigen Landesvertretung Holsteins beachten." 

Auf einer Prüfung bestrittener Rechte oder auch nur der 
Zuatfindigkeit des BuDdes zu ihrer Entscheidung berulite dieaer 
Anasprucli Hiebt« Wie 4ae damals - -eiBtatteld .GonuaiaBiOM- 
WdenkMi adgi, enläfil der BcecUnae 'einfadi eine Bernfting 
auf die am 7v deieeUben MMits tos der Königlich IKii^hea 
Regiening gegebenen AnfUümngen, durch wdcbe die Biiode8><^ 
Teraamikilang, die GeMeadMdiilng ihrer C<»4»elens aleh V0rbe- 
Mteiid^ dir «^e- Qeg i mi it jede Beeehwerde^ ala lueeeitigt ei^ 
aehtetc. 

Durfte hiernach die BundeeTenatttmliiig darauf zählen, dass * 
die Königlich Dänische Regierung nicht nach blosser Willkür 
eine von jenen Aufklfiningen abweichende Richtung einschlagen 
werde, so war auf der anderen Seite anzuerkennen, dass die Er-- 
klärung vom 7. September 1846 die damaligen Verhältnisse der 
Dänischen Monarchie und insbesondere die unumschränkte , in 
den verscluedenen Landostheilen nur an den Beirath der Stände 
gebundene Regienmgsgewalt des Königs zur Voraussetzung hatto. 
und dass sie ni(^t die Wirkung haben konnte, noch sollte, vaar. 
zweifelhafte Souveränetatsrechte, über die Terfiissangsmäsuge Gomr- 
pelena dee Buadea lunaia, 'dmk bestäninte tion dem Wecbael 
der l^natSade nnd deik- a^XieMn Ercigniaeen «maUiängige ' Ver* 
binffliehbeiten- wä besehritnken» ... 

Die Oenuineebaft der afeffiehen MtBwbiatniaM der 
Herzogthttmer war In.der ^daiditen Erklärutig zwar ganz so, wiei 
sie damals innerhalb des .Gresammtvariiändea der Monarchie ala. 
Regel bestand» nicht aber als ein giqndgeoetitiflbei .Bacht- de»» 
Btonogtlitimer aneitoni woirden. 

Diese Erwägungen lassen sich bei Beurtheilunp drrjenigen 
Bestimmungen der Königlichen Bekanntmachung nicht abweisen, 
wonach es bei der in den letzten Jahren^ erfolgten Einführung/ 
einer gesonderten Verwaltung für jedes der Herzogthümer Hol- 
stein und Sclileswig belassen bleiben, und wegen definitiver Be- 
schränkung des übrigens erst seit 1834 den Herzogthümern. 
Holstein und Lauenburg gemeinsamen Schlcswig-Holsteiu-Lauen- ^ 
burgiftchen OberappoUationsgerichts auf die Herzogthümer den 
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mr Begutachtung vorgelegt werden soll. 

Li aU^ Übrigen Punkten benruht dk Königliche Bekannt- 
machung vom 28. Januar d, J., in so weit sie die Hefzogtliilmer 
Holstein und Lauenbnrg angeht, wesentüoh «uf der Grimdlaga» 
des Zustandes vor dem Kriege. 

Wenn Seine Majestät der König als das Ziel seiner Be- 
strebungen die ungeschmälerte Erhaltung der Dänischen Monarchie, 
und die Verbindung ihrer einzelnen Theile, zu einem wohlgeord- 
neten Ganzen verkündet, go »tcht diese Erklärung mit allen 
frühem der Königlichen Rt^erung, und aamentliofa mit jener vom 
' 7. September 1846 hb ▼«iQfln finklange. 

Die verfluttimgeiDleeigen Beelrte «lid MbniiM idee Bundes 
bimiehtBeh HohHeiits «nd Lamriraigv irit tAnttsiAiar Bttodeekad» 
eiiid in der K«m|;lielMii BekeimtniMliring «ttdrlMlIieh geweint. 

Der Dentschea und der Dfoischeii Kaitiönalititt in den Ber- 
sogthime SdOeewiy irird yHUig gMeliB BeMekÜgnng mi, Mfligsr 
Sehnts sugetichert 

Die rechtlich bestehende und nach dem GnmdsatM des Art« 
56. der Wiener Schlussacte nur auf verfiissungsmässigera Weg© 
abzuändernde Wirksamkeit der Holsteinischen Provinzialstände 
und der Lauenburgi sehen Bitter- and Landeehaft wird wieder in 
das Leben gerufen. 

In der Anerkennung der selkststito<Ugen nlld gleich berech- 
tigten Stellung der verschiedenen Bestandtheile der Monarchie, 
deren keiner dem anderen untergeordnet oder einverleibt ist, 
stimmt die Bekanntmachung vom 28. Januar lUHMtCch mit der 
frttiem Bä^j^iielteir yeikflndigung t^\J^ IM «beraii, 
alt treMier leteteiüto die Zusage ämMert, «rde« dte «Um Ib« 
eeti^oiirtieit dee HeriogtliUM» BdUMw% Mn 4km Mli^ffmxk Mm. 
mrik aelil ^iMiAlded lalL 

Mtt RftiiksitJrt atif die i'oirMBhmd dMigdtogMu Bbtraehtni^^eB 
mid Ei-wUgnulfiiii überlasseB sieb die* Beg^n|;en vba OesMeU 
und Preussen, wie bereits im EiagKB^ dieses Vertrags aiisge* 
sprächen ist, der Hofffaung, dass^ gleieh ihneh, aneb ihre Hohen 
Bundesgenossen in der Königlichen Bekinntmachung viom 28. 
Januar d. J. eine zufriedetisteilende Lösung der durch Art. IH^ 
des Friedensvertrags vorbchaltenen Fragen erblicken werden. 

F>in fernerer Auftrag, dessen die Gesandten sich hiermit enÖ-' 
kdigen, geht dahin, den Schhissbericht der deutschen MitgReder 
d^r nach Art. V. des Tractats ernannten Grenzregulirung.s-Com- 
misßion , d. d. Kendsburg den 8. Dezember 1861 , welchem Be- 
richte sämmÜiche Protokolle und Verhandlungen dieser Commission 
beifiegen, iielist einem Nachtrage ^ d. d. 7. d. M., hoher! Bandes^ 
▼eMMinüliiBg' tu 1tt>ergeb<tlL Dar tiae YeiettiMElgung Ober dib sidh 
e nl giB riM ti hm d toto yseKAtiBeiw wnd -i uiilHiJwii ' A<rftoM|M' 
dar DttMeft und DüitiselMi m^M«» ätm» QamtOadnL im^ 



Digitized by Google 



— 4ä — 



lalb dwseUjen «ickt «i errttcheii tvmr, vnd die DraCutai Com- 
misslre sich daher diianf beschrlnken muMton, ikrea 8ehliiMbe- 
riehte einen Yonehlag snr Regulirung d«t Qftmo «nf dem Wege 
des Vergl^clis betmgebeiii sa wird d£» elruli^ Gitentfrsg«, deren 

Entscheidung i'ibrigens dunsh- keinen der seitherigeb Vorgänge 
weder nach der einen noch Büch der wderen Seite hin präjadieiit 
wird, falls nicht Vergleichsvorschläge zum Ziele iiyuren, kaum auf 
andere Art, als dureh den Schiedsriolitersprtrch einer dritten an» 
parteiischen Regierung znm Austrag gebracht werrien können. 

Da es aber den Regierungen von Oesterreich und Prciissen 
bekannt ist, dass Vorschlage in dieser Angelegenheit von Seiten 
Seiner Majestät des Königa von Dänenaark, Herzogs von Holstein, 
als des bei dieser Frage zunächst betheiligtea soiiverainen Bun- 
desfiirsten, zu erwarten stehen, so dürfte es in jeder Beziehung 
am angemessensten erscheinen, die Erneuerung eines Ausschusses 
zur Prüfung der Über die Grenzberichtigung erwachsenen Protor 
cotte nnd Verhandlungen bis dahin ausz\iaetsen, dasa denuralbcpi 
zugleich diese Vorschläge, welche die Köni|^dhe Begiening in 
mC|^c|iBt korxer Frist ra Übergeben gewiss bedacht sein iM^ 
mr. Begntaehtnng Überwiesen werden können. 

Die Gesandten von Oesterreich und Preussen scUiesaen die 
gegenwSrtige Darlegung, indem ne den Autrsg stellen: 
Hohe Bundesversammlung woUe 
1) die. Bestimmungen der am ^8. Januar d. J. erlassenen Be- 
kanntmachung Seiner MajcstKt des Königs von Dänemark, 
Herzogs von Holstein nnd Lauenburg, so weit dieselben 
die Angelcgenlieiten der Hcrzog^hümer Hol^?te^n und Lauen- 
burg, betreffen, auch nach Lage der Sache der verfassungs- 
rnässigen Prüfung und Beschlussfassung des deutschen 
Bundes unterliegen, als den Gesetzen und Rechten des 
Bundes entsprechend anerkennen, und der sonach von 
Seiner MaJestKt dem Könige im Eintersttedniflse mit d«i 
im Nmnen des Bmidet bändelnden Regiemngen von Obster» 
reieb mid Preiesen bewivkiea Beilegung der edtberigeii 
Streitigkeiten zwiscben Dünemuk nnd dem Bentscben 
Bünde die verbeUtene deinüv^-Oenefamlgailg eiÜMilen; 
Sie vrolle 

8) die Königlicb>DäraBcbe, Hei±oglich^lsteIn-Laned!>nigisclie^ 
Gesandtschaft ersechen, die g^gebwär«^ VeAandlteng der* 
Königlidben Regiemng aar Keantniigs zu bringen, mit dem 
Beifügen, dass die Bnndcsversaminlun^ sich fiberzeugt hat, 
Beine Majestät werde auch in Zukunft über die Erhaltung 
und gedeihliche Ausbildung sowohl der gesetzlich be- 
stehenden Einrichtungen seiner deutschen Bundeslande, 
als auch der Stellung, die ihnen im Verbände mit den 
übrigen Theilen der Monarchie gebührt, in eben dem 
gerechten und versöhnlichen Geiste waciien, von welchem 
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die kömglicho BelulintiiiAchwig wtm 36. Jmnaat cU J» 

Zeugniäs giebt; 

Endlich beantragen die Gesandten: 
• Hohe Bundesversammlung wollo 

3) die den Regierungen von Oesterreich und Preussen über- 
tragenen und nach doui Ablaute der dafür bestimmten 
Frist seit der Erklärung beider Höfe in der Sitzung vom 
6. September v. J. stillschweigend verlängerten Vollmachten, 
. in der Holsteinischen Angelegenheit mit der Fassimg der 
8o eben in Vorschlag gebrachten Beschlüsse als erloschen 
Iwtracbteii. 

Dänemark wegen Holstein und Lauenburg. Der Gesandte 
erlaubt sich, unter Bezugnahme auf den eben vernommenen 
Vortrag der AUeiliSehsteii H6fe Ton Wien mid Berlin, Hoher 
BandeerenainiDliing die darin erwähnte, unterm 28« Januar d. J. 
TOii Beinern Sonverlfn erlassene Allerhöchste Bekanntmachung 
Menebeu sn fiberreichen. 

. Hohe Versammlung wolle daraus des Weiteren entnehmen^ 
auf welchen Grundlagen und in welchem Geiste Seine Majestitt 
der König die Bewahrung, Wiederherstellung und gedeihliche 
Ausbildung sowohl der alle Theile der Monarchie umfassenden, 
als der für ihre einzelnen Theüe iiberlleferten InstUutionen ins 
Leben m iüluren beabsichtigen. 

Wenn in diesem Sinne sofort über den Wirkuagskieki und 

die Verantwortlichkeit der unter dem Vorsitze Seiner H^estät 
des Königs den Gelielmen Stiuttsrath bildenden ADnister dicje* 
nigeu Anordnungen getroffen wurden» für welche die thuniiche 
Bewahrung und Wiederherstellung der den einzelnen Theilen 
der Monarchie eigenthümlichen Verhältnisse, so wie der in den 
auswärtigen und Finanzverhältnispen, wie für Land und See- 
macht überlieferten Einheit massgebend waren, so ist zugleich 
eine weitere Fortbildung und Entwickelung der näher benannten 
Institutionen auf verfassungsmässigem ViogQ zugesichert und in 
ihren leitenden Grundzügen angegeben 

Indem hiemit den Rechten der Krone wie der Unterthanen, 
namentlich auch der Holsteinischen Provinzialstände und der 
Lauenburgiöchon Kitter- und Landschaft eine erneute Grundlage 
zu Tlieil wird, welche alle Interessen in versöhnender IJerück- 
sichtiguug umfa£Bt, und unter göttlichem Beistand für alle Zu- 
kunft Reäit und Eintracht sicher stellti wolle Hohe Versamm- 
lung ferner den Worten wie deii Mst der- mehr gedachten Be- 
kanntmachung dio Veisiehernng entnehmen; dasa äUa Beiner 
Majestfit dem KMge hinelchtlieb te Heräogthteer Holstein 
und Lauenburg : durch die Bnndes-Grandgesetse Überkommenen 
Verpflichtungen aa jeder Zelt den Gegenstand ToUslMBIger Er- 
füllung bilden werden. 
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Indem AlleHiötiMtdieselbeii endlich dem Gesandten zn be- 
fehlen gemlit liaben, an diese Versicherung und die Erklärung 
des Einvcrständnigses mit den Ton den Allerhöchsten Höfen Ton 
Wien und Berlin so eben Holior Versammlii]i«r vorgelebten An- 
trägen auch Allerböcbstdcro aufrichtiirstpn Dank für die Sorg- 
falt zu knüpfen, welche von dem DurchlauchtigstcMi Bunde, im 
Einklang mit den beiderseitijren Rechten und mit der allgemeinen 
Wohlfahrt, der Verwirklichung des Berliner Friedens geschenkt 
worden ist, begrüssen Se. Majestät in deren Ergebnissen um so 
Beber ein Pfand fest bcgiiindctcr Eintracht und aufrichtigen Ver- 
tnmens, als es AUerhOchstihnen eine hochwillkommene Pflicht sein 
wird» in offenem Znseminenwbrken mit Ihren eirhabenen Bondesr* 
genossen der Erhaltung dieses Vertranens wie den gemeinsamen 
Interessen jede Fdrderang und « Befestigung nach besten KriUlen 
nunwenden. 



Ho» 9* 

AUerköchstes Patent, betrefflsnd die Yerfassang Ton lanenborg 

vom 20..Deiaiiiber 18M. . . 

Wir Frederik der Siebente, von Gottes Gnaden König 
sn Dftnemsiic'ete/ 

Thun kund hiemit; 

Mit Rücksicht auf die durch Unser, die Wiederherstellung 
Unserer Landesherrlichen^ Antoritit im Herzogthnm Lanenbnig 
betreffendes Allerhöchstes JPatent yom 8; Jsnuar IQCfl in 'Aus- 
sieht gestellte Bevjsion tmd Ordnung der Innern Terfiipsung den 
Herzogtbums Lanenbnig^ nnd indem y^ir Uns in Ueberemstbn- 
mung mit dem Inhalte der Unserer getreuen Ritter* .und, Land« 
Schaft des Herzogthums Lauenburg eröffiieten .,AJlei;hö<^8ten 
Solution vom 29. Januar 1852 diejenigen weiteren ^faasregeln 
aimoch Allerhöchst Torbehalten, welche zur yerwirklichuug Unserer 
auf die Einfiihrung einer gemeinschaftlichen Verfassung zum Zweck 
'1er lioluuidlnng der Unserer gc.-ammten ^Monarchie gemeinschaft- 
lichrii Angelegenheiten in Betreff Unseres llerzogthiims Lauenburg 
erforderlich werden möchten, haben Wir Uns, nach vurgängig ver- 
nommenem Gutachten achtbarer Lanenburgischer Männer und naeli 
desHilliger, in Gcraässlicit Unserer AllerliüiJjsten Bekanntmachung 
Tom 28. Januar 1852 stattgehabter verfassungsmässiger Com- 
Binnication mit Unserer getreuen Ritter- nnd Ländschaft des Her- 
Bogthnms Lftuenborg A1!eirh8chst bewogen gefunden, in Betreff der 
bneren Yerfiissung dieses itnseres Her^ogthums auf GrundJagc 
der alten* bestehendeil Landfisverftskung und insondei)ieit des von 
Unseren VoigSfigem in der Regierung aneriEanhten, vertragsmÄssig 
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bestiitlgtmi und garantirten Landesreccsses vom 16* &iB|»tember 1702 
SU verwiUigeiL luad au vecordaeu wie ibJgt; . 

I 1. 

Das Recht dieses Unseres Herst^gthuma anf erae EtlndisdM 
Vertretung wird yon Uns ausdrttcklieh und in der Weise besteheBd 
anerkannt, dass es fttr die Aossdireibimg netter Stewiiy ao wie 
l>et Verlndenii^en im Steuerwesen ttbeiiavpt, der Znstiiimiiiiig 
der 'Landstände vaA bei EHaasnng neuer, so wie der Abänderung 
odec der authentischen Interpretation bestehender Gesetze, der 2Hi* 
ziehung derselben bedarf, und dass denselben die Befugniss zu- 
steht, etwanige Wünsche des Xiandea in Vertretung der Bechte 
desselben sum Vortrag su brinigen. 

S 2. 

Die ständif5che Vertretung Unseres Herzogthums Lauenburg, 
wie solche gegenwärtig unter dem Namen der Lauenburgischen 
Ritter- und Landschaft besteht, soll hinsichtlich ilirer Zusammen- 
setzung nach Massgabe der nachstehenden Bestimmungeu einer 
Reform unterzogen werden. 

Die ständische Vertretung Unseres Herzogthums Lauenbui^ 
soll besteben aus dem Erblandmarschall, zweien lebenslänglichen 
Landräthen, welche mit dem Landnuurscball unter dessen Vorsitv 
das Landrath- Coli egium bilden, und ans funfaehn periodis^b ge- 
wählten Abgeordneteo. . . 

Das Erblandraarschallamt vererbt in der Familie von 
Bfllöw mit dem Besitze des Chxtes Gudow, dergestalt, dass der 
jedeBma]%e Beiitzer von 'Gudow, insofern dieselbe volljährig und 
ni diosem Amte befilhlgt ist» als Brblandmaraehill Im Herzo^om 
Laneabug an fimgiren hat. . 

16. 

Die beiden Landräthe werden Ton der gesammten Ritter* und ' 
Landschaft auf dem Landtage aus der INfitte der 5 gewählten Ab- 
geordneten der Ritterschaft (§ 6 und 7) erwählt, jedoch verbleibt 
der gl^genwlrtig fungirende Landrath als erster Landrath im Amte. 

Die gewählten Landräthe sind Uns durch Unsere Laiienbnr^ 
gische Regterimg zur Allerhöchsten Bestätigung zu präsentiren. 

Das Amt der Lan drathe ist ein lebenslängliches, dessen Fort- 
dauer jedeeh bedingt durch den Besitz eines landtagfHhigen Qntaa 
in Unserem Herzogthum Lauenburg. Falls bei eintretender Vacani 
des Erblandmarschallamts ein Landrath als Yicelandmar schall von 
der Familie Bülow- Gudow mit seiner Zustimmung präaentirt 
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fmä die Präsentation ton Uns AUer^hst genehratgl werden würde^ 
80 scheidet «derselbe «ita diem Landrath^ColIegio Mfe und wird di« 
dadurch entstehende Vacanz imk MMSgab« der YQhMgßSAaettm 
BwtimmnngMi .wiator b«Mtzt« 

• 6. 

Die fünfzehn gewählten Mitglieder Unserer Lauenbargischen 
Bitter* und Landschaft sollen bestehen: 

1» au8 ftiuf von den sämmtlichen Besitzern der bisher landf 
tagsflüiigeo GMüter im Herzogthum Lauenburg zu wählen* 
de» GntabüflitMni; 
• 2. am fOaf ASigmdatfen dar drei LanettbuigLschen SOdto 
ndtlnbagnff dar im emev «Btoa&säigea YimidtrmSmgbKä 
dvai A n t agw aindaB sa Lauanbiirg; 
8« ana flinf von den sämmtHokea BaailBeni der biaerliehaB 
Güter im ffoiaaglteR LaaanliMirg n.avivtfileadaa Ataiaa« 
TiiMdbaBÜamt- i 

17. 

Die sämnitlichen Besitzer der bisher landtagsfähigen Güter im 
Herzogthum Lauenburg wählen die Abgeordneten ihres Standes 
•na ihrer Mitte in einer, unter der Leitung des LundmftrschallK 
<>dar dea denselben vertretenden Vicelandmarschalls abzuhaltenden 
yiniMnaetui<Biftheii Yerafonn^un^ Die Stimme mid Fjmctiop dea 
sidetat g«iwlÜilten.Abgeo]^aten mhet, im Falle der AuaaclLeidende 
Vfedand^raelyJI nnisk den Bealiimmmgen dea 1 4 imter di^ 
Abgeotdnetoii der laodtag^filliigen Gutabeaitier surttdctritt 

• • * 8. ^ 

Die Bftrgerschan; einer jeden der drei Lauenbuigiachen Städte 
und zwar die in Lauenburg Im Verein mit der gesammten Vor- 
bürgerschaft in der amtssässigen Vorstadt, wählt je Einen Abge- 
ordneten aus den Mitgliodem des Magiatrata nnd £inen aua 
den wählbaren Bürgern der Stadt. 

Jedoch ruhet, was die Wahl des aus der Bürgerschaft zu 
wählenden Abgeordneten betrifft, für eine jede Wahlperiode das 
Wahlrecht Einer der drei Städte nach einem unter den Städten 
UUiezuhaltenden Turnus, welcher sich den Wahlperioden anschliesst. 
Für die erste Wahlperiode ruh*it das Wahlrecht der Stadt Mil^lliiy 
. flfar die sweite daa der Stadt Ratseburg, und filr die dntta daa 
dar Stadt Laoenbnig; 

hk SalMbURg imd HSilli iodet die WaU «tv dar Mtang 
4v doctigini SMtm^iatnijta» in der Stadl iMMufcang . «ntap ga- 
tMinaamar Laitmig dea IMb l^neiibniy «nd dea doiiQgea ' 
0atrat8 statt. 

Bedingung des Wahlraahis wie dßf Wttlblbarbeit in diesem 
Stande, iaft .dAa..^lii9aiw mpb V^btttgafreolrib in dan Utuffendaii 
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säldtifechen Gemeinden zugleidk mit dem etgenthümlichon Besitz 

chics städtischen Grundstückes rum Warthe von mindostnn^^ HOO 
Rthlr. h.-M. oder in Krmangching eines .solchen cigentliümiichcn 
Grundbe.sitze.s , der Entrichtung von mindesteuB 4 HUür. L.-Mk 
öffeutUclier oder Communal-Steuer. 

§91 

• ■ . . • 

Die Oinf Abgeordneten des Standes der bäiteriichen Grund* 
liiMKjBer im Herzcfr^um • LanüibnEg endiieh seilen in der Weise 
gewihk irerden> . dess die beeCehenden Her* ao^nennten Fduv 
districte und vormaligen Sessionsdistriete, weklM je. ein Amt mit 
den dasn geredhnetan Rtfteflgfltetn befaseen {§» 10)» unter. Ans- 
lassong der amtssässigen Vorstadt zu Lauenbui^ häuichtlich des 
Lauenburgischen Amtsdistricts, die Wahldistricte aufmachen, und 
in den solchergestalt gebildeten Wahldistricten Lauenburg, Schwer- 
zenbeck und Steinhorst je ein Abgeordneter, im Wahldistriet 
Ratzeburg aber zwei Abgeordnete, unter Leitung Uneeietr betref- 
fenden Aemtcr gewählt werden. 

Bedingung des Wahlrechts wie der Wählbarkeit in diesem 
Stande ist bäuerlicher Grundbesitz in dem betreffenden Amts- 
oder Gutsdistrict zur Grösse von mindestens 12 Morgen GaleU" 
berger Masse.* • •» 

$ -10. 

Von dem Wahlrechte und der Wählbarkeit im Allgemeinen 
ausgeschloösen sind diejenigen , welche noch nicht 25 Jahre ai| 
«iud, oder unter vatirlicher Gewalt oder Curatol stehen, oder 
wegen eines entehrenilen Verbrechens bestraft oder wegen eines 
solchen Verbrechens in Untersuchung sich befinden oder befindlich 
gewesen sind, ohne völlig freigesprochen zu sein, oder aber welche 
iigend eine Unterstützung von der ArmcAverwaltung, die entweder 
nieht «aufgegeben, oder nicht zucfickgezalilt ist, geniei^sen oder ge-* 
nossen baben* endlich aiich diejenigen, Aber deren Vermögen Hö- 
rend ihrer Verwaltong C!oncurs ausgebrochen is|, ßf> lange das 
C^ncursverfilbren nieht erledigt ist , 

... i/ d t! onweiaatfioli.). . /. / 

" • ' S 12. • . • • ' ' 

üebcr die Gtiltigkeit der einzelnen Wahlen entscheidet die 
auf dem Landtage versammelte Ritter- und Landschai^ ' ' .* ' ' * 

S 13. . / • ' 

IM ^ desfKIlige/'VerfögTmg Unserer LaiOttburgisdien Re- 
gieranjg^'^von den beMifiniden Behörden Totmm^imtinden WahliMfr'* 
ztir lianenbutgiseben Bitter- M Limdtehaft gelten nuvinir 6 Jnhre* 
und sind nach Ablauf einer jeden Wahlperiode von S «Fah'm* 
neue Wahlen vorzunehmen. AussefdMU muss auch während lau- 
fender 'Wahlperiodje' die Stelle eines smC die ein» eder andertf 
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Wflii^ abgegangenen' Abgeicniiiieteii sofort durch eme neile WtU 
«notzt werden. Die erste Wahlperiode beginnt mit dem 1. 
MHrz 1854. 

I 14. 

t>ie Landtage werden am äitze ünirärer Lanenhuii^sclben 
Regierung gehalten nnd so oft znsammenberufen, als' es den tJmr 
stSnden nadi erforderiich erscheint 

$ 15. 

Die Convocation erfolgt durch den Erblandoiarschall oder 
Vicelandmarschali, entweder aus Veranlassung einer Aufforderung 
Unserer Lauenburgischen Regierung ' oder in Folge eines Be- 
schlusses .dos Landrath- Collegi Ilms. In dem letzteren Falle ist 

Socb eine vorgängige Anzelj^c der beabsichtigten Convocation an 
sere Laueuburgische Kegierung erforderlich. 

$ 16. 

Den Vorsitz auf dem versammelten Landtage flibrt der Erb- 
landmarschall oder Vicelandmarschali, und es ist Seitens des Erb- 
landniarschallamtes ftir die AuAiCwahrung des landächaftlichen 
ArciiLvs Sorge zu tragen. 

I 17. 

Das Lan^badi^CollegiunL bitdlet den permanenten AusMhusi 
der Läuenhurgischen Bitter- ' und/ Landschaft. Bs yoUaieht, die 
landschaftlichen Uzfcimden und hat für die B.esqhatfung der schrift- 
lichen Ausfertigungen des Landtages Sorge wä tryigen. 

• I 18. 

Die Lauenburgiscfae Hilter- und Landschaft bestellt fiir die 
Besorgung der Bareaugeschäfte und der Ausfertigung der Land- 
tage einen ständigen Beamten unter dem Namen eines Land- 

syndicuB, und femer fiir die Verwaltung der landschaftlichen Casse 
einen zweiten ständigen Beamten unter dem Namen eines Land- 
schaftssecretärs , und es wird der Lauenburgischen Ritter- und 
Landschaft überlassen, dieselben mit den erforderlichen Dienst- 
instructionen zu versehen, welche Jedoch Unserer Lauenburgischen 
Regierung vorzulegen sind. 

§ 19. 

Es wird Unserer Lauenburgischen Ritter- und Landschaft 
überlassen, eine besondere Geschäftsordnung fUr die Landtsge 
festzustellen, welche jedoch Unserer Lauenburgischen Regierung 
vorzulegen ist 

% 20. 

Alle Verhandlungen mit Unserer Lauenburgischen Ritter- und 
Landschaft finden durch Unsere L^^l^i^Si^® Regierung statte 
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Wir behalten es Uns vor, einen solchen für die ^niev 4fi 
Landtages oder ftlr einsehe .fuf dem Landtage vorkommonde 
Gckgenstlinjle AUeriiöchst} sii ^e^en^^ .{^ b^^m Fä^e|^ .tpmmt 
dec^elbe. an iien Al^stiiiii^jin^^ii )(eti^', l^^i)« \»t aber lierefihti|^ 
das Wort zu nehmen, so oft er. ^ «n^ppn^AAt^ .fiii^ei^ wlr^» 

Iq^ Uebrigen Wielen W^ s^Mtig^ woblherge):>«i|chten 

Recbte des Landes sowohl wi^ der ekizebien Landstände , wi« 
flojche namentlich in dera Landesreccgse vom 15. September 170^ 
beschrieben find, und insbesondere d'iß ii^ diesem Rocesse gcgebeue 
Lande>.sherrliche Zusicherung, dass das Herzogthum Lauenburg 
allezeit eine besondere Regierung, der luuih stattgehabter Trennung 
der Justiz von der Administration in der oberen. Instanz die Ver- 
waltung Unseres Ilerzogthums Lauenburg nach den desfalls zu 
treffenden näheren Be.stiinniungen und unter der von Uns anzu- 
ocdi^enden oberen Lcitui^^ obliegt, so wie ©io besonderes EJofge-» 
rieht und, Consistorium behalten aoUe, hl^rdi|^h yon. Neuem i^aerr 
Üannt und besttttigt hai»en. " 

. Die nlth«re Entwi(skeli|Qg. vofii, Ff^t^oag ,V09» TwibM<tDaBL 
specielW inner^ Xngelegenhjßite^ Ünserol £&f»ogtl\^raa L^ueur; 
Bi^g^ ifU s. B. in l3etreff ejAer etw^nig^n Umgestaltung diso 
jetzigen GratS^erichte, des 'Slßi^erwesens u. s. w. muss demp&i^fl4«^ 
gen separatäü Verhandhingen über diese Angelegenheiten und 
verfassungsmässiger Commnnicataon. mit Unserer getreuen Bitter- 
n^d Landschaft yorbehalten bleiben. 

Wornach eih .Jec^r/ ite^ es angeheti ^9ich.|Uleriunte<:th4f\igj9f 
zu richten. 

Urkundlich unter ,,l]inserei|[^ KönigU^^ U4d vpr- 

gedruckten Insiegel, 

7 Gegeben auf Unserem ^chloysse .Ch^i^^tiJa^sbQ^|J^ deu 20. , 
Dezeihber 1853. ' " 

XL, ß.) '■ ■ Frederik ß. ' * 
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AUMÜditM FilMt, MiMhM die V«ftini|; ni Miteii 

▼M IL Ittil 1854. 

Wir Frederik der Siebente, von Gottes Qnadea König 
zu Dänemark, der Wenden und Gothen , Herzog zu Schleswig, 
Holstein, Stormam, der Dithmarschea ui^d zu Lauenburgi aue(i 
au Oldenburg, etc. • ' . . 

Thun, kund hißii^it; v . . ,, , 

KacHwi Wir ;|fi)tto|«t Unserer Allerhöchsten 9eki^iä!t||if4sliuiig 
TOB. 28. Janiwr 18^3 Uonene Allerh, (Intiolilie^suqg^li in Qatref 
der Ordnung der VerhUltauiBe uneem MoiurebU and ibrec 
icbiedenen Thdle und der demAXcIwtigen Enfilhrnng dner gemein- 
scIiaffUcl^en Verfiuanng lum Zweck derBehandlung der gem^insoliAft- 
tichen Angelegenheiten verkündet, rttckstchdich Unseres Herzogthumt 
Holstein insbesondere auch die Allerhöchste Zusicherung ertheik 
lutben, dass demselben eine gtändi sehe Vertretung mit beschliessender 
iss in den zu ihrer Wirksamkeit gehörenden Gegenständen 
verliehen werden sollte, haben Wir zur Erfiillung dieser Unserer 
AUerh. Zuf^age, die provincialstandische Vertretung und Verfa8sun|f 
Unseres Hcrzogthums Holstein \jnter Vorbehalt der von Uns W 
absichtlgtcn Einführung einer gemeinschaftlichen Verfassung für 
unsere Monarchie, so wie der aus Unserem Verhältnisse als Mit- 
glied des deutschen Bundes für Unser Herzogthum Holstein sich 
ergebenden Rechte und Pflichten, durch eine AUerh, VerordnuJ^ 
festzustellen Uns Allerhöchst bewogen gefunden. 

Nach hierüber eingegangenen Gutachten Unserer getreuen 
lPh>vincielstän4e des I^erzogthums Holstein ^^ebieten und befehlen 
Wir demnach'wie fylgt: 

TUel 1. 

Allgemeine Bestimmuni^eik ■ 
« 1. 

Unser Herzogthum Holstein bildet einen selbststiindigen 
Theil der Unserem Königlichen Scepter untergebenen 'dänischen 
Monarchie und ist mit derselben durch das unter dem 31. JuH 
J. von Uns erlassene Thronfotgegesetz für die dünische Mo- 
narchie auf immer vereinigt. 

Die Ausübung Unserer souveränen Regicnmgsgewalt in Un- 
seren Herzogthum Holstein wird in Betreff seiner l^eBonderen 
Angelegenheiten durch nachstehende Vorschriften näher bestimmt» 

lUfk 4iPMieii ]MdM' iDs: UwAse MmoilMmr Uokitm wüä 
Lnenbnig eigeben, Uelbeii unverändwl* . - i 
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Hinsichtlich derjenigen Angelegenheiten, welche nach Uuserer 
Allerh. Bekanntmachung vom 28. Januar 1652 zu dem amtlichen 
Wirkungskreise Unseres Ministeriums für die auswärtigen Ange- 
Ugealieiteiv iKiaeres Fmaiiznuiii8terimii8.'üii8erai Kriegsmuiisteriiims 
tad Unseres MarineminiMeriams geht^n, soll Ültser' H^rzogthiuÄ 
fiolstdti littt den Hbngen Bestandtfaeilen Unserer llonarehie eine 
gemeinsanie Gesetsgebung nnd Verwaltong. hnbem - Dasselbe ' gilt 
in Betreff der Gresetzgebang hinUchtlicK disr ' Aushebung mm 
Äriegsdienste in Unserem Heer und auf Unserer Flotte, sowie 
rfleksichtlich der Stellang' von Pferden fOx das Heer und des mifitft- 
xischian ISinquarliningswesens. ' 

Zu den Kosten Unserer Hofhaltung, den Apanagen der3lit- 
gllcder Unseres K. Hauses, den Ausgaben ftir Unseren Geheimen 
Staatsrath, den filr die Verwaltungszweige der vier vorgedachten 
Ministerien, soweit sie gräiepscbafUiclie Angelegenheiten betrefTen, 
und fiir die Unterhaltung gemeinschaftlicher. öfTentlleher Anstalten 
erforderlichen Ausgaben, insofern dieselben nicht durch die gemein- 
schaftlichen Einnahmen, nämlich den Ertrag der Domainen und 
Forsten, des Zolls, der Branntwein-Productions-Abgabe, des Post- 
wesens, der Lotterie, der Staatsactiva und der verschiedenen ge- 
meinschaftlichen Intraden gedeckt werden können, trägt Unser 
Herzogthum Holstein nach dem durch die gemeinschaftliche Ver- 
fassung festzusetzenden Verhältnisse bei. Bis dahin fallen auf Unser 
Herzogthum Holstein 23 Procent der gemeinschaftlichen Ausgaben. 
Würden die IntE]flden Unseres Herzogthums Holstein nicht aus- 
teieben, um damit neben den'jRir dieses Herzo^hum «rforderlicben 
besönd^eki Ausüben den auf dasselbe fallenden Antheil an den 
gemeinschaftlichen Ausgaben zu decken, so ist' die" daran fehlende 
Sunune Ton Uneerem Herso^tbum*. Holstein allein au&ubringeD. 
Die desfltllige Yerfttgong' werden Wir der VekBammlung der Pro- 
vincialstände Unseres Herzogthnms Holstein, welche indessen in 
diesem Falle nur über die Art der i^f^fbiingiing, nicht aber über 
den Betrug der aufeubringenden 3u]nnie selbst, :euKep Beeci^Uf^f 
zu fa8S€n ha^, mit einer Nachweisung darüber vorlegen lassefy 
dass von den übrigen Theilen Unserer Monarchie die Aufbringung 
des nach dem festgesetzten Massstaho auf sie faUenden Antheila 
an jden gemeinschaftlichen Ausgaben geforder|t ifit. . . ./ \ 

i. Wenn Zweifel darüber entstehen, ob i eine Einnahme oder 

Ausgabe zu den gemeinschaftlichen Einnahmen oder Aufgaben der. 
ganzen Monarchie oder zu den besonderen des Herzogthums Hol- 
stein gehört, so ist diese Frage bis weiter nach den betreffenden 
^o^tionen des Budgets für das Finanzjahr 1853 — 54 zu entsoheiden. 

■ Dasselbe Verhältniss wird gleichfalls hinsichtlich der zum 
Dienste in Unserem lieer zu stellenden Mannschaft in Friedens« 
leiten cur Kichtschnur dienen. ^ -i . i',.u t . % . • .j 
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ffinsichtlich derjenigen holsteinischen Angelcgenheiteii, welche 
naeh Unserer AUerh. Bekanntmachung rom .28. . Jtonar 1852 zu 
dem amt&chen Wirkungskreise Unseres Mtnidteriums filr die Her- 
zogthttmer Holstein und Lauenburg gehören, hat unser Herzogthum 
Holstein seine eigene Gesetzgebung und Verwaltung. Die' in Qte» 
mXssheit der Buiäesverfassung Tbn der deutschen Bundesversamm-' 
lung gefassten Beschlüsse sind, insofora sie das ganze Bundesge-, 
biet betreffen, auch für Unser Herzogthiim Holstein gültig und 
erhalten durch ihre PubUcation in demselben gesetzliche Kraft. . 

Die Evangelisch - Lutherische Kirche ist die Landeskirche 
Unseres Herzogtlmms Holstein. Ihre Einkünfte dürfen nicht ge- 
sebmälert, nur zu den Zwecken dieser Kirche verwendet und sollen, 
insoweit es zu deren 'vollständigeren.lSrMlung erforderlich ist, aus 
den Intraden des Herzogthunis" eigknzt werden. Die Geistlichen 
dieser Kirehe ^Ben -aa 'd^'Beiauftiditigung und' Ywwütluig des 
Schul- und Armen-Wesens anph in Zukunft in angemessener Weise 
Theü nehmen. ' * ' 

Das durch Geburt oder Naturalisation begründete Untertha- 
nenverhältniss in. TJJnseremf Herzogithum .Holstein kann auf den 
Antrag des .Beilieil^;ten .nur ^urch. Alleihööliste. Besolution aufge- 
hoben werden. . 

Jeder. Unterthan-'in, Unserem Herzogthum Holstein, hst das 
Beeht, sieh unter Beobaehti ng der hetreffeu^en gGsetzIichen Be- 
stunmiingepi : mit. Bitten un4 Beschvierden^ dietfejUbien mj$gen allge- 
nusiftfi .SiQeniiiche. odeor Pzivataj;igelcigenhe|te^ betreffei^/ ai^ . Uns, ka 
Unsere Ministerien, an die Versamiiduhg der Prpyjoazialstitndi^ oder 
an. seine Obrigkeit zu wurden. Zur gen^insamen mänj^iclMn 
oder schriftlichen Vorbringuug eines , öflfentUche ^Apgelegenheiten 
betreffenden Anliegens (Petition.y Adresse) dürfen nur dl^ yerfiM- 
snngsmässigßn.tVeiir^r einer .gesetzlich. ipierkannten Corporation, 
und auch nur dann sich vereinigen, wenn der Gegens^nd des 
Anliegens nicht eine allgemeine Landesangclcgenheit ist, sondern 
lediglich das besondere Interesse der von den Bittstellern ver- 
tretenen Corporation betrifft. Abgesehen von diesem letzteren 
Pnlle ist jede Vereinigung zu dem gedachten 2Jwecke, sowie die 
Unterzeichnung einer geschriebenen, gednickten oder Hthographir- 
tcii Eingabe, welci^e eine vffentHche A^elegenheit betrifft, st^ajfbar, 

Den Gerichten in Unserem. .Hei^zogtJiuin . Holstein steht esf 
nieht zu, Ober die BechtQ^ßigkeit,d9^. ypn Seilen, iame B^jo-l 
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rungs-obrigkeitlichen , oder Polizei-Behörde getroflFenen Massregel 
ein ürtheil zu föllen , in so ferne nicht specielle gesetzliche Be- 
i^mmungcn oder Allerhöchste Resolutionen eine Ausnahme hier- 
von zulassen. Ein jeder, welcher sich durch eine solche Mass- 
regel beeinträchtigt hält, kann sich mit seiner desfalligen Be- 
schwerde an Uns oder die betreffende obere Behörde wenden, 
wird aber dadurch nicht der Verpflichtung entbunden, den An- 
ordnungen, über welche er sich zu beschweren zu müssen glaubt, 
Iiis zui* ausgemachten Sache gebührliche Folge zu leisten. Jeder 
Ton^iehc; Ungehorsam mder eine sdehe iLnordnung ist strfif- 
bar/ond es irird die Strafe nach .richterlichem Ermessen bestimmt. 
Wttrden aber swisehen den ridhteilidien nnd administratiTen Be- 
VB»^ .««tti4t ^onffidte ittefajcbOioh ihi^ CfownelBf. ewBtehen, 
8i> WIf «1 Uns <ri»b«l«lten Mfia, die beftieffe&deD Sat- 

sjMteffsn Ift llMeven Geheunen fitealmth abaqgeben. 

Tl^el II. 

y«»n dar Yecsaamlnng d«r Pr^Tiuialsti^Bde. 

i 9. 

Die Versammlung der Provänfialstände Unseres Herzogthums 
Holstein bildet das gesetzliche OrgjUi der Yer^clnedenen Stäp4e in 
demselben und besteht aus: 
' 1) dem jedesmaligen Besitzer der Fürstlich Hessenstelnischen 
Fideicommissgüter, in so fern derselbe das 25. Jahr zurück- 
gelegt und freie Dispositionsbefugniss hat Es ist demselben 
gestattet, sich durch einen wählbaren Besitier eines grossem 
^t»j 'wisicher ttiidM neho^ Mitglied der stSildlsehen Yer-, 
miaaShmg iiM, vertreten ta laiisei^; 

5) ^ Vdn der ^isfltäOi^ Bsittiigfiilina' an« 
ftrer Iffitie, ik ttnf geisllidwn WahiaiittrfeCett tfUHOOm' 
jfbgeorAicfti^; 

- itjr fhaf von dem Yerbitter dea- adeKgen tüonvents )ivL JMbo^f 
" 'den Pröbsten der Coirrcnte za Preetz und Uetersen iind, 
den Mi^iedem der Holstemischen Ritterschaft antt ihter 
Mitte- ig«Wählten Abgeordneten (W«hlort Itzehöo>} 
' 4) ncim Von den Besitzern adeliger Und anderer gi'össerfer 
■ CKitcr zn einem Steuerwcrth von wcnigstetis 50,000 Rthlr. 

ans ihrer Mitte gewählten Abgeordneten (Wahlort Itzehoe); 
'5) seci»szehn kleinem Landbesitzern, gewählt in 16 Wahl- 
districten (Anhang B. der Verordnung vom 15. Mai 1834); 

6) fttafzehn Einwohnern der Städte und Flecken, gewählt in 
12 Wahldistricten (Anhang B. der Verordnung vom 15. 
Mai 1834). 

Endlich wollen Wir dem akademischen Consistorio der Kieler 
'^'riversftät gestatten, unter Leitung des jedesmaligen Rectors der 
ÜhiyetBitlK ^in lfi%Ii(»tf ttiu selnw Mitte m ^wählen. 
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Die irtSkidiflChi^ y<nrfttttlitfhing' tfftif vikm 
msijte 9Mkittim.lStJ^M^g wl^d df«9 in 'j^dedi df!tfen jra(Mä 
gVBeh^lieli, so itd» ifi^d Ve^BBinmlüngeTi in jedeW«]if^eriod(r ^Iteil; 
aü{H9eik)fdeiltiieh ähtt^ io 'crft 3^ ei äSu CTniBtandeiii nagi ^ 
^raerRöh M\tm. 

In dem Elnberu^^j^aieni ifMea ürir ^ Paikeif di^ Tet; 

• § 11 • ' 

Tn Betreff derjenigen holsteinischen Angelegenheiten, w'eTclie 
zu dem amtlichen Wirkiingskreifec Unseres Ministeriums für die 
Hefzogthüiiier Holstein und Lauenbui^ gehören, sollen Vierän- 
deriingen iu der Gesetzgebung (verglichen jedoch § 3^ nioht 
anders, als nach vorgängiger Zustimmung der Versammlung der 
Provincialstände vorgenommen werden, und es ist in den beti-effen- 
den Verliigungen auf die .ertheilie . stüiidisjche Zu6timniu;yjg^,ai^6-n 
drücklicli Bezug zu nehmen. . - • i ' ' 

§ 12. ' 

Hinsichtlich der nach Unsereff Allerh. Bekanntmachung vo» 
28. Januar 1852 von Unserm Minister für die Herzogthiimer 
Holstein und Lauenburg colle^iaKsch zu behandelnden, Unsere 
Üerzogtbün^er Scl^swi^ uiid J^plslfin gem^in^aftltrofaei^ nicht 
polUiaahft» Euurjiohtungcin umd. Anf|;aUeiii «cdl» .Yeritn^eriifilgl^^ 
in dfer <j[e8eti^bH|]|gr AipB«]ime jedoch de% Eid^rcfjiialtwii^ 
nux nacli Torgängig eingezogenem Gutachten der YersapvUi^ 
def ProTinclalstSnde Unseres Herzogthuma Holatein einlreten* 
Insofern diese Yetindeningen^ 'eiie Yennehnuig der bisherigen 
meti^^, ÜM^g^VteVt^nr, Anigab^ iPH M«lcb..4fihreu^; die 
Versammlung in Betreff der ..AnilN^iigtiiig deer mf llti$ff»,fi/^ 
zogthum Holstein fallenden. AirtheIb'.diefie^*^ß(fabeA, yoi;h^ 
haUU^Unsm« AüerJWithparejibfienjritinigiiiyi^^Ml^ f^W*» 
. • • • \ § 13. • ' / ' ' V 

l^fif "beliillten es Uns vor, Aiisriahmsweise irt dfin^erideti 
fttleil , Wenn' di^' Pro^ci^tH^d^ iiicht rexsatttn^U' äliidV 'niUf 
^ Ißi^öniddng nfbhü SÖ' ^«CättAbd«^ tÖnn^, ^tf Itt^ 

BWilEnife' es' ethiBtec%ti "W^Vd^ . Mili i^M itiilir yorgängi^e! 
AiMniiivBit ' dSif eti^yfäeitt^ T^gohj^tt; Anintafinier vu^ 
oigaoischen Ctesetien, provisorisch m erlassen, welche jodeo&faBir 
so lange Gesetzeslcraft behalt«»^ b^ rflcknchtlich ihrer em ver- 
fassungsmässiger Beßchluss gefasst woi;den ißt Die G:esctzeßkrafl 
dieser prövisorisc^hert Verfttgtitt^ctt' höH abfer auf, in 6*0 '««^eh nicht 
rÜcksichOidi Ütit&f etil ßü^AtääeUd^' stäikdisdfaCr BCScUi^Ss Mi' 
lUtritt. ' . ' ' . ; ' . 'i 

^ 14. 

Wenn nach dem Erat'htcn der Versammlung der Provincial- 
stände zur Erlassüng einer aolchen {voviöotisdieii Vernigong ein 
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dringender Grund nicht vorbanden gewesen ist, 8o soll die Ver- 
sammlung befugt sein, diese Frage durch ihren Präsidenten ver- 
mittelst einer wider Unsere Minister für die Herzogthümer Holstein 
und Lauenburg anzustellenden Klage Unserem Oberappellations- 
gericht für die Herzogthümer Holstein und Lauenburg zur Ent- 
scheidung vortragen zu lassen. Das Oberappellationsgericht hat 
diese Entscheidung nach vorgängiger mündlicher und öffentlicher 
VerhaiKllung der Sache abzugeben. Fällt die Entscheidung zum 
Nachtheil des Ministers aus, sp soll dieser sein Amt verbrochen 

. $ 15. 

Die Sitzungen der Versammlung der ProvincialstSnde sind 
öflFentlich. Auf Verlangen Unseres Commissarius, oder auf An- 
ordnung des Präsidenten der Versamnihmgen, welcher einem des- 
fölligen Antrage von wenigstens 10 Abj^^ordneten stattzugeben 
hat, muss die Entfernung der Zuhörer verfügt werden. 

Die Beschlüsse der Versaninihing werden durch einfache 
Stimmenmehrheit gefasst; findet Gleichheit der Stimmen statt, so gibt 
der Präsident der Versammlung durch seine Stimme den Ausschlag. 

' Die Versammlung der Provinzialstände ist befugt, Verände- 
rungen in der Gesetzgebung in Betreff der xu ihrem Wirkungs- 
kreise gehörendoi Gegenstünde MtTiis atterttstertliänlgst sii be- 
antragetL ' ' ' 

• ' . ' ^ 17» • . , , > 

' iStdchftUB soll äle Veisanunhn^ der l*ll>vinsialstihid0 snr 
EffMebmig und Üntensttitzung von VorsehUifeD, Anträgen und 
Beschwerden in Betreff solcher Verwaltungsmassregeln in Unse- 
rem Herzogthum Holstein befugt sein, welche zu dem amtlichen 
Wirkungskreise Unseres Ministeriums für die Herzogthümer Hol- 
i^in und I^auenburg pfehören. Auf solche, so wie auf die im 
ylor/ftehenden Paragraphen erwähnten Eingaben werden Wir der 
Versammlung der Provinzialstüiide , insofern sie noch vereinigt 
ist, sonst aber der nächsten Versammlung der Provinzialstände 
bei ihrer Eröffnung Unsere AlleihpcljyBte. fntepjüie^upg j^röffhe^ 
l^se». 

..... ■ ♦ 81«^ ' 

Endlich wollen Wir der Versammlung der Provinzialstände^ 
unter Vorbehalt Unserer Allerhöchsten Genehmigung, die Be-. 
fugniss beilegen, gemeinnfitsige öffentliche Anstalten und .Ein- 
richtungen in Unserm Herzogthum Holstein sn treffen, durch 
Ausscliiüsso «IS ihr«^ Jditte., unter ,4er lOberau&ichf. U^eres 
iCnisteriuinB föx dl« ^«rvogtliiiiaer. Sehlesi^ig |ind Jßolst^ 
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walten zu lassen und jKor Deckung 4er damit verbundenen 
Kosten die Ausschreibung - von Beiträgen und die Contrahirung 
von temporären Anleihen zu boschllessen, in diesem letzteren 
Falle muss zugleich wegen der Aufbringung der sur Verzinsung 
der Anleihen, so wie zu deren Tilgung erfocderlieiien Geldmittel 
ein BesGäluss geüaast werden. 

2ur Itlieiliialime an den Wahlen der Abgeordneten in der 
Versammlung der PröylnzialstSndd ist erforderlich: ^ 

1) Das Indigenatrecht . oder se^jäh^iger., jmnn^^biioji^ener 
. . Aufenthalt in Unseren Landen *; 

''^^^ Toüendnng des 25jährigen LebeidsaSiers W Zelt der WaM 
B) nnbescholtener Ruf. Wer durch ein gerichtliches Erkennt- 
niss seine Ehre, sein Amt oder sein Bürgerrecht verloHin 
hati oder wer zu Strafarbeiten schuldig befunden, oder wer 
wegen eines Verbrechens in Criminaluntersuchung gezogen 
und wegen dieses Verbrechens nicht gänzlich freigesprochen 
worden, ist von der Wahlbereehtip-nng ausgeschlossen. 

4) Freie Dispositionsbefugniss. Wer f^erichtlich zur Verwal- 
tung seines Vermögens für unfähig erklärt*ist, oder frei- 
willig sich derselben begeben hat, wer in dem der Wahl 
vorhergehenden zweijährigen Zeitraum in einem Privat* 
Dienstverhältniss gestanden, ohne seinen eigenen Heerd zu 
haben, wer irgend eine Unterstützung vom Armenwesen 
erhalten und nicht erstattet hat, ist von der Theilnahme 

'«a'deil Weidfem^ausgesdilossep. . - ' - ' 

5) UMMMhnAbhener AnfenAatt,^ -MmmHi 4er «vrel letaten 
Jahüft 'voT'te WaUv-tanariMlb din:lietMteirie» Wdd<- 
aiMttB* Eb leidet diert Bestiminlmg indesi Mno Aiiw«b-^ 
doBg auf diejen^en^ wdiche anr EiMUnng ihier W«fai« 
]kflidht, sei es im stÄenden Heer «der M der Flotte, aus 
dem helreffenden Waiddistrict entfenil gewesen sind. Auch 
Werden Geatfaäfts- und VergnIigariigsnisiBn als Unt^. 
brechungen des Aufenthalts, so lange sie mit einer Ver-^ 
änderung d^ Wohnsitaee nicht yeifonnden /sind, nicfat anK 
gesehen. ' 

6) Für die grossen Gutsbesitzer, ausser den vorgedachten Be- 
dingungen Nr. 1 — 5, eigenthümlicher oder fideicommissari- 
scher Besitz eines adeligen Guts oder eines ländlichen 
Grundstücks von wenigstens 00,000 Kthlr. Steuerwerth zur 
Zeit der Wahl. 

^ 7) Für die Bewohner der städtischen aus den Städten, Flecken, 
und der ihnen gleichgestellten Ortschaften des Herzogthums 
Holstein gebildeten Wahldistricte, ausser den unter Kr, 
I7— 5 Vnfgefahrten Bedingungen, der eigenthflmliehe.Besits 
, . ehies wenigs^aa : TO, 800 iBthlr, ln. .d)^r Bmdeasse . v er* 
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M flioberten odör si^ fiattfla^teiier latMen Grnhds^Sckä tttifl 
entweder das Btirp^erreeht, oder det Betrieb eines börg^- 
lichpTi NahniTi/jSÄweijOreH, oder der Landwirth-^chaft für eigrtte 
Rechnung innerhalb dM betreffenden Wabldiatrtets £iii^ 
Zeit der Wahl. 

8) Für die Bewohner der ländlichen Wahldistricte, an«?er den 
unter No. 1 — 5 aufgeftihrteit Bedingungen, der eigenthiim 
liehe oder auf Erbpacht oder Erbfeste beruhende Bet^itz 
dneä innerhalb des betreffenden Wahldistricts belogenen 
ländlichen, wenigstens zu 800 Rthlr. zur Giuud- uiid Be- 
ntttznngsb'fcJue^ tairten Grundstücks. 

, 9) Für die Abgeordneten dar Ilolsteinißcheö Ritterschaft and 
die sub. 1 — 5 aufgeführten Bedingungen erforderlich. 

,10) Für die Abgeordneten der Geistlichkeit und der Kieler 
Universität ist freie. ^pidpo^iUoAS-l^efugniöS (No^ 4) er- 
forderlich.. ... • ..... 

5 ÖO. . 

W#r dem Vorstehenden nach in einem WahMistrict walil- 
bcsrechtigt itt «nnd sich zur christlichen Religion bekennt, der 
im .Mich in demaelbea Wahldistricte, aber aacli nur in diesem, 

. . . • • ♦ r \ ■ . * 
Omenigen» ymkhei irqm JJm^'nkm läSML BMftiUiiif oder 
Gonfimatloii snr YftSmelumag ^nSmiidii^^ 
Iti^ MMm, ilft AmMmeA dtar g^fifaHoi: JA^miMkn Aar 

Geistlichkeit und dto lAümtiiitä^ cur Annahme einer anf ^ ge- 
iaMoND Wahl, Uns«#er AHerh. Erlanbnias Und haben iür die 
Vci^ivaltung ihrer AsMegesclHifte) iMofem e» deren während ihrer 
TheilBdakie an der Verseemttlitiilp <kr Provinciälstände bedarf, 
artif die v^n thr^n VoTjeresetzten für erforderlich erachtete Weise 
imd auf ilire eigiene Kosten Sor^re au tragen. i>ie letztere 
Bestlnrrauifcg ündet auch auf Communalbeamte, die zu Abgeord- 
neten gewählt werden möclileny dro gleiche Anwendung. Die 
Mitglieder Unseres Oberappellationsgerichts für die HerKOgÖiümer 
H^^tein und Laneaburg sind,, mit &üoksi<dit auf die im § 14 
entkaitene ÜetfUnunung^ nioht URifalbar. 

• ' ' '-§23. 

Im Uebrigen dienen in Betreff der Wahlen der Abgeord- 
neten zur Versammlung der Provinciälstände, sowie hiüsichtUch 
der Bestreitmig und Aufbringimg der durch die Wahlen und die 
."i^tändcversanrmlung verur.'^achten Kosten und des in diesef Ver- 
.-ammhing zu befolgenden Geschäftsganges die betreffenden Vor- 
schriften der Verordnung vom 15. Mai 1834 zur Richtschnur. 
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Das allgemeine Gesetz vom 28. Mai 1831, insoweit c(iw«^^ 
selbe Unser Herzogthum Holstein betrifft, \Nird hiermft ai^fg«- 
hobcn« 

§ 24. 

EtWciv*(i Abftidertitig^ der ?n det ^«fg^mvärtigen Verord- 
nnng iirxi ihren AnÄKngen enthaltenen Vor.«chrifteTi, mit Ans-' 
nähme jedoch der von dorn Wirkungskreise der Provincinlstände 
aiisgescMossetren Bestimmung^en der §. §. 1 — 6, sollen wie andere 
Veränderungen in der Gesetzgebtmg Unseres Herzogthumsr Holstefti 
(§ 11) behandelt werden, durch proyisorische Verfügungen aber 
nicht herbeigeführt werden können. 

Wornach sieh männiglich allerrmterfhänigst zu achteii. 

Ürkmidlich unter Unserem Künigl. Handzeichen und vorge-' 
druckten Insiegel. 

Gegebra Skocbborg, den XI. Jnnf 1854. 

... ' QaZr Frederik B. . . 

Cm. BeMnÜni>'CrimiaiL . 



.. '. . . . ' 



; 1 ÄWlrtr 18». 

§ 1. 

Die Regierungsform ist eingeschränkt monarchisch. Die 
Thronfolge ist erblieh. Die Erbfolge ist die in dem Thronfol^e- 
Gemx 81. JdU IS98 festgesct^«. ' . ^ " 

. § 2. 

Ohne Einwilligung des Rdc&iBcatlu kann der König nleht 
ItiSg^sUt anderen Llnaem 

•: , • • ; ,. ' ; i • ' •!■ ■ '1 

§ 3. )!•.: ' . t ' • 

König soll der evangellfBeh^ntheriflehiBn Kirehe angehören. 

Der König ist mündig, wenn er sein 18tes Jidir roffendet 
kkt Dasselbe gilt Ton den KSniglichen Prinzen. 

' Bevor der König die Regierung antrfft, übergibt er dem 
Geheimen ' Staatsrathe scbrifÜidi die eidliche Versicherung, ttn>- 



Digitized by Google 



- 63 

yerbrüchlich die Verfassnngsgesetze zu halten , sowohl dasjenige, 
welches für die gemeinschaftlichen Angelegenheiten der Monar- 
chie gilt, als dicjeiiifren , welche fiir die besonderen Angelegen- 
heiten der einzelnen liaudestheile gelten. Diese Versicherungs- 
acte wird dem Keich^rathe zur Aufbewahrung in dessen Archiv 
übergeben. 

Kann der König wegen Abwesenheit oder aus anderen 
Gründen diesen Eid nicht unmittelbar bei dem Thronwechsel 
ablegen, so wird die Kegienm^ von dem Geheimen - Staatsrathe 
gefuhrt bis jene Eidesleistung stattüudet^ es sei deau, dass durc^. 
G^etp^jein anderes besün^t werde. , f nV 

: n: . .i.t ...-Ii: • li-; •i'io-.i" ■ g q • . •■ 'ii""" • M .. 

B^BÜmmtiiigen l^jBtv^ffeD^ qie f^Öiur^iig. der R^gf^Q^rni^^Y falls 
der. Kmg jinmündig, :^f>^;.ifp^^ 
Gesets festgestellt v r,..,^' n-n-j-i^^ 

Die Oivilliste des Königs wird fiir die Daner seiner Regie- 
rung durch Gesetz bestimmt. Durch dasselbe wird zugleich 
festgestellt, welche Schlösser und andere Gegenstände des Ötaats- 
eigenthums zu der Ci^ illiste gehören sollen. Die Civilliste kann 
nicht mit Schuld belastet werden. 

fr a 

. . m BfltgÜete aee. laHigUiwfc Mmhiü Mmmb Ayeiiegtf 

dmeh Geeets bestimmt wqr^in. Die Apanagen klkmen olme Ein- 
wiUlgmig des Königs nidit ausserhalb des Landes genoesea werden* 

Der König hat mit den in. Folgendem festgestellten Be-i* 
BCbränkungen die höcltöte Gewalt in den gemeinschaftlichen An*« 
gelegenheiten der Monarehie und übt diese durch seine Minister. 

§ 10. 

Der König hat keine Verantwortlichkeit. Seine Person ist 
heilig und unverletzlich. Die Minister sind verantwortlich für 
die Führung der Regierung. 



Der König ernennt und verabschiedet seine Minister. % Er 
bestimmt deren Anzahl und vcrtheilt die Geschäfte unter sie. 
Die Unterschrift des Königs unter Besclilüsse , welche Gesetz- 
gebung und liegierung betreffen, gibt diesen Gültigkeit, wenn 
sie von der Untereehrtft Eines ,od€sr mehrerer Minister begleitet 
ist (* Eip jeder. Mhileter» welchcuF eitlen Beaeblms ni^tecsch^eben 
Iuit|. .ffi' . , . 
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§ Ii. 

Die Minister können von dem Kimige oder von dem Reiclis- 
rathe für ihre Amtsführung in Anklage gesetzt werden. Das 
Reichsgericht der Monarchie fallt über sie das Urtheil. Die Or- 
ganisation dieses Gerichts, so wie das Verfahren vor demselben 
in betreff der bei ihm anbängigeu Sachen wird durch Gesetz 
geordnet. * 

El bleibt Torbabi^ton,, durch G«aet» nSbßtB YQtwM&9^ 
betreffend die VerantworUiebkeit der Minister fiL|[eben« • 

§ 13.. ' , 

Bei dem Reichsgerichte kann der KSnig anch Andere wegen 
Staatsverbrechen anklagen lassen, welche fUr besonders geAhrlich 
«rächtet werden» wenn der Reichsrath hiersn seine Einwilligung gibt 
. Uebrigens verändert dies Verfassungagesetz nichts an der 
Competenz der jetzigen Gierichte, wie denn auch die Ausübung 
der richterlichen Gewalt, so weit sie eine gemeinschaftli^ilie An* 
gelegenheit ist, nur durch Gesetz geändert werden kann. 

§ 14. 

Die Minister für die gemeinschaftlichen Angelegenheiten der 
Monarchie bilden in Vereinigung mit den Ministern für die ge- 
sonderten Angelegenheiten der einÄeliu'n Landestheile, unter dein 
Vorsitze des Königs, den Geheimen-Staatsrath, in welchem gl eicb'^ 
falls der Thronfolger, wenn er mündig ist, und der oder die 
übrigen Königlichen Prinzen, welche der König hierzu berufen 
seUte, SÜB nehmen. - 

ü«ber alle Ctes^itie'^niid' - wichtigere Kegtermigsniassr^^elil 
wM im CMiefmen-Staatsraibe rerhanddt Ist der'Kdiilg in- eitt-^ 
Minen Pillen Terhindert, im Gebeimen^taatstfatlie zu ^idlreii>, 

80 kann er die Sachen in Minilrterkeill^einBen verhandeln lassen. 
Den »Vorsitz TüHrt der vom Köttige ernannte €onseils-Präsident. 
Dieser legt^dem Könige das von dem- StaatssekretÜr über diese 
Verhandlungen geführte Protokoll vor, worauf der König bestimmt, 
ob er dem Beschlüsse der Konferenz unmittelbar beistimmen, 
oder ob er die Sache im Geheimen-Staatsrathe des Weiteren sich 
Tottragen lassen Willi \ 

§ 16. 

Der König besetst alle Aemtihr in dem bisherigen Umfangei 
T«rllftdernng«n JHerin feSnnta dürA ÖesobE gescfteb^I' 'KMknand 
kann mm Beftttitte bM^llt werden, it«lcher nidit daaf Indigenät« 

Recht hat. 

Der König kann die von ihm angestellten Beamte Htttliissen. 
Die- Penstoninmgr derselboi wird dnrch d«s PensioiiS|^8 «te der 
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Monarchie bestimmt Der Be&mte^, welcher wider seinen Willen 
versetzt wird , hat das Recht , geinen Abschied mit einer Daeh 
deo alljjenit'ineii Regeln festgesetzten Pension zu verlangen. 

Ausnahmen voi| diesen Beatimmiingen können diuch GeseU 
geotacht werden. 

D«r KSnig erUMrt Krieg mid sehliesit Frieden, geht Blfai^ 
«iei6 imd Handtlm^erMIg«- ein und heltt lie anf^ JMeeli kann er 
nicht oh^ IBM^gu^ 4e8 KetdkoniClMiff einen Theil ' dei^ 
narchie abtreten oder eine Verp flic^tong ttbemehmen, weldie be- 
-stehende staattteehtUche Verhiltniaee wesentlich veriindert 

> I » 

§ 18. 

Der König kann begnadigen und Amnestie ertheilen. Jedook 
kann er nur mit Einwilligung de.^ Koichsrathes die Miniäter riick- 
sichtlich derjenigen Strafen begHadigen, au weichen sie TOn dem 
Keichsgerichte venirtheiit sind. ^ - . * ' 

% 19. 

Der König kann theils unmittelbar, thefls durch beikommende 
Regierungsbehörden solche Rewilligangen und Aufnahmen von 
dem Gesetze ertheilen, welche entweder nach jetzt gehenden 
Regeln gebräuchlich sind, oder künftig ctorch OeseUl ^ttgMntnft 

§20. 

Fragen über die Grenzen zwischen der obr^keitUchen nnd 
richterlichen Kompetenz werden in einer Ministerkonferenz ver- 
handelt, in welcher ein jeder Minister sein Votum zu Protokoll 
gtebt Dies Pr^koU wird demnächst dem Könige Tergelegt Die 
endliche Entscheidung wird von dem Könige im G«hsimen -Staate-' 
l?«tbe abgegeben und von deujeni^A MimsHWOI )L<l|Ut»sj^in^, 
welche mit ilir einverstanden sind. 

Wer solche Fragen aufwerfen will, kann sich deMioch nicht 
weigßnv TOJil^uiig d^m l^ey^ehle der Obri^it Ifoigs sn leisten. 

§21, 

Pi^ tmtm^^ GeveH in l^en ge ni ,s ft > nrts H 1r iHi> 
Angelegenhelten bei dem K5nige nnd dfp» - KiMliriHio gep 
meinschaftlich. 

§ 22. 

G^einsckaitliche Angelegenheiten sind alle, w«khe nieh^ 

ausdrücklich ala Uj^i di« e^eUiiSM t^f^^V^^iM Mf^^^^f^ ^ 

zeichnet sind. 

Entsteht eine piffereuz zwischen dem Eeichsfathe und der 
B?i>i^i4*tw< ^i^f s J^,^n(k<»t^ili| ^i^n^W, ,W yrie. fiW Mr 
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Gelegenheit zu den gemeinschaftMchen oder zu den gesonderten 

gehört) so w|r4 sie von dem Könige in dem Geheimen-Staaliirathe 
entschieden, pachdem sie zuvor in einer Ministerkonferenz ta^ 
die im § 20. vorgeschriebene Weise behandelt worden isti .Üi^ 
Beschlussnahme wird von denjenigen Ministem kontraeigniri, 
welche mit ihr übereingestimpi^ i)Aben. 

■ §23, ■ • • ■ • ■ ' 

Das Verhältniss der Herzngthümff 2Mteii^ 1^4 Lauenburg 
zum Deutschen 3un40 wird durch 4a4 ge^efiwtiri|ige Gesetz nitßht 
))eri;lirt. Jede aus diesem VerhUltuisse entaprhigende Verpflichtung 
bildet ein gesondertes Anlieg<?n, und ist als solches dem Keich«^ 
rathe unbeikommeud. 4is bleibt jed^h vorbehalten, durch Geflet» 
zu bestimmen, in wie fern die durch Erfüllung der militärischen 
Bundespflichten verursachten Ausgaben den Herzogthümern Hol- 
§t^u und jU^en()iirg ^^PgVPi h»ii4^\M^ «^v, ver* 

güten sind. , / . ., 

§ 24. 

In den Reichsrath treten 20 von dem Könige gewählt^ 
Mitglieder; die Mitglieder der repräsentativen Versammlungen 
der einzelnen Landesthe^le .sind berechtigt, 30 wählep^ und 
werden durch unmittelbare Wahlen gewählt 

25. 



- : AI« von. 4^ Kc^B» gewiiiatMMiiglMii :w«iieii; Or «ite 

S^itraum ypn^ 12 Jj^hf«)» die filNrigeii' fiir S gewählt. 

Kein Mitglied kann gegen seinea Willen aus deuL Rsichar 
rathe entfernt werden, mit Aoanahme solcher Fälle , in welchen 
die Wählbarkeit ausgeschlossen sein würde, oder welche in der 
GÄSchäftflordnung näher bestimmt sein würden , jedoch unter 
c|er lk;4ingung , dass der Keich^rath n;^it ^3 der abgegebenen 
Stimmen bei dem Könige auf die Entfernung des Mitgliedes 
anträgt und der König dem Antrage beistimmt. 

Von den yon dem ^^inige ernannten Mitgliedern sollen zwölf 
in dem KönigreiGhe,, drei in dem Ilerxogtliume öchieswip, riei 
hl dem U^r^ogthun^ ^ol3^ill mA .tiM tet dem üeiaogthiune 
Lauenburg wohnhaft sein. .r - <■ < 

% 27. 

Der dänische Reichstag i^t berechtigt, 18 Mitglieder z\x 
wttrilen; die schleswigsche Ständeversammlung 5, die holsteinische 6 
und die lauentergiMhe Ritler^ imd Lftadschacft 1 Amglied ' 
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§ 39. 

Durch unmittelbare Wahlen werden in dem Königreiche 17 
Mitglieder, in dem Heriogthnme Schleswig 5 und In dem Her^ 
i^ogtiinme Holeteüi 8 Mitglieder gewählt 

§29. 

Wählbar ist jeder unbescholtene 25jährige Mann , welcher 
das Tndigenat liat und nicht die Befugniss verloren hat, über sein 
Vermögen zu disponiren. Wahlrecht für die unmittelbaren AVahlen 
hat Jeder, welcher wählbar ist, wenn er entweder in dem letzten 
Jahre an direkten Abgaben an den Staat oder an Communen 
200 Rthlr. gezahlt hat, oder wenn er nachweist, dass er eine 
reine jährliche Einnahme von 12CK) Rthlrn. gehabt hat 

§30. 

Die Vorschriften iiir die Ausführung der WalUen werden 
in dem Wahlgesetze festgesetzt 

§ 31. 

Der König beruft den ReldiaBadi sur ordeoilichea Venamm- 
lung jedes Jahr, epüteatens Yor dem Auegange des 0]ckob«r*lfo^ 
aats. Nach Ablauf von xwei Monaten kann der König die y«fr 
Sammlung schliessea. 

§ 32. 

Der König kann die ordentliche Versammlung des Reiclis- 
rathes auf eine bestimmte Zeit vertagen, jedoch ohne Einwilli- 
gung des Reichsrathes nicht auf längere Zeit als auf 4 Monate 
und nicli4 öfter als Einmal in jedem Biennio. - 

8 33. 

■ 

Der König Icann den Reichsrath zu ausserordentlichen Ver- 
sammlungen einberufen, deren Dauer von Ihm bestimmt wird. 

§ 34. 

Der König kann den Reichsrath auflösen, worauf neue Wahlen 
sobald als möglich vorgenommen werden. Der neue Reichsrath, 
in welchem die von dem Könige gewählten Mitglieder ihren Sitz 
behalten, soll binnen vier Monaten nach der Auflösung versam- 
melt werden. Mehr als zwei Auflösungen können in Einem Bien- 
nio nicht stattfinden. 

§ .3a 

Kopenhagen Ist der VersiMnmlniigsort für ' den Retehsrath. 
tfnba ausserordentllcheD. Pmstiadefc kann 4er König iha- joi^A 
an dnmi aaderen Orte dariMoiunhte TeiMnuMla» 
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% 36. 

Die Hitglieder des Reichsraihts gMdfltten ein»- feste Ver- 
gütung TOn 500 Btlilni. jährlich. . 

§ 37. - ' 

Die Verhandlungen des Reichsratlies werden durch einen 
Ton dem Könige unter den ]\fit|rliedern fiir jede Reichsraths- 
Versammlung ernannten Präsidenten geleitet. Für denselben 
Zeitraum ernennt der König aucli einen Vicepräsidenten, welcher 
in Verhinderungsfällen des Präsidenten fungirt. Kein Beschluss 
kann vom Re' hsrathe ge£aast werden, wenn weniger als 41 
Mitglieder zugwgen sind. 

§ 88. 

Die Mitglieder des Reichsrathes bedienen sich fiir die Verf 
handlungen der dänischeA oder der deutschen Sprache . nftdi 
Gntbeänden. Pie Protokolle üb« .die Verhandlungen wecden in 
beiden Sprachen geführt Die Beeddüise da^ Betchn»th6B wer« 
den stets nnr in dfinisdur Sprache ansgoinrtigt. 

Die Qeschaftso^ong wird dnrcfa Geseta Iwatimnt 

§ 39. 

Der Reichsrath bestimmt selbst, ob und auf welche Weise 
die Verhandlungen anr öffimtlichen Kunde gebracht wenden sotten. 

§ 40. 

Sämmtliche Minister haben Zutritt zn dem Reichsrathe und 
haben das Recht, während der Verhandlungen, so oft sie wollen, 
das Wort zu erhalten, während sie übrigens die Geschäftsordnung 
beobachten. Ein Stimmrecht üben sie nur dann aus^ ii[enn sie 
zugleich Mitglieder der Versaipmlung sind. 

§ 41. 

Kein Antrag kann dem Reichsrathe auf anderem Wege 
übergeben werden als durch Eins seiner Mitglieder. 

§ 42. 

Die Gültigkeit neuer Wahlen findet durch den Beichsrath 
ihre Erledigung. 

§ 48. 

Die Mitglieder des Reichsrathes sind nur an ihre eigene 
Ueberzeugung gebunden und nicht durch irgend eine Vorschrift 
ihrer Wähler. Beamte, welche zu den Mitgliedern des Reichs- ' 
rathes erwihli werden, bedürfen der Erlaubniss der Regierung 
fiir die Entgegennahme der Wahl nioht 

5 
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. So ttn^» ^cr Mrivradk yrnfuMelt bt, üiaiii IMn i0t^ed 
wegen Schuldeii verhaftet werden^ Wsa m #Mu^ ^fibiglieli iM^ 
gesogen oder in Anklage gesetet werden, es sei denn, daea es 
auf frischer That ergiiJffen w'üi'd^. Für Aeusserangen in dem 
BeiefasrMie kann itein MitgMi ohnä Mn n iiH ant^ des Rbichs- 
rallies MsMrliM detoetteh VerafctwMng iwf^em üf^n^ 

% 45. 

6«^öt2Vi>iichHi|^ #ei«<^ im '&eT Ae^%M|f dM 
K!öni^ dflH^Mcht. 'Sie IHMfttt dMMd B^MaiilHft'^eta ih^t^rz^y^, 
jedoch kann die Regierung den Vorschlhf iä fOm aUdiö ^ 

Behandlung zurücknehmen. Bei der ersten Behandlung wird der 

Vorschlag in seiner Allgemeinheft behandelt Bei der zweiten 
Behandlung köntten A^delrurt^vöt^chlöge gemacht und i:ar Ab- 
^immun^ gtehrafcJrt >\''eTden. BM der dritten Behandlu!)<^ \md 
der Vorschlag Vöfi der Regierung so abgefn^st rorgelf^gt, wie i^f<^ 
es nach dem Auslalle der zweiten l^ehaiidlung fiir zwecktfa'dssi'g 
erachtet, und bei dem 8ch hisse der B^handhm«^ wird nöV übet 
Annahme <)d«r Ablelmttug de& VOTAChlagÖS als niuna iiSidütftn ab- 
gestimmt. 

Die Bestätigung des angiehoihmenen Gesetzvorschlages von 
ödtte'h dfes iCÖnigs #nd'€t fnnt^alb eibes Zeitraiims v&n drei 
Mdhaten >:ytatt Widrigen Falls Wird der VorsclUag ki& hlh- 
fällig angesehen. 

Kin TOn don R^chsratK^ Vehrorfener Gesetzvorschlag kann 
fft idetMbeb Ykauaia^i ifteKt WiM^ Vorgelegt wMei^. 

§ 46. 

T)* R<^fch^i^l!h ^^t befugt in B^i-^lf ^ctötin^fchaftMiÖr AW^Ö^ 
legenheiten Anträge uhdBd»^Wf^il«»h'ltn ä'öhl&biii^ 

.§ 4(F. 

''nein: «Amiaider «ttloi «dak UB^entft iikidMi %h iMh Oe- 
sets erhalten. 

.« «. 

£«iBe.fitr d|«'|re§aBimte/aioia»ehfo'|;em»itf^^ 
kann auferlegt, verfindert oder aufgehoben , keinei'^afti^nleäie 
für die geaammle Monarchie kann. an%enonimen werden anders 
als durch G^eti. 

Eine jede ordentliche oder aUSBCford^ntliehe Auihelffing vtfo. 
Mannschaft für ^ üeer oder fir die f^tone -soll 'dweh «esete 
bewilligt sein. . . ' 
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§ 50. 

Bie Veräiis9etiiii|if einer DomSii^ der Monerehie oder iet 
Erwerb einer neuen Domäne kann mir in Folge eii^^ Oesetses 
j^^eechelien. 

g öl. 

Das Recht des Königs, MSam zu schlagen, wird in Ueber- 
einatimmung mit dem Gesetze geübt 

w-^V) ' •■ • § 52. ' • 

'^^^ Purch Gesetz wird ein Normalbudget festgestellt^ weldties 
^e' ordinären gemeiDschaftlichen £i|iiialiii|en und Aus|f|iben tc;i- 
anschlagt. Das Normalbudget kann nur durch Gesetz verändert 
werden. Für jcdo zweijährige Finanzpmode werden die extra- 
ordinären Einu^ihj^eii uj|id ^us^t^ben d|upph bi^iidere ^^^gege- 

Der Betrag, womit die gemeinschaftlichen Aufgaben der 
Monarchie die gemeinschaftlichen Einnahmen übersteigen möch- 
ten, wird von den gesonderten Einnahmen der einzelnen Landes- 
theile gedeckt, und zwar solchergestalt, dass von dem König- 
reiche 60 pCt. , von dem Herzogtluime Schleswig 17 pCt. und 
^von dem HerzogHiume Holstein 23 pCt. hierzu beigetragen 
werden, wogegen es rücksichtlich der finanziellen Stellung des 
9erzogthuips Lanent^urg bei dem bisher Geltenden yerblelbt bis 
enderwelti^ durch GesetB diurflfoer bestbrnint wird. 

■'§ H 

Keine Ausgabe darf ubj^eluiiten werden, welche nicht in depi 
obenangeführten Finanzgesetze begründet ist. Jedoch kann der 
König unter besonders dringenden Umständen, wenn der Reichs- • 
,r«,th xUchjt v«raa|nmej^ .ist, Aus^dbep ^e^cbliessen, welche nicht 
^bewilligt ,8in4. Aber ein Richer Beschluss ^oll stetß in ^einer 
^llinisterlmlwep^ auf dio ,1m -§„20 wgesichriebene Wei^^ T?er- 
Jbandelt ,werden,, rbeyor .er w dem K^äji^ bi rdem Grehefpieyi- 
3tjutt|»ittbe iScbliWyilj^ 

.^j, ^Die Jtfinisterj welcbe mt rilem 3ttebl|i0se ieiny/drsttipdeu fiip^ 
Jffißj^mgfik^ >ihi|i mild iLbepielvo»en die yen^twe^tUcli- 

;Jh;eit in 90 tut lUd^t T091 dj«m nuiÜ|s)i«t susaipiiiep|re|^den 
flji^^kim^i iitets !v;oni5alegepi ist« X^^Wgß ^M- ^ 

■ 

i.,h. f Vir. -y. . ■ ..1 

Für die Rerision und Dedsion 4er «im den JteraehiedeBen 
üTerwältiingezweigen ^iabaidegeBden JBechnuBgen '.«M ein .Rech- 
(dumgalttf .4mfik (Geaato «riahteli Mleiier idie Contiaie ^fiber 
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sämmtliche Rechnungsbeamte führt. Der Rechnungshof wacht 
zugleich darüber, dass keine Ausgabe ohne in Uebereinstimmung 
mit den Vorschriften des § 54 abgehalten wird. 

Die Staats-Rechnungsablago wird durch Gesetz genehmigt 
Der Vorschlag zu diesem Gesetze nebst den Bemerkungen des 
Bedmungshofeg wird dem Reidistathe vorgelegt. 

% 5a 

Unter besonders dringenden Umstanden, wenn der Reichs- 
rath nieht versammelt ist, ktam der K5nig provisorische Oesetse 
erlassen, welche jedoch nicht im Widersproche mit der Verfas- 
sung 'sein dürfen nnd stets dem annfichst zusammentretenden 
Beiehsraihe zur BescUussnahme vorgelegt werden müssen. 

§ 57. 

' Gesetzvorschläge iiir Veränderungen in der Verfassung kön- 
nen von dem Reich^ntlie nur in Sitzungen angenommen werden, 
in welchem wenigstens der Mitglieder gegenwärtig sind. Von 
den Gegenwärtigen müssen nicht welliger als ^/^ derselben fttr 
den Vorschlag gestimmt haben. ^ 



1. 

Wie die Bestimmung des § 7, dass die Civilliste durch Gesetz 
bestimmt wird, keine Anwendung auf den jetzt regierenden König 
findet, so verhindert auch die im § 8 gegebene Vorschrift nicht, 
dass Apanagen ausserhalb der Monarchie genossen werden, inso- 
weit solches in schon bestehenden Verträgen begründet ist. 

2. 

Bis ein Gksets fttr Organisation ehies Beidisgericiits der 
Monarchie gegeben werden kann, soll das Gericht ans 15 Mit- 
gliedern best^en, TOjk welchen 5 von dem Beidisrathe, nSmlidi 
8 aus dem KönigreicÄie, 1 aus dem Herzogthume Schleswig und 

1 aus den HerzogthUmern Holstem und Lauenburg gewShlt wer- 
den, und von welchen 10 von den höchsten Gerichten der Mo* 
narcliie, nihnlich 6 von dem höchsten Gerichte des Königreichs, 

2 von dem Appellationsgerichte des Herzogthums Schleswig und 
2 von dem Ober- Appdlationsgerichte fiir die Herzogthümer 
Holstein und Lauenburg gewählt werden. Der Reichsrath wählt 
ausserdem 2 Suppleanten, und die Gerichte eigänzen eintretende 
Vakanzen durch neue Wahl. 

Die Wahlen sind nicht auf die eigenen Mitglieder des 
Keichsiaths nnd der (Berichte beschränkt Sie gelten fiir einen 
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Z^Ünam Ton 8 Jahrfn, olme BMoicht aMi aSgUdie AniSiiA«. 

gm des Reichsrathes. 

Rücksicht] ich des Verfahrens kommt da» Gesetz vom 3. Mär« 
1852 für dag Reichsgericht des Königreichs mit den Modifikatio*- 
Beii EVtt Anwendung, welche die verschiedenartige Zusammen- 
setzung erforderlich macht and welche das Gericht selbst festzu- 
stellen hat 

3. 

. » 

Bis dahin, daae das im § 16 mSlinte Pentioii^geiet« in 
Botreff derjenigen Beamten , velehe nieht mter die l^iisterlen 

für die Landestheile gehören» angenommen werden kann, werden 
die Pensionen nach den nun geltenden Regeln bestimmt. Der 
König behält es sich vor, die Pensinnen der Minister zu bestimr 
men, jedoch so, dass das in dem Peusionsgesetze fiir das Königr 
reich festgesetste Maximum nicht überschritten wird. . 



Die nun einstweilig von dem König gewählten Mitglieder 
des Reichsraths behalten, in Gemässheit des § 25, ihren Sitz 
im Reichsrathe für einen Zeitraum von 12 Jahren, von der,Er- 
nennun^ eines Jeden gereclmet . , ■ ) 

<Bli 'ein' definitives Wahigeeetz erscheinen ltann (§ 30) werden! 
die Wüllen in Utbotefaistlaunimg mit dem Yim dem Könige ge^ 
gebeabi torliofigeil Walügeeetie vorgienommen. 

Bis die Geschäftsordnung des Reichsraths durch Gesetz be-< 
stimmt ist, bleibt es dem König vorbehalten, der Geschäfts- 
ordnung vom 4. D(!zember 1854 die Erweiterung und Veränderung 
zu geben, welche das gegenwärtige Yerfassungsgesets nothwendig 
machen sollte. 

7. 

Bis das Normalbudjrot durch das Gesetz festgestellt werden 
kann, bestimmt der König ein vorläufigesNormalbudgct, in welchem 
die Ausgaben aufgeführt werden sollen, die in bestehenden Ge- 
setzen oder in den ordinären Anforderungen der verschiedenen 
Verwaltungszweige be^rriindet sind. Jedoch darf die Gesammt- 
summe der Ausgaben für jeden Hauptabschnitt nicht den Durch- 
schnittsbelauf der Summen übersteigen, welche für denselben 
Zweck durch die Budgete für die Finanzjahre vom 1. April 
1853 bis ßl. März liSäG bewilligt worden sind. ' * 

• Bis das Gesets, betreffend den Roolmungshof, «rteheiveiii 
kaniiy wild die Be?isi0n und Decision der yersdiiedenen admini^ 
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Btmtiven Rechntra^sablagöii Bidh den Iran f^eltenden Regel» lie- 
handelt. Die Staat s-Rechnnngsablage wird dem Reichsratlie zum 
Bedenken Torgelegt, bevor sie von deiä Könige gene&migt wird. 



I 

ErlASS des K. Prenssischen MinisterprisidABten 
FrhriL von laBteQflUl 
mhffi iL 4ltfanMen in %ü^tnf)n^tn^ O^rafm 1101t jtrIolU, 

d. d. Hiriini 1. ^ttiit 18d6. 

Mit lebhaftem Intereese sind wir den Verbandlnngen der 
hokfeb^clien Stände und des dlinischen IfteicliBratlie gefolgt, 
iflt Bedauern baben wir wahrgenommen , daas die Verhältnisse 
der Henogthiimer von Nenem in eine i^pannung gerathen, welche 
die Wiederkehr ernsterer Verwickelungen besorgen lässt. Leider 
dürfen wir uns xugleicli nicht verhehlen» dass die Klagen der 
Herzogthümer wohl nicht ohne allen Grund sindL lob erUnbe mir 
in dieser Beziehung anf ein Promemoria Bezug zu nehmen, von 
welchem ich eine Abschrift heischliesse. I^lne ähnliche Auffassung 
ist uns bereits von mehr als einer Seite begegnet, denn die An- 
gelegenheit beginnt nach dem, Was wir darüber wahrzunehmen 
Gelegenheit gehabt haben ^ wiederum eine ali^enKfine Auftnerk- 
samkeit auf sich zu lenken. Andererseits verkenTien wir die be* 
sondern Schwierigkeiten nicht, mit welch eu ^r. Maj. der König 
von Dänemark in dieser Sache zu kämpfen haben und wünschen 
desshalb nur um so herzlicher, dass durch Massregeln, die f^e- 
eignet sein würden, einer noch tiefereu Aufregung der Gemüther 
vorzubeugen, die Unterthanen Sr. Maj. des Königs in den Her* 
zogthümCm in der Zuversiebt gestärkt werden mögen, dass ihre 
höchsten Interessen nicht schutzlos gefährdet seien. So mannig»* 
'■''ch auch die Gründe sind, welche für uns diese Angelegenheit 
zu der unangenehmsten machen, so wenig können wir doch da- 
durch uns unserer Pflichten entbunden erachte«, welohf nament- 
lich dann für uns massgebend sein ipüssten, wenn wir durch et;-' 
neperte Beschwerdelttfanmg in Frankfurt n «hier a]^ermaligea 
Beth^gung an derselben berufen werd^ soUten. Aber wir 
halten es auch für eine Pflicht der Freundschaft liegen den 
kiSnigUch dänischen Hof, bei Z<äten die Aufinecksandceit deesel« 
ben .auf eine drohende Gefahr hinzulenken, fiir welche uns viel- 
leicht ein freierer Standpunkt ehien offenen Blick giebL Indimi 
ich Ew« fixcelleniE ersuche, sich in diesem Sinne ganz vertrau- 
lich auszusprechen, halten wir uns überzeugt, dass die königlich 
dänische Regierung in diesem Schritte nur einen Ausdruck der 
freundscbalÜiChta Gesinntmgen MnUnen werd«^ welche wfr ihr 
widmen. . . (Oeis.) t^. MaUimffeL ' 

# 
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O0r I^^iobßr«tti luit #iin«r Sitzung vom 19. d. dio K9«s 
giming durch ein Gesetz erm^cbtigt, daa «kusek dift BchleUiiog 
d|>f j^xmvedp«« dAV fAytong Bendsburg ge^^onncne Domönens 
zu Tßrl(api$9i). (MflOr AH ai«ä wwig etpheblipb« Besohluss 
liftfert 6 F a $ Q n « einen Torsu^aweise acblagenden Beweies für di« 
ip den betr-eflfenden proineialstHridischen Ver.^ammlungen sowohl 
sU« ira ^^|cl^$rQthe reihst I^^t g6\yQrdene Beschwerde, da38 durch 
di^ O^tfoyirung dßs Gfeaete^s vom 9. October 1865 (kraft dessen 
el^pn j^j^e Dürn^nenverkaufgangelejrenlieit vor den Reiclisrath ge-; 
bracht werden ist) diu verfa^un^j^mäzibigen Bechte der Hergog- 
tbiimer verletzt wovdun seien; sodann behandelt die dänische 
Jiegierung jenes Areal gchlpchthin als ?u Schleswig gehürig, 
obwohl dies« T^^rrain bei KqguUnin?? der Grenze zwischen Schles- 
wig jjiid iioljitüin im J- 1851 ßtitiiiig geblieben ist und die dem 
Bu|)4ß ii) Folge dßssen schon damals in Auasicht gestellten Vorn 
sp))i^gß ^ei difnl^cben Gouy^rnenaente mt Ededigung dieses 
Ql^n^ frage ppch liPmer im Ritiick^Uuid» füid« 

ßrgj^epA die ?erf«fi$uBg»l9ftg.Q l>^iifc,M>iwtbel40ti 
TQ]^ Preii$9^ m4 Qfl9l?#<4 md W9 Im ü^m d#f BmiAm 

vm Hlw««» 4m die bitf ebMd^ Vj^wnng 4^ Bwi^wg^i«* 
sM^Vfim ti)^ 4« 4»jfi9fim NmarnUt idm tmäm ü8 »itf vw } 
fi|||iiRgf9ffi^fiigm» WlifRC^^ werden darfe, fViui ». B. 4m Hm; 
M^^igBBt Holstein betri^ is^rnn meh dev dflrtif e» Verfassung iUfi 
Gesetse, welche Yi)f%derungen in den PjiiiMmryiid FigenthyiiMo 
l§ii^ten,|ji||Me«imi4öi0^.4^^ X^asieD zum Gegenstimde iiaben, 
w ller^nog yorpulogeii; In ß^iehimg auf Veränderungen in dei 
Verfafißflng selbst beetimmte eben dasselbe die königliche Verordnung 
vom 15. Mai 1884. Die Vereinigung ajler unter dem *Scepter 
des Kppigß von pänemAik ßtehendenCiebiete au ßiuier untrenn-: 
b^ren Qesanjnitmoiiai ( hi,« konnte «olche Veränderungen nothwen- 
4|g machen : das .aber ist ausser Zweifel , da$s die zu dieBenji 
Yi^ßttkß erlassenden Gesetze den betreffenden ständischen Verr 
sapiralwigen vorgelegt wßjrden musaten. In diesem JjinnÄ erfolgte 
deiip auch die Verßtän^igUftg zwispli/sn den Kabinetten von Ber- 
lin, Wien und Copenhagen. Der König von Dänemark lieös ani 
J^ezciuber ^851 nach |ier|in und Wien die Erklärung abgeben, 
er liabe das Ziel vor Augen, auf gesetz- und ve;-iassungßmäi>f>i-: 
gern Wege, d. h. d^vcft die betreffenden Pr/cwincial&iände jedes 
giadfvchteB U^nqgß^er f)hr ^ich und, mM daa Känign^ob 
hg^eff^, düTph B(8«chlfiwe de» I^bstagß, sowie Betreff Lau.- 
^urg^ yutgr Äfiltvirftling yon Bl^v- pnd JL^WdftcWt ein« Qjigßr 
Hißs^ fa4 ^<fau%e -v^P^s nBgt iB j l nSi fe ^T&rbfedn^g «iJ^tUl^jOT. 
T^ttiiil^a tWtllft gM oinug fiftBgunitta M>*«»— <»Mft iMibfibyii&iyfaAi ' Dia 
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H{$fe von Berlin und Wien sprachen in ihrer Erwiderung den 
Wnnich tau, dass ihnen die Ansföhrung der ertheilten Zusage 
Yerbttrgt weiden in5ge. Tn der ötftreiäieelieii SilEUlnin^ Tom 
26. Desember 1861, noit welclier die preussisohe im Wesentfichen 
ttbereinstiiiiint, hieM ea, dass der kaiserliohe Hof diese WilleBS- 
meiniiQg des 'kOmgliehen nur als auf die Brftllang einer unab- 
weialichen Aufgabe gerichtet anerkenne. Schon in der holsteiiiieelien 
Terfaaaung, auf welche Artikel 56 der Wiener Sehlnasaote An- 
wendung findet, sei der Fall der Abinderung nach vorgüngiger 
Berathung mit den Ständen Tingesehen. Die kaiserliche Regierung 
hoffe, die dänische Regierung werde nicht etwa den Institutionen, wel- 
che dem eigentlichen Königreich Dänemark wShrend der letzten Jahre 
verliehenwurden, eine ausschliessliche Bevorzugung zriwenden, sondern 
dabei die bleibenden Verhältnisse der gesammten Monarchie und den 
Zweck der inneren Kräftigung ihres Verbandes zu einem Ganzen als 
die einzig sichere Richtschnur vor Augen haben. Der Kaiser erwarte, 
dass der König, gleichwie in der Frage der künftigen Organisation 
der Monarchie, so auch in der einstweiligen Leitung der Staats- 
geschäfte die den verschiedenen Landestheilen gebührende Stel- 
lung als Glieder eines Ganzen, in welchem kein Theil dem an- 
dern untergeordnet ist, durch entsprechende Einrichtungen mit 
gleichmässiger Soigfalt zu wahren wissen werde. An diese östrei- 
chiscbe Mittheilung anknüpfend, erklärte der däni-schc Minister der 
auswärtigen Angelegenheiten unter dem 29. Jan. 1852 gleicUau- 
tend nadi Berlin nnd Wieni »Der KOnig erkennt die Auffassung 
der Hofe von "Wien und Berlin Wie im AUgemehien, so aneh na- 
mentlioli was die Niehtmcorporaüoa SeUeswijgpi in' das K9i^greidh 
betrüR» als mit der seinigen ttbereinstoamend an.tt 

Dieser Anstansek ron* Erklärungen sichert denn auch das 
richtige YerstjbidniBs dear BduuDntmaehnng des KlfAigs von Däne- 
mark vom 28. Januar 1852, worin es heisst: „Wir wollen auf 
vei&ssungsmäflsigem Wege den Provineialstfindeit von Sehleswfg 
und Holstein eine solche Entwickelung angedeihen lassien, dass 
jedes der Herzogthümer hinsichtlich seiner bisher zu dem Wir- 
kungskreise der Provincialstände gehörigen Angelegenheiten eine 
ständische Vertretung mit beschliessender Befugniss erhalten wird. 
Wir werden zu dem Ende Gesetzentwürfe für jedes der Herzog- 
thümer ausarbeiten und den Provincialständen zur Begutachtung 
gemäss § 8 des allgemeinen Gesetzes vom 2S. Mai 1831 und 
der Schlussbestimmungen der Verordnungen vom lö. Mai 
vorlegen lassen." 

Trotz dieser Verheissung ist späterhin der verfassungsmässige 
Weg der Abänderung der Proviucialverfassungen lu'cht eigehalten 
worden. Er ist nicht eingehalten bei Erlass der Verordnung be- 
treflfend die holsteinische Verfassung vom 11. Juni 1854 und die 
lauenburgische vom 20. Dezember 1858; er ist nocli weniger 
eingehalten bei dem Verfassungagesetz vom 2. October 1865. 
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Dm y«rilMlfQiig8ge86te ftr Heistdii' Vmi ' 1804 bUrtlifaiat in §§. 8 
und 4, welche Angelegenbatea ab allgemeine der Momveldel 
welche lüs besondere Holiteins su betranhten leieR. *Niir in An^ 
• sehnng der letnteren wird dem Heraogthnm seine eigene Qesc t i - 
gebnng und Verwaltong belassen. Bin* obetÜäehlieher Blick lUssli 
erkennen, dass jBe bescmdern Angelegedieiten hier wesentUeh an^ 
den begrenet sind, als ehemals das der Berathnng der BtiUide 
überwiesene Gebiet. Aber auch für die neue Abgreninng ihrea 
Wirkungskreises blieb den Stünden jede Garantie entzogen. DeuV 
etwaige Abändenmgen der 8 «nd 4 wurden in § 24 »ns^ 
drücklich fiir ansgeschlossen von der Mitwirkung der Stände ei^ 
klärt und blieben sonach in das freie lidicbcii der Regierung 
gestellt. Es bedarf keiner Anseinandersetziinp:, dass eine solche 
prinzipielle Aendennig der ständischen Competenz eine Aenderiing 
der Verfassung in sich schloss und also der ständischen Bera- 
thnng bedurfte. Gleichwohl hat dieselbe nicht stattgefunden ; denn 
wenngleich die Verfassung von 1854 im Uebrigen mit den Stän- 
den berathen wurde, so blieben doch die §§.1 bis 6 grundsätz- 
lich hiervon ansgeschlossen. Analog haben sich die Verhältnisse 
in Laiienburg gestaltet. Auf diesem Wege, auf welchem es in 
das Gutbefinden der Regierung gestellt vmd, den Herzogthümern 
alle und jede Selbstständigkeit zu nehmen, ist das Gesetz voai 
9* Oktober' 1866 aod&! weiter •'fni|;esehritiait^ Ee erklirt; im § 22 
Air gemeinsame Angelegenheiten alle, welche Mchl auidiflcUidi 
als filr die eimselaen Laadefrtih«le gesondiärto bearidmet auAi 
legt es aber ganz in die-Httade der l^gierung, waa aie e^atli 
solche bezeiclmen will. Ja diea Gksets geht anch positiv noch 
über die Einschrllnkungen hinaus, welche das Geseta Ton 1864 
den stXndischen Rechten gebrScEriiaifer^ l)enn auch nach, diesem 
noch gehört wie früher das Domänenwesen an den besondem 
Angelegenheiten der Ilerzogthdmer, das Q^BtSU vom 2. Oktober 
185,^ aber zieht dasselbe zu den allgemeinen. , 9,7fiv\'i 

Durchgreifendere Aenderungen der älteren Verfassung waren 
kaum denkbar. Die Provinzialstände hätten also mit ihrem Gut- 
achten über das Gesetz vom 2. October 1855 billig gehört werden 
sollen. Es ist nicht geschehen, während ftir das Königreich eine 
Verständigung mit dem Reichstag stattgefunden hat. Eine Be- 
schwerde, welclie von der holsteinischen Ständeversamralung zu 
den Füssen des Throns niedergelegt werden sollte, ist von 
Seite der Regierung verhindert. Auch im Reichsrathe selbst blieb 
der von Stimmen aus den Herzoglhümern erhobenen Klage diö 
Anerkennung versagt. Ist es unter solchen Umständen zu verwun- 
dem, wenn sich der Gemüther eine Verstimmung bemächtigt, wenn 
die Ansicht sich Bahn bricht, dass die zugesicherte Gleichheit im 
der Vertretung der verschiedenen Landestheile nicht in Erftlllüng 
gegangen und dass hiermit die SelbststKndigkeit der HerzogthÜmCr 
geOhrdAt seif ^ : v - 
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^ Ui kurlH dw Ort, ein» 9ff^ Erörtmug da 
Yffff^^sung vom ^. OdloVer 1856 «HUNfeheik , da de« ^^4fai 
1^9^ keipA Gelegenheit gebogen gewesen Ut, dießelbon fqpeit Prü- 
fuBg 91 wtQi»i«hen und ihr« ADsieklen d»x^h» diirzulegcn. • 
t^UmtQ ^nst wohl in firvKgung kommen, inwieweil dev § 1»^ 
welcher fiir de^ FaU Mm Tluipnwechsela den HegierungaantriU 
dfts N^icbfolgera von vorgüngiger Leistung des Eides auf die Ver- 
|«i#^ung abhängig macht und inzwischen ein minititerieHes Intern 
yegnum aiiordnet, »iit den Grundgesetzen de« BundeHrechts über 
die Wahrung des monarchischen Princips vereinbar sei V l^s könnte 
ftioh f ^en, inwieweit überhaupt die Königliche Prärogative hin-. 
U^Bglic i gewahrt worden V Es könnte daß Bedenken aufgeworfoo 
werden dass die Verfassung des Gesanimtata^ts und die Oorape-n 
tenz des Keichßraths weit über die wahren Grenzen der allgemei- 
nen Angelegenheiten de^ Staats hinausgehend in die öpeoicllen 
B^ebt^ und Interessen der einzelnen Landestfeeile sßhftdlic^ oinr 
gft9\hn, JedepfEdlß aber wird mm sieh im Hinblick auf die ffiXker» 
hfißi^iHdi^ l^OschwQD^e boim BuM^Mtage i» eigniNi J»torQ9»0 
4(iv KMgUcli MMücImii Befiiming dsr toga w «Hfl» 8ili«ttb 

ifM kism da BmcMsip^ «hmi^PfMlm Min iHbni»^ ISIobl wthim 

^mefUp§ Upn^äMiik im iwch dum Xkiß närm mkmii wbdcr 

•A^rogten Groutfirage dnngand 9u wtfniSQhen, das# die KöBig^uh 
4ÜAischa :fi;«9ierung dioMlbe hM 4iiMb Aiiig^eitboiigai 

Irton des OwtrMcfe^iAeB ffinlst^ der 4ii8w|rti|;^ 

ingelegenheitpa Grafen In o|, 

an hm ^ l^ti^&fii^tv ^agrr in ^o^^ä^n^ d. d. ÜNiit, 

S8. jtttlt 1866. 

Dßr Panische ^chs^rat^ hat sich wahrend ßßi^pt^im Im 
^Altfan^ die^se« Moiaato ge8«}»l(^Benen Session mit Fragen "vpn so 
gm^Mer Wkb%k^t fiir die R«g>ernpg Smi^ ]yiaj<^8t4t ^e^ Könige 
iMNKsllfidli^, dasa m leitkt begrei^ic^ ißt, wem ^ V^^i^dlunge» 

ibrtwidireDd m einer beummlugeiideii Spannung zu erW^ Vk 



* 
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lialMB fflei mit' n» Mi «nflMrtlgmfai ItMmm iMifmonntt^ 
je angelcfenfliolMr wir gewftntiht Meii^ du» da» Bt t fa^ii i m te» 

KönigliclwD Reigienmg, die YeitiMsmigtnMadt des Qesamiol^ 
Staates in beftM^iioder WiM zu onfann, mil dem güddiolntai 
Eifaige gekrönt werden möge. 

Der Antrag einiger Mitglieder des ReicliBralkeSy dass di» 
ProTinzialstände Schleswigs, Holsteins und Lauenlnirgs nachträg- 
lich über das von Seiner Majestät dem Könige am 2. October 
1855 verkündigte Verfassungsge-etz gehört werden möchten , iai 
zwar durch eine üborwiegende Stimmenmehrheit abgelehnt worden. 
Allein die Minorität hat ihre Verwahrung gegen die Rechtshe- 
ständigkeit dieses Gesetzes so wenig fallen lassen, als die früher 
versammelt gewesenen Provinzialvertrctnngen der Herzogthümer 
sich hierzu geneigt erwiesen hatten. Dazu kommt nun noch, dass 
der Reichsrafh in seiner Sitzung vom 19. Mai einen Gesetz vor» 
schlag angenommen hat, durch welchen die Regierung die Er» 
mächtigung erhält, zur Veräusserung zweier in Schleswig gelege- 
ner DdmiUeOi schreiten. Sowohl nach den älteren ]^rieli« 
tungen, als nach der lyöniglichen Kundmachung vom 28. Janner 
1852 nnd den daranf gebauten Proviniialatataten Von 1864 war 
die Verwaltung der DomVnen Sache der «nsefaien Landestheile^ • 
nnd erst durch das erwShnte Yet&esungsgeaets für den Gesammt- 
fitaat vom 3. Oktober 1855'Vurde das DomÜnenweBen den ga- 
mcinaobaftlichen Anfilagenhaiten der Monardble zugezählt, und 
dadurch der Competena des Heicharaths überwiesen. Kaum ist 
daher zu verwundern/ wenn in jenem Beschlüsse ein thatsächUeher 
Beleg &r die in den Herzogthümem mehrfach erhobene Be«i 
seh werd# : erblickt Wonlen ist, dasa, durch die Befugnisse, weh^he 
die Gesammtverfassung dem in seiner Mehrheit aus Vertretern 
des cigontlichen Königreichs Dänemark gebildeten Reichsrathe 
beigelegt hat, die übrigen Landestheile hinsichtlich der Wahrung 
ihrer besonderen Interessen in offenbacen ^iachtheii veraetat wor- 
den seien. 

Auch scheint bei diesem Anlasse in Bezug auf eine zum 
Areal des ehemaligen Blronwerkes bei Rendsburg gehörige Par- 
zelle eine Verfügung getroffen worden zu sein, welche der zwischen 
Dänemark und dem Deutsclicn Bunde noch unerledigt gebliebe- 
nen Grenzberic-htigungsfrage präjudiciren würde. Das Kaiserliche 
Cabind; ist weit entfernt, die Gröbse der Schwierigkeiten zu veiv • 
kennen, Welche, von dem Zwecke der Begründung einer gemein* 
aamen VerfiMMIg Ar die.DliBiieke Monar^na unaertr«Mdiä amd, 
und wir wisaeb die R^arang ^anar'Mtjam det; EW||a Imi 
durcbdrangen yon' dem -Wunadie, bei BrfiiUung dsBaer Mmehügeri 
AB%abe iJlen begrü nen Xntfrißhmt dn flure QMMhäfjkäü. iwd 
ihr Wohfaroflfl^ dio. voUata Bdned^gn^ au g^wüMi. >Dia Y«r- 
wtedu% einte liuvirlirtigan Hafcg kann dieiam. Wnuaob* m 
Starke sicher jndhta hattaftgan. Eben dtialuli lülafcn *ir wk». 
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boflfen, dass die Königliche Regierung in ihrem eigenen Interesse 
entschiedenen Werth darauf legen werde, Beschwerdeführungen am 
Deutschen Bundestage, denen nicht jede Berechtigung abzusprechen 
wäre, und die das Kaiserliche Cabinet gewissenhaft auf dem 
Standpunkte prüfen miisste , welchen Oestreich und Preussen in 
den Namens des Deutschen Bundes mit dem Kopenhagener Hofe 
gepflogenen Verhandlungen eingenommen haben, durch einen wei- 
ten Grdbrauch aller der Königlichen Prärogative zu Gebote stehen- 
den Mittel« der VereOhniuig zuvorsokommen* 

Wir tlieilen Etier Sso* diese BetrAohtiuig mit, demil ^eselbeii 
rar Anleitung ftbr Ihre vertrsnUeben Aeneserungen dienen, und 
irir halten uns im Voraus flberseugt, dass das Cabilbet von K»- 
penhii^en die Geämmuifen. der Fremidschaft vnd des Vertnuiens 
»1 trttrd^pen wissen wird, durch welche wir uns bewogen gefon« 
den haben, Sie zu emer. otaen Daiiegnog der im Yonldienden 
bezeichneten Gesiehtspnnhte in den Stand nt satsen* 

(Oes.) BmL 



uro. i#. 

Irlaii des iL Dlnigchen HiBistm dft luwIrtigeB Angelegen- 
heiten von Sclieele, 

an ben ^. auijiiürbciiUid)fn (J^rfauMcii unb bcooUmäd)tigtfu /Hinifler 
9011 Slninio m jirrlitt, d. d. ^oftn^a^vx^ hm 5. 5(|»tnnbtr 

1866. 

Ew. Hochwohlgeboren ist es bekannt, wie der K, Preusflische 
Minister der auswärtigen Angelegenheiten, FMherr von Mantenfiel» 
in einer Depesche an die hksige Gesandtschaft vom 1. Juni d. 
n ' unserer' Kunde gebrächt am 22« d., Uber unsere innm poU- 
tischen Angel cgeidieilen. sich geiussert hat. S& ExcelleM l^gen 
Besorgnisae an den Tag rflcUehHiGh' der YerhldtniAse der Her-* 
aogth£naer mit Beaiehmig auf die* bestehende Yer&ssopg und 
sifiseben die Bef&rebtdng aus, dass die Klegsn der Herzogthtimer 
wohl nicht ohne allen Gkänd sein dfiiften. Es wird hinsiiofatlieh 
dieses Bedenkens auf ein' angeschlossenes Piomemoria Bezug ge- 
nommen und schliesälich unter Anerkennung der Schwierigkeiten, 
mit denen Se. Majestät der König in dieser Sache zu kämpfen' 
haben, sowie mit dem Wunsohe, dass einer l^em Aufregung der 
Gemüther in den HerzogthÜmem annoch möge vorgebeugt werden 
können, die Versicherung ausgesprochen, dass in diesem Schritte 
des K. Preussischen Gouvernements nur der Ausdruck ireund- 
schafUicher Gesinnungen hat gegeben werden sollen. . 
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J« fieW wir dieser Tersidttnmg uns- idmzugeben geneigt 
und, desto mebr wird.dk BeAntworftuiig 4er besehäfteii «AeMe«- 
rangea uns oileiebfert, weil es uns eher getlittel ist, von fof»* 
meUen RecliAsfiragem absusehen tmd das m» so Gebote Mmi» 
reiche Katerisl von ThsisacheD sa beantsen, tm eine iinperteüselie 
und aufrichtig befiranndete Begierimg veot dm Gewieble der Be** 
weggrönde, und Zwecke an fibeneogen, welche fltr die JL Regi»> 
rung bei Lösung ihrer schwierigen A»%ebe Massgebend geweseh 
sindt und zugleich Ansichten und Voraussetzungen zu berichtigen, 
welche, hervoigerofen vielleicht, durch den verwickelten Gang 
unserer Yerfassungsverhältnisse, nur zu leicht die Sr. Maj. dem 
Könige vor Allem am Herzen liegende, ruhige nnd gedeihliche 
Entwickelung derselben zu beeinträchtigen geeignet sein könnten. 

Zur Erreichung des uns vorgesteckten Zieles konnten wir 
unter zwei Wegen wählen. Wir konnten — und dies wäre der 
leichtere Weg gewesen — das uns gütigst mitgetheilte Pioraemo- 
ria vor uns legen und bei Beleuchtung jedes einzehieri Satzes 
desselben die Berichtigung und Widerlegunii^ versiuhen. Aber bei 
einem solchen Wege lag die Besorgniss nahe, dass der Anschluss 
an die Fassung dieses Aktenstücks dem unparteiischen und all- 
seitigen ürtheile keinen Ueberblick über den Gang unserer Ver- 
fassungsentwickelung, über Ursache und Wirkung derselben ver- 
schaffen könne, und doch ist es dies, was wir wünschen müssen, 
weil wir, wie gesagt, von dem lebhaften Wunsche beseelt sind, 
sa überzeugen. 

Für diesen Zweck erschien es ims angemessener', >aaf ein 
selbststfindiges Memoire hinsuweisen, in wdcbem historiseh die 
Perioden unseres Yerfossungswesens Ms auf den heutigen ' Tag 
nebst deren Bedeotong -refinirt woiden ist nnd wüvon ich eine 
Abaehrift aar gtttigen Mittheihmg aii den iVeihemi y. MaatenfSll 
mit dem dringenden Wnnsche anschliesse; Se. Bxc m8ge deasen 
Inhalt mit der Ihnen so eigenen Gründliefakiett soigfliltig prilfoi. 
Ich lebe des festen Vertraüens, Se. £xc. werden dann anch mir 
-persönlich Gerechtigkeit widerfahren lassen, wmn ieh wldurend 
der Zeit, da ich directen Antheil an der Leitung unserer Ange- 
legenheiten gehabt habe, stets stolz darauf war, die Ratfasehl%e 
vor Augen und zur Richtschnur zu haben, welche Sie mir hin- 
sichtlich des besf'lileunigten Abschlusses unseres Vorfassungswer- 
kes zu ei-theilen die Güte hatten, als ich im Kovember 1864 
Ihnen aufzuwarten mich beehrte. , 

In der K. Preussischen Depesche vom 1. Juni d. J. findet 
ein weiteres Eingehen nicht statt, und ich werde mich daher an 
dieser Stelle und unter dem Vorbehalte alier Aufklärungen und 
Mittheilungen, welche es in unserer Macht stehen möchte zu ge- 
ben, gleichfalls desselben zu enthalten haben. Nur insoweit in 
ihr von „den Klagen der Herzogthümer" die Rede ist, darf ich 
mir eine kurze Bemerkung nicht versagen. Wenn man von der 
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ifalmaalil 4» MtsMtier '«M -vMUeielit Ym M tob Ihnen 
«tote ^hüigjtfMi «to« Kiel dktOm wfll> ao mM mm finden, 
4a88 «on 4er t^i weitem igröieten Majofilftt nller Bemteer 
lIoMMinfl jen^ KJagen nieht aUein toieirt' gelibeär «efden^ «on^ 
<deni dAss b«i «hMn. dee Auftrctea .der Ritterseteft «nd der 
4elfcten Si&ndeirersaBUiiiiiNig Yieimebr entecfaMen igemissbU^igt 
wiid«; .Bei der Majorität der BeviUkenng herrecht dieselbe 
•Uebenonguiig^ wie bei der Begierang. Beide seben in der 
Agitation theils die Nachwirkung früherer Firschütterung, theils 
die Verfolgung einseitiger Staatsinteres^son , und beide erklären 
die Re^ltat^ der ktzten BtändeversaninüiMi^ ledigJicfe durch die 
!Übergir08ö€ Vertretung des beiiiglitliea Staudes in der Ver- 
eammlung und die wn vor bereitete , Eiii'üliig in dieser Diät jeder 
^ituiiig entbelnmdc (Schwäche der meisten der atukru Mitglieder. 

Eücksidlitlich des K. l^eusaischer Seits mitgetlveiiten Me- 
ißOtr«6 wei'den Kw. Hocbw. die geneigte Awfraerkeamkeit des 
.Baxons von ManLeuHoi iiauptsächlich daräul iiinlieiten, wie durch 
den ,gaozen Inhalt de^sellben der grosse und bedeutsame Irr- 
MlhlMi fCtun iGnuide liegt , als wenn diejenigen Angelegenheiteni 
mMm Jetol 4tiiB Reesoet dw f^erinitung dw Crewnwntmonnrchie 
^e1l5Mii|. leftlier vnitesungetoäisig i8ar>G<NBpelttis to Arondnilal- 
etftid# x^Mist htttttfü. i8owAe icte ledbUieli und 4iMiltee|i «aife 
fkUgemein itiklH der Fnll Jet, m lüt Mneniliekrk^ einsiges 
jMspM -MisiilliluNnH. deae jemals ^e. OmH dne Revlit^ 4n B»- 
minalangelegenheiten befragt an werden, beanspnieiid «der gm 
(geüM (hätten. Und dennneh hat die Agttatieii vonlgswilSfie auf 
'MßMB Thema sich geworfen; eine TAetik^ ivelche nur daduHdi 
«an erklären ist, dass die der Dänisekeii Monarchie und deren 
.fftthig^r EiHwickelung feindliehe Presse geglaubt (haben mag, 
i gerade rhier den Hebel für ihr Mlsstrauen und «einiEeld für die 
unausgesetzte Agitation gegen den igttten Willai leder die Bed- 
MoUceit der Kegierung »u finden. 

Die Htfgieruug uieiueü Königs und Herrn ist im güten (Glauben 
der fegtefn Ueberzeugung, daas die Bewohner Ildlsteiais einer 
grösseren Garaatie ftir ihre wohlbogründeten Gerechtsaine nicht 
bedürfen, als die beötehende Verfassung ihnen bereits gewährt und 
als in der der letzten Ständeversammlung ilmen vorgelegten Er- 
JFeitarung ßtaaditicher Reohte und poütischer Freiheit angeboten 
'waji. Wenn die Staade diese ilet»tcre Anerbietung ablehnten und 
wenn die Bevölkerung diese Ablehnung jetzt tadelt, so bewei^;t dieses 
inUKfdie. Tüchtigkeit dessen, 'was oben über den ausgeübten Zwang 
fttner (SlaitflespaxtiBi .gesagt ist Gleichwohl ist man anoh diessd^s 
igeni tUieit, ^'VeiWtniasen, wie ae nun mnmhd.einl, iBeehnmig 
jfa tcagen, «md ganz heMindefa wlUokt man 'den ikcfrenniatto 
JtegMTun^en 4le MMAunig .attr iBeaeitigung <eber wMaeifcalbJin- 
imm .9timü h»9vtg^^^ ^Betycgung ^ffioaaittier.aa imk 
•Mditeen» «Ite noaenaifirndblina Mtk xMdh >ae.;nnlMiiFttBiet 
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•dlii; «tar ima 'dülier 4MAal^« leite 'WüMdMi 
«dcir lBi¥ftrl0tt kMMidi, ir^lche mit der Stftiveifätietät ^es Römg«, 
- «Olk dtm <M«Bte sowolijl ^er alth^rgiebmchten aU ^dlf r l>«iitebdlid«ft 
Vihri^snirg und mit d<6M l^iten^ett P>n«r(«{> <d«r (GI^8imimtrn«m«Miiib 
«mvereintNEtr -ilind. In j^ner T^ndcmt htJlien Se* ftfi^. b^eretts 

"fiiiSB Mnfdg hl ^er B>eitimmmT^ ditt^ibisi', welche Angelegön- 
^eüen fitr jeden LÄndeBttiril ^ßondert «nd 'si^chfe fit die iMö'- 
nartbre gefraeinschaftlich sein &ol)en, alle L^indcstheik glemhgcstelH 
mt4. »omit ke^nc Veränderung ohrje Einwilligung der Tes|y. Reprä- 
sentationen vorgcnommeY^ wevden sollen. Mh Kü(^«icht tfßfflieh 
Äuf die freäioh völlig um begründete,, a4>er fleid«r weit venbreitete 
Besorgniiss, ^es wurden bei der Fr«ge^ ob eine Domäne in dren 
HerzogÜiümem veräiiös^rt AVerden €oUe), diö Dieputii ten m deft** 
selben den Deputirten hu« detn Königreiok ^genüber ih -d^r 
Minorität bl^ilxöii können — eine Besoi^niss, welofc« in dem <lettten 
£^chsrathe durch die Erfahrung «schon gfinsiltch beseitigt wurde^ 
nit j^oksicbt Uer^of k«t die Kegiierung Idaj. des Königs 
dea BeadUasfi ^(mAt, dum «icüulili Bnelisnillie nm CkwtB voi- 
culegent, DMh* welilhen, #il Anfltefam« der zwH VeHnaf «nten- 
denen AugustonbiMger 'GUlei, wie GkniteuiguDg ziin Yerimnf Msr 

^beaon SliniiM ^^ebio «tfrdea.'Jufniih 

'Wir ^ellma. w 4« feUMi Uebensibgitlig Uli, in rK. frtoi- 
sbelie JEtHgierwig werde 4iierin mwrtdtiriftglichet flMgiitoi 
£]idea < — einerBeHe der VersittUdf uag, dass wir dife P ajrtibfa e inm. 
4. Juni 4» 4% t}A ^en Beweis fiiwndnaohbariichql' CtesM Mtigdn 
aQ&ebmeR wollen, aademtheils, das« wh* demgetnäss gern h&rmt 
«iad, sotehingoatfttt faqgedeuteten W'ünßchen j^^ohe lUtoksiolit 
angedeihen zu ksBea, welche init der Würde imeiaiiss Königs tand 
Herrn und mit den wahren Interessen seiner Lande verfeiabar sind. 

Wenn endlich der Herr Freiherr v. Manteuffel hervorgehoben 
hat, wie wenig willkommen der K. preussischen Regierung eine 
Verhandlung über diese Angelegenheit sei, so gebe ich mich um 
so lieber der Hoffnung hin, dass eine offene Verständigung zwischen 
den beiden allerhöchsten }l(>ftm gelingen könne und werde hin- 
sichtlich der Anschauung über die Grundlage, wie die fernere 
TTnlwickelung unserer Verfassiingsangelegenheiten im Einverständ- 
niss herzustellen, dessen Wettli Itfh im vollsten Masse würdige. 
Je ö>ehr ich davon überzeugt bin, daes die Verfassung, welche jetzt 
alle Theile der. Monarchie «u einem woblg^rdndten Ganzen ver- 
bindet, die SefbBtslibidigkeit der einzelnen Landes^ufle in gereehter 
>llnd 'MfldteilBsiget W«Sifi (8<ä»jetiigi^')mildhtttNuil^ Ter- 
t^nigt, ufiMbsk £lll»p*4MiiÄMM«UMlti^ ddr «in Hlkr jftttaiittMtiäiting 
-ttn *d8. Itatialr 48«& i^r^l^cta GVtiMMUM *iM '!EttM^ 

•«ftü, ^im ifle m >i««gA«Mii limuiHidiiMi twuSknn 
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liat es bewiesen, wie viele schlechte Elemente sich einer Agitation 
angeschlossen oder sich derselben zu bemächtigen gesucht haben, 
deren Pläne, wenn sie auch jetzt in Angriffen gegen unsere Staats- 
ordnung einen willkommenen Boden finden, ihrer wahren Bedeu- 
tung nach gegen die Kuhe und die Rechtsordimng des gesammten 
Deutschlands gerichtet sein würden. Eben in dieser Wahrnehmung 
dürfte aber für die K. prcussische Regierung eine gedoppelte Auf- 
fordenuig zu fin4^n sein, unsere Eröffnungen mit demjenigen Vert> 
.tniMB .MfiQiBeliiiMD, yon- weMMm uns dtr.k» Htf auch in dm 
Jetileii Jfthrai so maiieli« Beweise gegeben. »hainBn 

Wenn endlich bereits jetzt von der Möglichkeit einer Be*^ 
•ehwerdefübrung beim Deutscben Bunde von Seiten der Hol- 
«teinisehen Stände die Bede ist, so bin leh weit daron entfernt, 
-die -ünwiHliomBene einer solelien Verhindiung und der daran 
aidi etira iLnüpfendcn Folgen m Terkennen. Zwar kann die E. 
fidgiemng, indtem sie den geeets» und vMaesniigattfissigen Weg 
^ingeludten, einer Jeden PifÜbng dleBe^ 6ang^ 'Ton' jSeiteB der 
BnndeBYeiriiamniluttgi gana abgelten von etwaigen Compatena^ 
fragen, mit Bulie entgegenaelten; wie aie aber ihrenneite AUet 
vermieden zu liaben glaubt mdd' yermeiden wird , was zu recht-^ 
lieh gegründeten Beschwerden gegen die liolsteiniflclien Yerfaa^ 
sungsyerhältnisse Anlass bieten könnte , yertrane ich um so 
liebet daraal, .daas die K. preussiacbe Begiemng in Würdigung 
der Ton uns gemachten Mittheilungen, die hier und da etwa 
auf solche Schritte gesetzten Hoffnungen auf ihre wahre Be- 
deutung zurückzuführen auch ihrerseits geneigt sein und somit 
auch jetzt zu der Kräftigung einer Verfassung beitragen werde, 
mit deren ungestörter Entwickelung die Ruhe und Wohlfahrt 
nicht bloss der dänischen Monarchie im engsten Zusammen- 
.liange atehl. • ' • ' ' ' ^'.'"'oU 
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^lass des, K. Preussischen Minis terprä$idenUn^F|^ü^^||g^^ 
, it , n t) i> d. ^jMiir, bm 23^ föktöbifr li*e. 'V»' ; 

..j.^.^ Auf die freundschaftlichen Vorstellungen, welche wir in 

Eczii'liung auf die Vcrfassunfrsvorhältnisse der Herzogthümer 
Holstein und Lauenburg im Juni d. J. der K. Dänischen Regie- 
rung gemacht haben, ist uns, wie Ew. lloch^jeboren bekannt, 
deren Erwiederung in dt-r ersten Hälfte des vertlossenon .Afonats 
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IHteischen' Bandestagsgesandten Herrn v. ßülow mittelst einer 
•D letzteren gerichteten Depesche des Herrn Ministers V. Scheele 
vom 5. T, M. in einem uinföBseiiden Memoire zugekommen. 

Je mehr wir bei jenem Schritte von dem aufrichtigen 
Wunsche durchdrungen waren, die K. Dänische Regierung möchte 
in ihrem eigenen Interesse durch ein rechtzeitiges und weises 
hinlenken den Beschwerden der beiden Herzogthümer Abhülfe 
schaffen; um so lebhafter müssen wir es bedauern, die Erwie- 
derung der K. Dänischen Kegieruug unserem Wunsche so wenig 
entsprechend zu finden. 

Die vom Herrn v. Bülow uns mitgetheilte Denkschrift, 
welche gleich der erwähnten Depesche des Herrn Ministers v. 
Scheele Ew. Ilochgeboreu bereits bekannt ist, hat es sich viel- 
mehr lediglich zur Aufgabe gestellt, den Nachweis zu versuchen, 
dasa die K. Dänische Kegierung bei Octroylrung der Gesammt- 
ataatSYer&asimg Tom S. October 1855 den yerfassungsmässigen 
Weg eingehalten, di^ gegebenen Zusagen erfOJlt habe. 

Ällerdlnga wird in Jenem die Deäuchrift begleitenden £r- 
lasse des Herrn Minfsters r. Scheele an Herrn y. Bfilow Tom 
5. r. M. dieBereitinBigkeit ausgesprochen, specieO in Beiiehiing 
änf die DomXnenfhtge insoweit entgegenimkommeni dass dem 
nücbsten Reichsrathe ein Qesets vorgelegt werd^ soUe, nach 
welchem eine Genehmigung zum Verkauf einer Dom&u^ künftig 
nur mit Zweidritteln der im Reichsrathe abgegebenen Stimmen 
gegeben werden könne. Wenn man aber auch ganz dahinge- 
stellt smn lässt, ob ein solcher Gesetsentwurf in dem Reichsrathd 
bei dessen gegenwärtiger Zusammensetzung Aussicht habe durch- 
£ugehen, so betrifft derselbe doch immerhin nur einen ganz ver- 
einzelten, obwohl sehr wichtigen Punkt der Boschwerden und — 
was die Hauptsache ist — er lässt eine irgend genügende Hülfe 
nicht hoffen. Denn da der Reichsrath aus 80 Mitgliedern be- 
steht, von denen 47 dem Königreiche angehören, 13 aus Schles- 
wig, 18 aus Holstein und 2 aus Lauenburg sind, so bilden die 
47 Dänischen Mitglieder fast allein schon eine Majorität von 
zwei Dritteln. Es bedarf aus der ganzen übrigen Versammlung 
'nur noch des Beitritts von 7 Mitgliedern, und selbst in Ansehung 
dieses geringfügigen Bruchtheils gibt der bestehende Wahlmodus 
den Herzogthümern für die Vertretung ihrer speciellen Gerecht- 
same wenig Gewähr. 

Die GrfUkde, welche die K Dänische 'Regierung in ihrer 
Denkschrift (Br die Festhaltung ilirös Standpunictes gdtend 
macht, sind im WesentUclien die' nämlichen, anf welche rie 'sl«^ 
schoii im .Laufe der stibidiscben Verhandinngen gestützt hat nnd 
die wir lannten, als wir unsere Verwendong in Copeidhagen 
einlegten. ' * • i 

Wenn wir ims fttr jetzt enthalten, auf die l)eta]l^ der Frage 
ieinngehen und die roh der K. Däiüschen Re^eniqg getroffenen 
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Bestimmungen in JCinzeloieji «iner speeieUan Erörttmqg wa «Bf 
terzie&en, so äViiki wix jedenfaUs d«a als AwelfeUos belnMdits% 
iäass dus Oimisclie GovTmenieiit M FeatiteUiing der gent^^ 
sch^^icheii V^assuqg fiir den Gesammti^taat und Utsbesondm 
tiei Erlflws des ÖeseA^es yom 3. Ol^^bef^ 185Ö fien y^ifMaingir 
missi^ Weg «lieht bnittefaabe^, db 4^ ^ßf;|Httf^f^^ 
dem, deutschen Bunde gif^ene Zusage iiifdit v^tOk hfä^^tn^i ' 
Indem die DenJt^chrift des Kopenliagyfr Gal)kieC8 d^ K. 
Dänischen Regierung, den Hewgth^eria^ MP<<^über, die yel)t 
Freiheit vindicirt, die Verfassung fUr die gemeinschaftlieheo An- 
gelegenheiten der Monarchie aus eigener Machtvollkommenheit 
festzustellen, hebt sie ihre Argumentation, mit dem Satze an, 
daas die K. Hekanutmachung vom 28. Januar 1852, ihrer Wort- 
fassung nach, kein ausdrückliches Versprechen enthalte, mit den 
Ständen der Hers^o^thümor darüber smox^ in y<^lmid)N[Pg W 
treten. 

Es erscheint unnöthig, hier auf eine Interpretationder Worte 
jener Bekanntmachung einzugehen. Denn einestheils hatte das 
Kopenhagener Cabinet schun in den vorangegangenen Verhand- 
lungen mit den Regierungen von Preussen und Oestreieh unter 
dem G. Dezember 1851 die bestimmte Zusicherung ertheilt: 
„auf gesctz- und verfassungsmässigem Wege, d. h. durch die 
berath enden Provinzialstände, eine organische und 
gleichartige verfassungsmässige Verbindung aämmtlicher Lande»* 
Sieüe SU einer gesäumten Monarehie herbeilUhrett su wollen. 
Ajidenith^ bedurfte es fibeEhaupt eines soldien VeivpreelieM 
nicht, wenn schon, die bestellende VedSssam^; es notiiwendig 
ma^t| die Stände zu hören. 

Thea» verfassungsmäss^ Terpfliohtung wird nun «war ebenr 
lUU n^t dem Einwände in Abrede gestellt,' dasg die Mhecen 
Frovinzialstände eben nur fSr proyingialstä^disehe Angelegen- 
heiten, nicht aber iUr die «dlgemeinep Angelegenheiten der Mo- 
narchie competent gewesen seien. Anch dieser £inwand trifft 
jedo<^ offenbar nicht zu. 

Die unter deqii Scepter Sr. Mi^ dea König« von Dänemark 
stehenden Lande waren bis dahin nur durch eine Personalunion 
mit einander verknüpft gewej^en. Eine gemeinsame Verfassung 
hatte nicht bestanden. So hatten auch die llerzogthüm^i ihre 
selbstständig abgeschlossene reclitliche Stellung gehabt. In die- 
sem Umfange waren ilue Stände verfasnungsmä-ssig befugt, bei 
der Gesetzgebung in allen Angelegenheiten zugezogen zu wer- 
den, welche die Eigentbums- und persönlichen Verhältnisse der 
Eingesessenen betreifen, nicht minder in denjenigen, welche sich 
auf die Steuern und öffentlichen Lasten beziehen. Jetzt sollte 
die Monarchie eine Gesammtverfassung erhalten, die Heraog- 
thümer sollten in dieaen Organismus eipgeiügt werden. £d folgt 
aus der Natur der Sacli|9 von selbst^ dfifs dies nicht sic\g)iob 
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war, tftme die lMieHge, s^ltwtfitKndig Bhgmishlodm^ Vetfässiiüg 
der EetiogthütäBt tu ändern, und bieraiis fbl^ weiter unwider*- 
Sprechlich , dass If« Über diese» Aendörungen gehört worden 
öiiissteii , weil sie verfasKungsmaesig über jede Aenderung ihrer 
Verfassung zu hören waren. Sie waren zu hören einmal über 
die Frage, wie die Grenze zwischen ihren besonderen und den 
gemeinsamen Angelegenheiten zu ziehen sei : denn dass diese 
verschieden gezogen werden konnte, hat die K. Dänische Regi^*- 
mng dadurch bewiesen, dass sie dieselbe bereits vefschieden 
gezogen hat Sie waren aber ferner auch darüber zu hören, 
wie sich fortan ihr Rechtsverhältniss hinsichtlich derjenigen A»- 
gelegenheiten gestalten sollte, welche durch die neue Begrenzung 
von ihrem bisherigen Soudergebiete dem (Gebiet der ^meiiv- 
schalUiclieB- Yerfftssung ztigewiesen* i^vrdttn^ Oder MoBie fB 
^eüelMt «ei% ditts Baeh dem TorfiuMimgsgeselie v^nil 2. Ok^ 
tober 18dd^ dir« Verftusung llir dle gctaieliiecIttlbllGiieii Anye^ 
legenlieiceii dei^MonarUe betreffend^ nd« d«m.1i(eldimtiitf Qe«Mn 
irereittban werden MtmteA, welch« dl^- Peüoiw «und fil|fe^ 
thomesreeld«^ dl« Steuern imd$ffeiitUdMeLMiender>Elii0eaeiBeiieii 
4er Hmtogtblimer akeriieli und Mber de» ProoriiifelalatKtidtfik 
rmniegeti gewesen wären? . 

Die Denkschrift deutet fernst an^ dose der Mangel der 2hl- 
Eiehung der Stitnde jedenfalls irrelevant sei^ weil ihre Mitwirkunlg , 
Üeh immer i^ur auf die Erstattuag eines Gutaoiitens ni beschrän- 
ken gehabt haben würde und der Regierung ulnbenomikien ge- 
blieben sei, ohne Berücksichtigung desselben den definlttVea Be- 
eeUusB nach eigenem Ermessen zu fassen. 

Dies Argument, in seiner practischen Bedeutmig sohärfer 
aufgefasst, würde auf die Behauptung hinauslaufen, dass eine 
Verfassung mit berathenden Ständen als eine leere, nichts be- 
deutende Form zu behändehi sei. Wir glauben nicht, dasa die 
K. Dänische Regierung zu einer solchen Ansicht sich bekeilnen 
wolle. Wir wenigstens können ihr nicht Raum geben. 

Aber selbst wenn man sie gelten lassen wollte, so würde 
doch der K. Danischen Regierung damit immer nur insoweit 
freie Hand sni* BUdtang der üesammtverfossong gegeben' worden 
Min, alif ei« M M^U tocM aMdüidkliAe f|ietilUt Zusa|;to 
den BtääätiM vibA dem Deiliac^ Bunde Mpteübcr bweite gebon- 
dm 'lialie. ' . . 

•Diee- eibet wlnr hi zwIeCadriir MbAmg gdraMien» EIhmI 
hatte die K Dänische Regierun|^ dqreh .die. K; Btehannf—rfhhig 
vma M Jamir .IMA. ehw'qp«della Veihellnaitg dmlbeii abcn- 
• ^^Unttf wefadie AngeUgeahelen: künftig als gemeineamü Anfe- 
legenheiten der Monarchie, welche als besoiidere';Aiq;ele9enMlen 
-te Herzogihüflier tehandeiUi werddn söUten./' , 

Zum andern hatte sie auch der Anfordenmg« gjSämgf nf'tbtn 

melnreelMn'» <daaB M der. Mnftigen OrganlutiQli der litniiBBUe 
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die den verschiedenen Landestheilen gebührende Stellung aXs 
Glieder eines Ganzen, in welchem kein Theil dem andern unter- 
geordnet sei, durch entsprechende Einrichtungen mit gleichmässi- 
ger Sorgfalt gewahrt werden möge (vergl. die in der Preussischen 
Denkschrift vom Mai d. J. allegirte Depesche des K. Oestreichi- 
schen und die darauf erfolgte Erklärung des K. Dänischen Cabi- 
nets resp. vom 26. Dezember 1851 und 29. Januar 1852). Auf 
die Eriulluijg beider Punkte haben nicht nur die Stände, da- 
xauf hftt auch der D e u t ä c Ii e Bund ein Recht , und b9idMk 
iii dv^ die gegenwärtig factisch bestehende Gesammtverfiiasong 

IHmb soniielutt BeatimiBiiiig der geaeiasamen und der 
iMmdem Angelegenheiten gegenwärtig gaai andere nonnirt iat, 
«la in der. Bekanntmachung yom 88. Januar 1852, lehrt der 
-eiBte. Bliofc* In wie aoflg^elinteni llasee die in der DSni- 
^ehen Bekanntinaclinng vom 28^ Joni d. J. endiaitene Speoifl- 
€alion deijenigen Angelegenheiten, welche danach als beeondere 

-Angel^nheiten des Herzogthums Holstein angesehen werden 
' iollen, von den Bestimmungen der Bekanntmachung vom 28. 
Januar 18ö2 abweicht, darüber bedarf es gegeaw&rtig keiner 
eingehenden £rörterang, es genügt, darauf hinanwetsmi, dass das 
Domänenwesen aus der Claase der besoudem Angelegen- 
heiten in die der gemeinschaftlichen verwiesen ist. 

Den Gründen, welche die Denkschrift des K. Dänischen 
Cabinets für diese Aenderung geltend macht, können wir eine 
Berechtigung nicht zugestehen. 

Ob die Domänenangelegenheiten, wie in der Denkschrift 
behauptet wird, in früherer Zeit nicht zur Competenz der Stände 
gehört haben, inwieweit die Regierung darüber unbeschränkt 
disponiren durfte, mag dahin gestellt bleiben. Jedenfalls ist im 
Jahre 1852 ein anderes Verhältniss verheissen, und die wesent- 
liche Umgestaltung, welche für die Zustände der Herzogthümer 
in der Schöpfung einer Gesammtmonarchie lag, erheischte in 
der That Bürgschaften, welche nicht nöthig gewesen waren, 00 

j lange die Qerzogthlbner in der. firObem Nennung Ton den 

, übrigen LandestfieÜen sidi bduiden. Wdche Bürgschaften Se. 
If^J. der Eünig Ton -DäneaiArk dem Dentschen Bnnde für ehM 
•angemcisene lEUgcinng der Veihlltnissci an geben entscUosaen 
sei, das sprach Se Bekamitmachuiig yom 28. Januar 1852 ans, 

' umL dieae wArde tob Seiten der Vertreter des Bandes flir ans- 

iieiehend erachtet und aoceptirt. 

£s kann dcsslialb nicht darauf ankommen, dass nicht gerade 

- sptdello. Veriiandlttngen in Betreff der Dominenangelegenlieiten 

^-^liieigegaiigen wären. 

Dass aber, wem eine Incorporirung der einzelnen Landes- 

I Hieile verhütet, wenn ihnen eine Selbstständigkeit gewahrt wer-- 

i'4ea .sali, die Domänen Torsngsweise ala «ine liesondere Ange- 
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legenheit ihnen reservirt bleiben mäsaen, kann einer uabeluigenea 
Beurtheilung nicht enteohen. 

Der zweite oben erwähnte generelle Gresichtspunkt, von^ 
welchem aus die Verfassung vom 2. Oktober 1855 als mit den 
von der K. Dänischen Regierung ertheilten Zusagen im Wider- 
spruch erscheint, ist der, dass, der Verfassung gemäss, die ein- 
zelnen Landestheile in der Gesammtverfassung eine Stellung 
erhalten sollten als Glieder eines Ganzen, in welchem kein Theil 
dem andern untergeordnet ist. Wie vertrüge sich hiermit die 
imoidnmig einer BepiMntotlon, wonauli die Virtreter dee-KQ*- 
Blgreidifl DKnemai^ Im dem ettetentsdiiedenileii.UelMcgewioIittf 
0ber die Vortreter der «bt%ai Leadeetfielle sici Maden? . 

DtMe allgemeinen Betraebtangen werden — obüe dise ei» 
nSÜdg irttoe, tiefer* fa SpedaUiSten einzugehen, — eo Viel 
aer Zweifel stellen , daes der Dentsdie Bnnd- diinfeode. Tere»? 
laesong haben wBrde,,rioh dner Cognition der Badw sn.nnter- 
ziehen und die geeignete Bemednr erwirleen, falle die- Hl 
Dfinische Regiertn^, irie wir noch immer aufrichtig nttd ange«* 
legentlioh wünschen, nicht selbst die Initiative ergreift, um die 
Verfasenngsverliältnisse der Herzogthteer Heistein und Lauen- 
bnrg im Innern und in ihren Beziehmigen snm Deutschen Bunde 
go zu orestalten , dass den gerechten Anspnichen der Herzog- 
thümer wie des Bundes Genüge ^eleiftet und diese VerlUütnisBe 
vor jedem begründeten Einwände sicher gestellt werden. 

Zu diesem erwünschten Ziele könnte wohl noch jetzt — 
wir hoffen es, gleich dem K. Oestreichischen Cabinet, welches 
unsere Ansichten und Auflassungen in dieser Angelegenheit voll- 
kommen theilt — in einer Verständigung mit den Ständen der 
Herzogthümer Holstein und Liauenburg ein geeigneter Weg ge- 
funden werden. 

Im Falle das K. Dänische Cabinet sich geneigt findet, hie- 
rauf einzugehen, wird dasselbe ohne Zweifel auch mit uns aner- 
kennen, wie dringend nothwendig es sei, diesen Weg der Ver- 
BtSndigung sobald als möglich in betreten und den Stünden 
dnreh deren schlennige Zneammenbemfung Gelegenheit zu geben, 
eich äber die gegebene -Verfoeeung zn Snse^ • ' 

Mit Yoller (Mfebkeitt wie etr die t*flieht gegen den Deatsdien 
Bund nnd Ae liesondere Stellung, die wir in Qtoieineeheft nit 
Oeetreioh frtther als VertreC«r des Bundee einnabnen, und Hiebt 
minder 'Untere freondaehaftttdie Gerinnung gegeb die K. DSbA^ 
sehe Regierung uns gebieten, haben wir untere Uebeneugvbf 
in dieser Angelegenheit ausgesprochen; gern ^ben wir Utas • det 
Hoffnung hin, das K. Dänische Cabinet wetde, unserem freud^ 
sebelllichen Käthe ütid der Gesinnung, aus welcher er hervor- 
geht, Anerkennung zollend, die angedeuteten Schritte thnui 
damit bei dem bevorstehenden Wiederzusammentreten der Bun- 
deereraammlung der ge&eete EntsehkieB deteelben, ta Jenem 
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2Stale in gekBgMi, aovia 4er iilim diigeadiUgtne Weg, 
allen Bundesgliedern mit Klarheit dbcI Bestimmtheit als ent- 
sprechend erkannt wetdtti kömM. ' Hierdurch allein würde der 
DoQtaehe Bund der «ungenehniMi Kotbwendigkeit überhob«» 
werden , in Erwägung zu nehmen , was sein Recht Und BCiM 
Pflicht unter den obwaltenden Umständen erheischen. 

In (]oni (liesFeiti^en , der K. Dänischen Regierung im Jiiiii 
d. J. mitgetheilten Promemoria war zugleich die noch immer 
unerledigt gebliebene An<relegenheit der Regulirung der Hol- 
steinischen Grenze angeregt, worden. Dieser Punkt findet üieh 
in der Antwort der K. Dänischen Regierung nicht berührt. Bei 
der mündlichen Erwähnung dieses Umstandes hat Herr v. Bülow 
flieh auf die Aeusaerung beschränkt, da.ss seine Regierung bereit 
aei, auf die Erörterung einzugehen, ohn<^ jedoch hier^ eine wei"^ 
tere Mittheilung zu knüpfen. • • 

- ' 'Sw. Hochgeboren ersuche ich ergebenst, dem K» Däiiißeheii 
Hton Mteiatar to «iBvrXrtigtii Angelegentie^ii v^n ifwM^" 
den iklaise gefilHgst Ifittbeilmig ^ca mMtai wii a&cb 
taaaelbeii'eiiie baldige Aeiusenmg «Dwohl ia Baaleliimg auf 
Ae VerfiiMingsangeltgfBk«tt| ab bbüiditUdl dl» «bt« erwühiH 
tan OegtastaBdesi wekhev mit IfllEteren in «fthovi Htuaiw . 
myRhaage ätelit «ftd d«08lialb an^ n^aickaeitig ailt dteseii t<hi 
der Deataohen Bundcsmaamsilatg wiedttrr aafinmeliipeii iINiIii 
würde, ni dtbitteiL 

(Oas.) MmiM4f^ 



. . 9x}i^\ d^s ^. Oestreichischen Kioist^rs der anaw^^on 
ABgelegenheiteii, Grafen Baal, 
' ' 01 M % <irfd|iflatrft9f r ^h%tx in ^o^a^fdij 
ct. d. IMei< ben ^tiArr 1856. 

Durch unseren Erlass vom 1. d. kennen Ew. bereits die 
Mittheilungen, die der K. dänische Jimidestagsgesandte Herr 
TOü Bülow nach Wien Uberbracht hat, sowie die Art und Weiae, 
Wie wir un». ütier deren Inbalt varläuiig gegen Herrn von Bülow 
aaege^prQchim .liaben. Blae aälier> aingeh«»d<e BüekÄus^^ruQg 
haften wir UM bla Qaeh etattgehalilaa» Einyeineboaen mit dflii 
pr^uaaiaahan Bofi» YorHi^lMdtan. DI« »MliColgend«Ei BeaHieF^ 
^^eB njomneiir nnaere Analolit: dirlegen , in n^Mm 

^ ^JiMs ^ 4aii«nlgen da» BarUnar OalAnets it laien vfeMt«- 

fW^^ begegnet Bind. . . » 

XjgiPBt Alpdrücken ¥oUer Anerkennung d(ir CMnnnng, m 
^^}^er Vaiwendiaig in den Vvfim«lg8mgfill«m1it^ 
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i«r Hevsogthtüliar iMÜtorgegatigen ist, hAt Üfc Regierung Bt. MäJ. 

Kaulgn von DKn^masrk In den 6<ihrift8tllckMi, ^te Häfr l^oMf 
Bttk>w mi8 mi^e^eltt liM, flfcli flfe Anf^aK« getteUt^ mit i^ 
lern Üngrand« det gegeii ihre M a88reg<e]ii erhobMieii Binwett^ 
AiiBgoA n 4bei^€iii^fMi. Aticii iimIi d€sr tnibellittgMfllQii tuid wff^ 
MtigsMtti PHMIiiig ihtw AtMflflmmgtti ivfr iHhs llidtilsMi 

m vnMreifi Mauern ansMr fitande, den Mbg, weldien die K; . 
Re^OTimg M E&iMnniir ded am 2 Octdber 1856 verkündigtet 
Verfassirngsgesetzes R!r die dSnieche Monarchie efngehalten hat, 
als übereinstimmend mit den am Sehluf^sR des Jahres 1851 
zwißdien den Höfen rofn Wien nnd Berlin als Vollraachttrftgenk 
des deutschen Bundes einerseits und dem Kopenhagner Hofe afir 
dererseits getroffenen Vereinbarim^en anzuerkennen. 

Das K. dänische ('?ibinet beruft sich auf den Umstand, dass 
die vom deutschen Bunde gebilligte K. Proolamation vom 
28. Januar 1852 eine ausdrückliche Zusage, die Stande der ein- 
selnen Landestheile über die Gesammtverfassung der Monarchie 
befragen Bu wollen, nicht enthalte. Es übergeht aber mit Still- 
schweigen die dieser Proclamation vorausgegangenen Verhandlun- 
gen, in welchen Oestreich nnd Preußsen im Namen des deutschen 
Bundes die nnaweideutigste Zusichenmg empfingen , dass die K. 
dänische Regierung die Stände der Herzogthlimer über die Ver* 
fimnng de« QeMmmitstaates zü Rathe siehen We^ei ThßtaMi 
MiHi^pM beobaeittet m teiildilffifAi der luichgefolgtei^ YeMnl-' 
linig am Bwid^, welche ^Inclifidle ^NdlkpmmtM aaiM' ' 
ite&> daie naeh dein ' rm OeetimAh nnd Pmnftsen dem 'BiMflfM 
empfohleaeB nnd ton diesem gut gidMieeenell Abkommen dei^ 
An M der Wiener* 'SeUnmele tolle Anwendung attf 4St» itMüf 
in*e Leben gerufenen P»ovämiahreifkeBungen AolatHinB Und Lemett^ 
bargs inden ebfle. Dieee Verfcsenngen könnten, diesetii allgemeinen 
Qffundealta der Bnndoevertrsge zufolge, nicht anfdem ele aof tttt^ 
iMMungsmäAsigem Wege abgeändert, sie konnten, zufolge elnäi' 
•Mdrticklich von Dänemark gegen die deutschen Mächte eingei 
gangenen Yerpflicbtong, nicht anders ids durch Befragung der 
Provinzialstünde m den neueii politischen Organismus der Monar- 
chie eingefügt werden. Da über diese formellen Bod!Ti«?nngen bei 
Erlassung des Verfassungsgesetzes vom 2. October 1850 hinweg- 
gegangen worden ist, so wird auf dem Standpunkte des deutscheu 
Bundes um so weniger die Frage ohne Weiteres bejHht werden 
können, ob dieses Gesetz materiell dem Geiste der Vereinbarungen 
vorn Dezember 1851 und besonders der Zusicherung, dass durch 
die Gesammtverfassung der Monarchie keinem einzelnen Landes- 
theile im Verhältniss zu den andern eine untergeordnete Stellung 
angewiesen werden solle, in allen seinen Bestimmungen vollkom- 
men entspreche« ' • • 

- Wat ferner die Domänenangelegenheit beCritfl, li^lehe' Wsk 
einen «m^elnen i WeangWidi »cion an eidi etlieMietai TMI düf 
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■efawebenden Frage bildet, so hat die K. dänische Begierung««« 

fwar für einen Irrthum erklärt, dass die Verftignqg der Domänen 
ijmter der Herrschaft der älteren Staatseinrichtai^n als eine An- 
gelegwlieit 4er einzelnen Landestheile behandelt worden sei. Wir 
müssen uns jedoch erlauben, darauf aufmerksam zu machen, daRS 
sie hierdurch den betreffenden Bemerkungen der deutschen Höfe 
die Basis nicht entzogen hat, da diese Bemerkungen, wenn nicht 
in den früheren Verwaltungszuständen der Monarchie, doch jeden- 
falls in dem mehrgedachten Abkommen von 1861 und der K. 
Proclamation vom 28. Januar 1852 ihren Grund finden, nach 
welcher in der künftigen Verfassung des Gesammtstaates die Do- 
mänensachen m den Wirkungskreis der Ministerien der einzelnen 
Landestheile eingezogen werden sollten. War es zur Zeit der 
früheren provinzialständischen Verfassungen der Monarchie der 
Landesherr allein, welcher in den ihm beliebigen Formen übet 
das Erpngut in allen seinem Scepter unterworfenen LandieD sa ver- 
Oigea batte, so kwntm die Untacthaiieii in dam Yevtmieft und 
te EhrerHetiing, welehe der Wille der angestammten Ftnte 
eiaflVsste, epie Beruhigung Schopfes^ wie sie; den Angehörige der 
Pierzogthümer woU mcbt in ^eidiem jGhiade. dureh jde parknunb» 
^tischen Befugnisse einer Versammlung gewährt werden kann» in 
weleher die Vertretsr der andem Landeo&eile das Hehrheit bildsik 
Das Kais. Kabinet wir baben diesA .bereitB ausgesprochen — 
ist weit entfernt, die grossen Schwierigkeiten zn vukennen» unter 
deren Einfluss die K. dänische Regierung den Ausplttchen deif 
BeicbstugS' des eigentlichen Königreichs Dänemark gegenüber in 
dieser ^«rwickelten Angelegenheit gehandelt > bat Aber wir wh 
mdgen keinem Zweifel daran Raum zu pUmtk-f dass der Hof Ton 
Kopenhagen ungeachtet dieser Schwierigkeiten Verpflichtungen 
völkerrechtlicher Art Genüge zu leisten wissen wird und dass er 
den aufrichtigsten Wunsch hegt, den ncubegriindctcn Verfassimgs- 
zustand der Monarchie auch in seinen Beziehungen zum deutschen 
Bunde vor jedem gerechten Einwände sicher zu stellen. Bereits 
hat er uns seines ernsten Bestrebens versichert, den entstandenen 
Besorgnissen nach Möglichkeit zu begegnen. Die Depesche des 
Herrn Ministers von Scheele beruft sich in dieser Hinsicht auf 
das K, Patent vom 23. Juni d. J., wonach in Zukunft keine neuen 
Bestimmungen darüber, welche iVngelegenheiten als gemeinschaft- 
liche der Monarchie und welche als besondere der einzelnen Lan- 
destheile .SU bebandeln seien , ohne Einwilligung der bejreiFendfln 
StSndeyersammlnngen eriassen werden sollen, uad sie erklärt, was 
den Punkt wegen der DomKnen. betrüt, dass die E. Regierung 
besbsiebtigey dem nftefasten Reiebstags einen G^seteentwurf vat» 
legeOf nach .welebem es bfinftig inj dieser KBiperkraft nr Genehm 
nugung von DomXnenTeräusserungen dner Mehibeit von swei 
DiSfcfeeln • der Stimmen bedMm sdL Wird aber das UMbrch 
Cfoboteni^ «neb wenn ee der ßaehe naeh ^ neOlanpimen ^Mgiod 
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aoBimelimflii wiro, eine grttndlialie' Heilang des fimnelleii, an der 
gegenwärtigen GasanuntfcifiM^g ^/linftento M«d|^ «neteen 
kSnnen? Wir mlUsen . ee bezweifeln und unsrc Erwägungen kön> 
nen uns daher nur zu dem Ergebniss föhren,. dass die Verhand- 
Inng mit den ProvinziaUtänden der Herzogthümer über die ge- 
meinschaftliche VerfafisuDg der Monarchie noch jetzt das sicherste 
Mittel sein würdfl!» eineii festen AbschluM des Baues dieser Ver- 
fassung auf den gegebenen und «Uaeitig «nerkannten OrundlageA 
herbeizuführen. 

Auf diesem Wege .sollte, wie es uns scheint, das Ziel einer 
befriedigenden Lösung der vorliandenen Verwicklung kaum ver-'' 
fehlt werden können, da einerseits» die K. Regierung die Geneigt- 
heit zu einzelnen Modificationon des Verfa^^sungsgesetzes von 1865 
zu erkennen giebt, und andererseits die Mitglieder der Opposition 
im Reichsrathe der Monarchie laut erkärt haben, sich mit der 
Regierung auf demselben Boden des durch die K. Proclamation 
vom Januar 1852 verkündigten Programms der Gesammtverfassung 
sa befinden und nur die nach allen Seiten hin gleich gerechte 
Angftlirnng diesem Programms anzustreben. £s folgt aber endlieb 
ans nnaem obigen Bemeikungen, dass in dem Fal^ vtmm der. 
Kopenhagener Hof in der gegenwltrtigen Lage der Dinge -es 'deeae»- 
«qgeaebtet tiiebt mebr tbonUeb i^nde, das aod>en» beaeiobiete 
YeifiJirea aus eigener Initiative eianuKhbigen^ wir die HSle Ten 
Wien und Berlin,, die ifir den di^utsehen Bund da» >AbkctnMaeoft» 
dessen Aa0fäbruiic. m Frage stebt» unterbanden babeni für berute 
eraebten müssten, ^sr Bundesversammlung zur Wahrung des Stand- 
punktes Anlass zu geben, den sie in dieser AngilegSnlieit nadi- 
Uassgabe der Bundesgesetse und der Zusichernsgen der K. dimh 
aoben Regierung einnimmt Ehe wir sebliesscn, glauben. wir ^ 
fline < desafiRUsige Bemerkung des K. preu$sischen Uofs uns an- 
eignend noch des Umstandes Erwähnung thjon m sollen, dass 
das Geschäft der Regulirung der holsteinischen Grenze seither noch 
unerledigt gebheben ist, und dass auch dieser Gegenstand, als 
mit der Verfassungsfrage im Zusammenhange stehend, uns geeig- 
net zu sein scheint, zwischen, den. Interessenten alsbald wieder 
aufgenommen zu werden. 

Ew. wollen dem K. dänischen Herrn Minister der auswär- 
tigen Angelegenheiten von vorstehendem Erlasse gefällige Mitthei- 
lung machen und Se. £xc um eine^baidige gefaUige Rückäusse- 
fung ersuchen. t . •. . 

(Gez.) BuoL 
... . \ 



'' . ' ■ • 
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Ufo. IKL 

IffltM te.K. MiMmi ItaMtn 4m iiiwlrli|;«i 

AngelegeiMtoB, T. Ickeele, 

HR Um ^. <SrfanMrn in lUtni, (!r)rafnt oon ^üU-^cdt|(, 
d. (1. Xioprnt)a0(n, brn 23. «i^tiiruar 1857. 

Herr Grafl Kw. Excellonz we!?x, dass der Minister de« 
Auswärtigen von 8r. K. K. Apostolischen Majestät in oinor am 
26. Oktober v. J an den Oestreichi.^clipn Geschäftsträger in 
Kopenhagen gerichteten Depesche auf die staatsrechtlichen Ver- 
bindungen des Herzogthums Lanenburg zurückgekommen ist. 
Angesichts der Ansichten, zu deren Ausdruck sich damals Herr 
Graf Buol gemacht hat, hat die Regierung des Königs sich ver- 
pflichtet gefühlt, die fraglichen Verbindungen, und namentlich 
Bemerkungen und Entwürfe, welche benannte Depesche enthält, 
zum Gegenstände einer neuen gewissenhaften Untersuchung ku 
machen. Das Krgebniss ist in der beigeschlossenen Denkschrift 
Vit awei Anhängen enthalten, deren Audaibeitung nöthig schien, 
#til die Erdflkiiingen der Preussischen Keglenmg vom Mona! 
Jolii IdM weienüleh von denen abwichen, welthe tod der Bäak^ 
lialm Regiening später gemaeht worden , und iKwar in so ftuu, 
tHa mtok damals hanptsächHeh über die beeinidere Hobteinfaelie 
Verfassiittg Tom 11. Juni 18A4 Teiiiandette » wührend neuer* 
ding» besolidefs die gemeinBchaftliche Veffassmig rüia S. Okfeo^ 
bei 1856' w Sprache gebmcbt wafd. JemcHtr die Regierung 
des KSnigs in der Terhandlniig über diese Angelegenheit den^ 
selben Gesichtspittkt wie die Cabinette von Oestreleb und Preus'^ 
ses festhalten konnte, wie die Verhandlungen während der 
Jahre 1851 und 1852 ewischen dem Kepenhagener Hofe und 
denen ron Wien und Berlin beweisen, um so mehr gibt sie , 
sich der Hoffnung hin, dass das Oabinet Sr. K. K. Apostolischen 
Majestüt, wenn o,^ die streitigen Fragen einer wiederholten Prü- 
ftmg unterzieht, darin denselben Geist bethätigen wird, der seine 
Politik in jener Epoche geleitet hat. Bei dieser Annahme glaubt 
die Regierung des Königs sich der Ueberzeugung nicht ent- 
schlagen zu dürfen, dass man zuletzt zu einer Ausgleichung der 
Zerwürfnisse gelangen werde, die leider in Bezug auf die in 
Rede stehende wichtige Angelegenheit noch bestehen. — Die 
Regierung des Königs ist der Ansicht, dass alle Ausstellungen, 
die in Betreff dessen, was die Herzogthümer Holstein und Lauen- 
burg anbetrifft, gegen den Gang der constitutionellen Entwicke- 
Inng der Dänischen Monarchie und namentlich gegen den Er- 
lass der gemeinsamen Verfassung vom 2. Oktober 1855 erhoben 
werden, eine nach der anderen in der beiliegenden Denkschrift 
frewissenhaft erwogen .und widerlegt worden sind. £s Ist darin 
nachgewiesen, wie die Reglemng stets anerkannt hat, dass es 
sich Ton selbst rerstehe, dass die Holstdnlsohe Proviniial-Ver* 
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tooBg, die toeb KjM^gUchM Pttfent von 98. Janair Iflit 
wMar in - lEni(fc geietit wordok, ■ioht snders, ab auf verfafl^ 
mgswUeBigm Wege mändtrt wetdoi kSniiey das b«ia8t, nae^ . 
dem nm doa GutMhten der beraubenden Pronrinzial-Stände be- 
legten Henogfliiims eiikgeholt habe. Aber et wird darin nicbt 
iiind«r gezeigt, daee die eeit 18&2 in der ProTiniiat*yerlM8nng 
dee HerzogthttOM fldatein Tergenemmenen Yeründenrngen 
genau auf diesem verfassungimiaeigem Wege bewirkt wurden. 
Und da wan in dieser Beziehung eingeworfen hat, die genann«^ 
ten Provinzial - Stände Beien über d«e Inhalt der gemehii^chaft'- 
lichen Verfassung nicht zu Rathe gezogen worden, ho ist nach- 
gewiesen worden , dasa ein solcher Anspruch niclit zu iieoht 
begründet war und daas in diesiT Bezicliung nie etwas Anderes 
versprochen wurde, nichts weiter, als genau die Vollziehung der 
in Kraft stehenden Gesetze. Erst nachdem auf verfassungsmäs- 
sigem Wege die Conipetenz der Holsteinischen Provinzial-Stände 
auf solche Art begrenzt worden, dass dieselben keine Angelegen- 
heit mehr in ihren Bereich ziehen konnten, welche fortan zum 
Wirkungskreise des für die Behandlung der gemeinschaftlichen 
Angelegeuhelten zu sehatfenden Organes gehören sollte, erst 
aadldem, sage ich, der Grund und Boden für die Errichtung 
der gemeineenieii Verfassung so geebnet war, dass er die Vei^ 
kibidiguug mtiglicb • machte, olme mit der neoen PMTtnslaH 
Veifiieswig Tim Bnleleln in Widenprueb n geratbMi, etileae 
Se. IMePtüt der König die gemeineebaftBebe • VeÜbasung vom 
8«. Juli 1^ ^ Das se eingdudtene VerUien binilehtHeb 
der. VorbeMäluQg der gemeinaeliaftlieben VeefluMang war sei« 
fffaumer Zctit offindnmäg flr* Jeden,: der iden Gang der^Erelg* 
nißse in. der DIniecben Ifonarebie beobacbtete^ Lange berev 
So Majestät der Kfinig den Beschl^ss gefiiset batte, die gemein«* 
icMlbUebe Verfaaenng vom 26. Juli 1854 zn oetroyiren, war es 
eine ausgemachte Sache, dass die Regierung des Königs die 
Absicht hegte, diese Verfassung weder; dem Qutacliten noch der 
Abstimmung der Provinzial - Vertretungen zn unterwerfen, Fon- 
dern, dass sie im Gegentheile bloss bezweckte, mit diesen wegen 
der Special - Verfassungen Unterhandlungen zu versuclien, um 
auf diesem Wege die nütliige Freiheit der Handlung zur 
Octroyirung der gemeinschaftlichen Verfassung zu erlangen. So 
ward diese Octroyirung denn durch Ordonnanz vom 26. Juli 
1854 ausgeführt, ohne dass sie in Betreff des Ilerzogthums Hol- 
stcui oder des Herzogthums Lauenburg den geringsten Einwurf 
von leiten der Cabinette von Wien und Berlin erfuhr, obwohl 
diese gewisa nicht ermangelt haben würden, bei der Regierung- 
4es Königs Aufschiuööe zu verlangen, wenn dieselbe jemals diei 
Zoeieh^r^ng ertbeUt gehabt hätte, auf andere Weise an v«r* 
^en.. Naebdem die Ordonnanz vom 2a Juli 1864 einmal 
«rtoeMA .VOrdMi, bat dieaelbe adtdcn ab Baeie bei der gtawB 
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weiteren Entwickelung d«r Verfassnngi^yerlilllalMie gedioit In 
der That bat der durch dieselbe geeebalKene Beldinralli eelb«! 
tee ireeentlidie Erweitenmg seiner (Dompeteni ▼edangt, und 
jedeniUls bat man in der neuen £inriehtiing nicbt aadiors, ale 
anf dem von obiger Ordonnams YorgeEeiebneten Wege, Veillfr- 
dernngtn Tomelunen kennen, das Msst, nnr erst nachdem die 
ZostiMmnng des Beichsratfaes eriangt woiden, eine Zustbnmnng» 
die übrigens späterhin fiut mit Etautiramigkeit ertheilt wurde. 
In Betreff dieser VeriiXltniBse mttsste die Regierang ihre innigste 
Uebersengung über das, was gerecht ist, Tcrleugnen, wenn sie 
die gemeinschaftliche Verfassniig der Monarchie den Verhand- 
lungen der Provinaial- Vertretungen yon Holstein und Lauen- 
burg unterwerfen wollte, und eben so — was alsdann unerläss- 
lich wäre — denjeni<ren der anderen Theile des Staates. Eine 
solche Verfahrungaweise hätte in der Zeit gewählt werden 
können, wo man sich einzig und allein mit der Frage zu be- 
schäftigen hatte, ob dieses Verfahren mit den gesetzlichen For- 
men verträglich sei; sie wurde aber nicht gewählt, damit in 
Bezug der Feststellung des Inhaltes der gemeinschaftlichen Ver- 
fassung die Regierung des Königs die Freiheit des Handelns er- 
langen könnte, die ihr gefehlt haben würde, wenn über jede 
einzelne Jie.stimmung der Verfassung durch den Reichstag ver- 
liandelt und abgeätimmt worden wäre. Aber es ist auch nicht 
zu übersehen, dass es nur dadurch möglich wnrde, das Ifr Frage 
stehende Yerlüiren nicht dnsnseUagen, dsss der Reichstag stt" 
Isti^ den Beschhiss Ihsste, sich in dieser Besiehnng s^nes nor 
hestreitharen Rechtes m eotifassem. Uebrigens kann die Re-* 
gierang des Königs durchaus nicht- begreite, wiejelit, nachdem 
unsere Verfassungs-Verhiltnisse deinitir geordnet sind, eine 
solche Verfiihnmgsweise noch tai Ansftlirung gebracht werdeii 
könnte, ohne die Antorititt des KSnigs an enchüttem, ohne die 
Grundlagen des Staatsrechtes zu unterwttUSn und ohne Zwie- 
tracht und Verwirrung hi alle Verhältnisse zu bringen. £ben 
so wenig ist zu ermessen, wie diese Verfahrungsweise irgend 
welches practische Interesse bieten könnte; denn in dem Reichs- 
rathe selbst sind sämmtliche Mitglieder vollkommen im Stande, 
ihre Wünsche in Betreff von vorzunehmenden Veränderungen 
in der gemeinschaftlichen Verfassung geltend zu machen. 

Was bisher mehr spccicU in Bezug auf das Herzogthum 
Holstein gesagt wurde, findet im Wesentlichen auch auf das 
Herzogthiira Lauenburg Anwendung. In Betreff dieser beiden Theile 
des Staates kann man noch die allgemeine Bemerkung machen, 
dass die Wünsche imd Petitionen bezüglich der Privat-Angelegen- 
heiten eines jeden von ihnen, welche die betreffenden Staaten an 
den König gelangen zu lassen wünschen möchten, stets Sr. Maje- 
stät auf coiistitutioncllem Wege werden unterbreitet werden können. 
Was femer namontlieh die Provinzial-Verfassung ¥oa Holstein an* 



L/iyiiized by Google 



— 98 — 

geht, so wird die Regierung des Kiinigs, indem sie von Neuem 
die Revinion derselben vorschlägt, was sie thun wird, sobald ihr 
der günstige Zeitpunkt gekommen erscheint, recht wohl mit den 
Provinzial - Ständen über eine ausdrückliche und bestimmte Fest- 
stellung der besonderen Angelegenheiten des Herzogthums ver- 
handeln können. Die Regierung des Königs ist überzeugt, dass 
eine derartige erneuerte Erörterung sich nicht fruchtlos erweisen 
wird, wenn es dem Hofe von Kopenhagen gelingt, sich im AU- 
gemeinon mit jenem von Wien und von Berlin Uber die bezüg- 
licli des Inhalta der gemeuisamen Verfassung bestelieiide Meinanga* 
Venohiddenlieit ma ▼mtändigen. In diMer YorwuMteiing kami 
4ie Regierung dM Kddg» eben so wenig. besweifels» «dsss es ihx 
hm gelingen werde, * & Bedenken ta beseitigen, die msa noob 
besllgüeb der Frage der in den Ebirzogthamefn Holstein und 
Lauenborg gelegenen DomSnen hegen könnte, in dieser gansen 
Angebgeaheit ist die B^emng des -Kttnigs sieh bewnsst, keinen 
Sduitt geihan m haben, wosn sie sich nicht als befugt und sogar, 
im allgemeinen Interesse, ab ^rerpflichtet erachtete. Um die Wahr* 
heit dieser Behauptung darzuthun, glaubt sie noT auf die in ihrer 
früheren Denkschrift enthaltenen Erlänternng^m, so wie auf die neue 
Auseinandersetzung der Rechtsfrage verweisen zu dürfen, welche 
im Anhange II. der hier beigefügten Denkschrift enthalten ist. 
Die Regierung des Königs hat überdies bewiesen, wie geneigt sie 
war, Massregeln vorzuschlagen, die nach ihrer Ansicht geeignet 
waren, jedes Bedenken in Betreff der Bestimmungen der gemein* 
Samen Verfassung bezüglich des zur Bewerkstelligung des Ver- 
kaufs einer Domäne zu befolgenden Verfahrens verschwinden zu 
machen. Auch in Zukunfl wird sie in dieser Gesinnung verbleiben, 
wenn sie zu der Ueberzeugung gelangt, dass ein derartiger Vor- 
schlag eine seiner Absicht entsprechende Würdigung findet; und 
geneigt, wie sie es ist, sogar solchen Bedenken, die ihr nicht be- 
gründet erscheinen, Reclmuug zu tragen, wird die Regierung des 
Kiinigs willig, so viel es in ihrer Macht steht, zu jedem andereh 
Arrangement beitragen, das, namentiioh in Bezog auf die EinkflnAe 
der Holsteniisehen DomXnen, mehr geeignet ersäieinen »Sehte, ztf 
dem gewtbischten Ziele zu fthren. Mm wird jedoeh notbwendig 
nns darin beififliditiKn müssen, dass die Begienmg des Königs si^ 
n der UnmSgUchkeil befindet, Ui dieser Besiehung einen Weg ein* 
sosddagen, der entweder mit der wahrhaften tosditiondlen Yer- 
eimgnng «wischen DXneoiarfc imd den Herzogthtlmem Holstdn und 
Lanenboig, oder mit der Verfassung im Widerspniehe schiwttrde, 
die gegenwärtig in voller Kraft ist und der sogar der nltchste 
Brbe des Thrones den Eid geleistet hat. 

Ich habe noch einige Worte über die Feststellung der Grense 
beizufügen, deiien in den Depeschen der Cabinete von Wien und 
Berlin Erwähnung geschieht. Wie Ew. Excellenz weiss, bestimmte 
dtt Art 6 des Friedens- YeitBages vom 2. Juli 1850, dass Se, 
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Majesft?it der König einerseits und der Deutsche Bund andercrseitg 
binnen ^ech^ Monaten nach dem Abschhisso des Friedens Commissare 
ernennen sollton zur Feststellung der Grenze zwischen jerten 
Staaten des Königs, die einen Theil des Deutschen Bundes bilden, 
und jenen, die ausserhalb des Bundesgebietes gelegen sind. Von 
der einen Seite war der Gegenstand der auf diese Weise zu Un- 
ternehmenden Arbeiten von sehr geringer Bedeutung, und von der 
anderen schien die Entscheidung der zu lösenden Fragen der Re- 
gierung des Königs so einfaeh und so Eweifelürei, dais fie nicht 
bloss I 'ädr eingegangenem Yerpfficbtung gemäss, diA CdaamaaM 
emannt» Mmdeni sifli sogar ennkchtigk kut, tla gofoitigiSB Uebertiii- 
kommen , abzascUiMeeft. die hofflte, dadnroli' einen -Beit^ ihre« 
guten Wttteu za geben tmd eobeid alt uttgUofc eben CtegönirtMiA 
M beeeitigeii, der ebnig deeshalb Bedentoi^ eiiangt halte ^ weil 
MMnner in Parteien sieh desselben in vielni Formen als «AneA 
Aufreguil^ismittela bedient hatten. WÜhrend klun äet OesterrolellMbe 
Comraissar sich aaeser Stande sah, eine geschriebene Instructioil 
voEzttWeiien^ beatittiinte diejenige, womti der Prenssische Oommisear 
versehen war, dass die Sache fOCgfillti|t ftadirt w^den müsse, 
und daes alle Actenstäeke und sonstigen vorhandenen Materialien^ 
die zur Lösung der angeregten Frage dienen würden, vorzulegen 
und sorgfiiltig tm prüfen seien, indem sie davon ausging, dass man 
die wahre liistorisehe Grenze zwischen den zwei Herzogthümern 
Schleswig und liolstein neu festsetzen müsse. Keinerlei Einwen- 
dung konnte vernünftigerweise gegen eine Instruction von solchem 
Belange gemacht werden, aber es wurde bald ersiclitlich, dass 
man sich über ihre Tendenz gänzlich irrte. Man hat, wie es scheint, 
nicht erkannt, dass gerade dasjenige historisch ist, was im Laufe 
des letzten Jahrhunderts festgestellt ward, und man hat sich in 
einer wissenschaftlichen Untersuchung einer sehr entfernten und 
sogar theilweise ante - historischen Vergangenheit verloren , und 
wahrseheitiklt mnss dem. ftlr Hdstesi dbgeiilrdneten Mitgliede die 
Weildung beigemessdn wwdeH^ wekhe die Saiolie auf dlaae MUm» 
gendauMn hat Die Acftenetlloke leigen, iHe die Cmim&HnfBt vmA 
sahMete nad uafindidMuren BrSrterongen , die ' eioh taiehf nnd 
mehv vmn' ^bwtfike ihrer llission eAtbmleB» dndlieh ihnr Thätig- 
fcest fin Bnde* maoheit mnaste. Die Begiirang ist ateta bereif ^ 
•ao . antfil-bEoehenan Arbeiten iirieder m b^anen , nni 'Wn. den 
Wunsche besedt, ao bidd als möglieh ein praetiaehes SkgiBbaiBa 
au erreiehen, . nuua sie ea ülr durchaus aBgemes5»en erachten, von 
jJlen Seiten tteoe Gommissare zu ernennen. Fiia ihren Theil wird 
die Regierung des Königs nicht .sÜj^eni, dieses sofort zu thun, 
sobald ihr die Veranlassung dazu gegeben sein wird. Ich bitte 
Ew. Excellenz, gefälligst eine von der hier beigefügten Denkschrift 
begleitete Abschrift dieser Note dem Minister der auswärtigen 
Ai^elcgenheiten Sr. K. K. Apostel. Majestät zuzustellen, und zu 
fleiehar Zeit äe. £kcdlena ciHanUdfln, unsere £riäuteruDge& uad 
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BamtdaugOB aacbmaU zum Gegenstande einer gründlichen Prüfung 
SU machen, wie ^la der Wichtigkeit der Frage e&tapricht| auf di* 
Me Bezug haben. 

Genehmigen Sie &c v, Sckeek» 



■rliii dis L ilteischei Üiisterg der ansvlrtigen 
Ang^tegeoMten, Tön Scäeole, 

d. d* ^friil)a0cit| 23. «fFtbraar 1857. 

Nadi dem DafUiludten der Königl. Dämsefaea Bogienisg hatai 
4ie einzetoen ErumerungeAi wekiie, wag de» HenogSitim Hotsteifa 
and da» Hemi^am Laoenbiizg betrifft, mit Böckaklit auf daä 
Gang des Yer&mngBwedkB der DSniadien Monarchie lind nam&a^ 
Uek anf den Bilaae der OeeammtstaatamÜBUMimg vom 2* Ottober 
1855 gemacht worden sind» in der angeschloesenen Denkschrift 
eine gewissenhafte Prüfung und Widorl^fQBg gefunden. Es idt 
in selbiger dargethan, wie die Begiernng es immer als ein Selbst* 
verständniss anerkannt hat, d&ss die durch die Köntglichi Be^ 
kanntmachuiig vom 28« Januar 1852 aufs neue in*B Leben ge« 
rufenc holsteinische Pro vinzial Verfassung nur auf verfassungsaliar 
gigem Wege, d. h. nach eingozogenem Bedenken der berathenden 
Pravinzialstände des Herzogthums, verändert werden könne. Zu- 
gleich aber ist es dargethan, wie die mit der Provinzialverfassung 
des Herzogthums Holstein seit 1852 vorgegangene Veränderung 
gerade auf diesem verfassungsmässigen Wege bewerkstelligt worden 
ist; und es ist dabei mit Beziehung auf den hiegegen erhobenen 
Einwand, es seien die genannten Provinzialstände über den Inhalt 
der Gesammtstaatsvcrfassung nicht zu Ratlie gezogen, gezeigt, wie ein 
Anspruch hierauf auch keine rechtliche Begründung in den Ge- 
Betzen finde» und wie in dieser Beziehung eben so wenig ein Ad- 
deree und II ebrerei, als eben die B^gung der Geaetze zugesagt; 
Warden sei. Erst n^chdam der Wukungskrma dar 1859 vkdair 
in*a - Leben geriiferilen £toleteiniaciien Prwinziidetande- auf vetfa^h 
•tupigarnKss^em Wege dergestalt bsgrenat worden war, dase kfiiif^ 
künftighin als gemeinachaftUdiL zu behandelnde Angelegenb«!} 4a 
deren Befngniae geboren konnte , erst als der Gniad «nr. Brriehr 
tnqg de» geyneinschailUchen YerfiianinflBgebltiideg dengepitalt gfkkmelt 
worden war» dass die Geaammtataatsverfassung erlassen w^dea 
konnte», ohne mit der neogieetalteten Holsteini sehen Provinzialvei^ 
iassung in Widersjkruch zu gerathen, erst hierauf erliess Se. Mf^ 
jeatät der König die Gesanuntstaats Verfassung vom 2G<.Jali 1854 

Daa auf dieao W^e. «» Yio^bereitui^: de«? GfnammtetMtgbr 
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Verfassung eingeschlagene Verfahren lag schon lange jedem den 
Grang der Verhältnisse in der Dänischen Monarchie Beobachtenden 
offen vor Augen. Lange vor dem von Sr. Majestät dem Könige 
gefassten Beschlüsse, die Gesammtstaatsverfassung vom 26. Juli 
1854 zu octroyiren, war es kundbar, dass die Kegierung Sr. Ma- 
jestät nicht gesonnen war, den Vertretungen der einzelnen Landes- 
theile die Gesammtstaatsverfassung zur Berathung oder Beschluss- 
nahme vonEulegen, sondern nAt denselben nur Über die Spezial- 
verfassongea lu vedundela, und auf dl«HlDi.Wege für Oer 
troyirung der GesammtstaatoverfaMUQg einen offenen Boden xu 
bereiten. Und es war sehr weit entfernt, dass das KönigL Preas- 
siscfae oder das K. K. Oesteneiehisclie Knbinet mit Rtteki&dit «nf 
das Henogthum Holstein oder das Hei:iii|;li)nni Lanenburg gegen 
die unterm 26. JuU 1854 stattgefundene Octroyirung ein«r 
sammtstaatsverfassang iigend eine Einrede erhoben hätte, obgleich 
die Königliche B^iemng doch ohne Zweifel um irgend eine Au^ 
kiirung wäre ersucht worden, wenn sie jemals eine Zusage ge- 
geben hätte, ein anderes Verfahren au beobachten. 

Nacbdera die Verordnung vom 26. Juli 1854 solchergestalt 
erlassen worden war, hat selbige die Grundlage für die ganze 
darauf folgende Vcrfassungs- Kntwickelung gebildet, indem der 
durch die Verordnung gestiftete Heichsrath selbst auf eine wesent- 
liche Erweiterung der Instituti on antrug, und Veriinderun gen jeden- 
falls nur auf die in der N erordnung festgesetzte Weise vorge- 
nommen worden sind, nämlich mit Genehmigung des Reichsraths, 
welche übrigens fast einstimmig ist ertheilt worden. Unter diesen 
Umständen müsste die Regierung ihre entschiedene rechtliche 
Ueberzeugung verleugnen, wenn sie die Gesammtstaatsverfassung 
der Monarchie jetzt den provinziellen Vertretungen Holsteins und 
was alsdann erforderlich sein würde — auch den der übrigen 
Landestheile vorlegen wollte. Ein solches Verfahren hätte — - d^ 
Sache iron einem rein fbnnellen Standpunkte aus betrai^litet '-s^ 
seiner Zeit eingeschlagen werden können; es wurde, nicht mjjjbi- 
schlagen , damit die Eönigl. Regierung bei der Feststcffluiqp des 
Inhalts der Gesammtstaatsirerftssung ' diejenige Selbstständigkeit 
Intkfate erlangen kOnnai, det«bi sie entbehrt haben ^wllrde, wenn 
Jede einaefaie Bestimmung der Verfasirtin^ mnn Gijgteistande einer 
Verhandlung und Beschfatssnahme in dem Reichiitej^ des eigent^ 
liehen Königreichs hätte gemacht werden Uilissdli; 'und es wurde 
dadurch möglich, dasselbe nicht einzuschlagen, dass der Reichstag 
4e6 Königreichs sich zu der Resignation bewegen Hess, sein unbe^ 
Streitbares Recht in dieser Beziehung' au&ugeben. Wie aber dies 
Verfahren jetzt nachträglich sollte zur Anwendung^ gebracht wer- 
den können, ohne die Königliche Autorität zu erschüttern, den 
Rechtszustand des Landes zu untergraben, Streit und Verwirrung 
in alle Verhältnisse hineinzubringen , vermag die Königliche Re-> 
gierung nicht einzusehen. £)>en8owenig wiÜ es ihr einleuchten. 
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wis irgend einem practischen Interesse dadurch genügt werdea 
kSnnte; denn es ist im Beich&rathe selbst allen Mitgliedern volle 
Geleg^eit gegeben , dm WUnselie mü BMaiQlit üif mOi^Keh« 
Veriaderungen in der GesammteteatSTeilMSilDg geltend m mSdbn. 

Was bis jetct snnäehst mit Beiiebiuig auf das Umog^ 
tbmn Holstein angefiihit .worden ist, wird im W esa atl icbem «aeli 
in Besiehnng anf das Henegtiiam Laimbmrg Anwandnng fin« 
den k(tainen. 

In Beaiebiing anf beide Landestheile gilt anoh die allge- 
meine Bemerkung, dass die Wünsche und Anträge, welche mit 
Rücksicht auf die besonderen Angel<^enbeitcn eines jeden Lan- 
destheils die Vertretung desselben an Se. Majestät den Könif 
möchte stellen wollen, stets auf verfassungsmässigem Wege wer- 
den vorgebracht werden können; wie denn anch die Regierung 
sehr wohl, was namentlich die Holsteinische Provinzial-Verfassung 
betrifft , bei der Revision derselben , welche die Regierung bei 
dazu sich darbietender günstiger Gelegenheit wiederum in An- 
rege bringen wird, mit den Provinzialstünden über eine aus- 
drückliche und positive Feststellung der besonderen Angelegen- 
heiten des Herzogthums in Verhandlung wird treten können* 
Die Regierung kann nur der Ansicht sein, dass eine solche 
wiederholte Verhandlung sich nicht unfruchtbar zeigen würdoi 
wenn eist rttclESicbilidi der obschwebenden Meianngsversefaiedon- 
belt in Betreff des Ganges der Gesammlstaats^eifiiaBimg im Gän- 
sen eine Verstiiadigimg iwisdien dem Hofe yon Kopenhagen 
nnd den Höfcm von Berlin und Wien an Wege gebracbt worden 
sein mSohte. Die KSnigUehe Begiemng kann anoh nioht in 
Zwei£ei sieben, daas es nntei dieser Voraussetsvng geUngen 
werde, die Bedenken zu beseitigen, welche man annoch mit 
Büclcsicht auf die Holsteinische und Lauenburgische DomSaen** 
frage hegen möchte. Die Königliche Regierung ist sich bewussti 
in dieser ganzen Angelegenheit keinen Schritt gethan zu habeUi 
zu dem sie sich nicht völlip: berechtigt und dabei im Interesse 
des Ganzen entschieden aufgefordert gehalten hätte; in welcher 
Beziehung dieselbe lediglich auf die in dem früheren Memoran- 
dum mitgetheilteu Aufklärungen und auf die in der zweiten 
Beilage zu der angeschlossenen Denkschrift enthaltene erneuerte 
Entwickelung der Rechtsfrage verweisen zu können glaubt. 
Gleichzeitig hat die Regierung ihre Bereitwilligkeit an den Tag 
gelegt, Massregeln in Vorschlag zu bringen , welche nach deren 
Ueberzeugung jedes Bedenken hinsichthch der in der Gesainmt- 
staatsverfassung über den Verkauf der Domänen enthaltenen 
Bestimmung zu beseitigen geeignet sein würden* Die Regierung 
wird sich hieran anch fernerhin geneigt finden IsaaeUi wenn 
selbige au der Überzeugung gelangen möchte, daas ein solcher 
Schritt nadi sebier Absicht gewürdigt werden würde; aogldch 
ist sie bereitwillig, wenn sich namentlich mit Bücksicht anf die 
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im Herzo^hum Tlolstein fallenden Dominal-Einnahmen ein an* 
derer zur Erreichung dos Zweckes mehr geeigneter Weg dar- 
bieten möchte, a«oh anf andere Weise zur Beseitigung selb«! 
dolciier lledQiii««, weleke al# als gegriuM iiiclit aneitamen 
tinii, dal Ihrige Miutragett» Aber man wird geraeiite&t es 
irMigiii tafkutn, we«ii die KQnigllehe Beglerniig der 
«llher^ebracbteft ReaNUnleii kwf leben Oftnemark 
und den Hersogtbamern Holstein und Lacenbiirgi 
le wenig wie M beetefaenden , in iroller .WirknainlEeit eich be- 
findenden Und selbrt dem nächsten piieimitiTen llironfolger 
beeidigten VerfeBeMig In dieser BenieiHiag kuwMer a« bandeln 
idtebt vermag. 

Es bleibt nnr flbrig, annoch der In den Königlich Preussi- 
■gehen und Kai*arlich Oestreichiachen Depeschen erwähnten Grenis- 
^-egulirung zu gedenken. Ks Ist bekannt, wie in dem Artikel 
•des Friedens vom 2. Jnli l^öO fesftjfcstellt war, dass Se. MaJ. 
der Krmi^ und der Deutsche liund innerhalb 6 Monaten nach 
dem Friedensschlüsse Commissarien ernennen sollten, um die 
Grenzen zwischen den Landen Sr. Majestiit, welche dem l>eut- 
•ßchen Runde anjsrehören, und solchen, welche nicht in der Lage 
sind, festzustellen. Der Gegenstand war eines Theils von sehr 
•nntei^eordnoter Bed<'utung, anderen Theils lag die Losung der 
i)ier zu beantwortenden Fragen der diesseitigen Regierung so 
Binfacb ünd unKweifelliaft Tor, dass sie nieht n«r ihrer Vor- 
)pffiebtung gemflss die Cottittissaiiaii «mannte, sondern 4lsse 

mm sofortigen AbseMusse beTollmäcbtfgte. Man bollke 
Merdureh einen Beweis des guten Willens «bzutegen, und baUh- 
laOg'ficbst einen ^alegenstand m beseitigen , welcher n«r dsdnreb 
«ine Bedeulsamkeit ettoifft bfttte, dass er Tiellkob yon ^pvlittschen 
PartetattSnnem als Agltaäonsmittel bemitet war. Wäirend 4«r 
«KaieerHcb Oestreiehfsebe tiommissar eine scbriftliehe Instrtrction 
'Vonnilegen sich ausser Stande i^h, lautete die dem Königlich 
PteiiSBiscben CSommissar ertheilte Instruction auf ^ne grOndlidie 
'üntersTjchung, Beschafifung und mögliche Sichtung des für die 
'fteurtheilung der Frage vorhandenen Materials, mithin auf die 
Erniittelimg der wirklichen historischen Grenzen rwi- 
schen den beiden llerzogthünioru TTolftein und Schie>win:. Gehren 
eine solche Instruktion konnte ein Einwand füglich nicht erho- 
ben werden, aber es zeigte sieh bald, dass die Tendenz derselben 
Völlig niissverstanden wurde. Man seinen es ausser Acht zu 
lassen, dass dasjenige- .,histori.<»ch" sei, was in dem Laufe etwa 
^es letzten Jahrhunderts sich festgestellt hatte, und wian verlor 
eich in ehie wissenschaftliche Unterstvchnng einer längst vergange- 
nen, zum Theil selb.st antehistorischen Vorzeit, — eine Wendung, 
welche mit Wahrscheinlichkeit dem för Holstein delegirten Mit- 
tl^ieAe zi^gescbrieben werden miiss. Die Altten geben daT<Ri 
^ttgiiias, wie die Dommissleo, nacli vlelfiuiliett anBAfeaen 
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iiaadhiDgen Ton dem Zwecke ihrer Aufgabe mehr und mehr sieh 
entleiiieiid , eodlich ihre 'i'hütigkeit eioBtellen musste. 

Die Kliaigliabe Uegierung ist bereit, daä unterbrochene Ge- 
•sddilt der Grensboitiiiunung jeder Zeii wieder aufzunebmen ; und 
Ton dem Wunsche beseelt, baldmdgüehst ein praktiieh enwesdr 
haree 'Reenltet su erreichen, mius sie es für diingend nthsam 
mehten, von allen Seiten neoe Gommiaserien su emsnnen. 
Ihresthells wird sie anf gpegebene Veranlasannf unTenfig^i^ 
hierza bereit sein. 

f>. Scb$de, 



Mo. 

De^M^e des ütuSün Bnel, 

an iSrafm oott Q:reittme:tttieborff d. 4* Wm^ hn 

18. IWar? 18Ö7. 

y,: - ' r nocl>o:el)orner Graf! 

Den W un.sch de« Ki^iiigl. preusöischen Kabiiiets thcileiid, dass 
in der VerfasBllng^?-Angelegenheit der Herzogthümer Holstein und 
Laiunibiirg eiue übereinstimmende Ansielit von den Regierungen 
von Oesterreich imd Prcussen fes^chalteii wei'den möge, haben 
wir geglaubt, uns gegen Herrn y. Bölow jeder Aeusserung dber 
die von ihm nach Wien überbrachten Sobri^ttteke, die ihren Weg 
in die OeffentUchkeit bercüts gefunden haben, enthalten mi soUen» 
bia uns der Beitiner Hof von seiner Auffassung der neuesten Dar- 
legungen Dänemarks unferriebtet haben würde. Dies ist nun der 
durob geschehen y dass Herr von Arnim- mir nicht nur den «b^ 
schriftlich mitfolgenden Eilass seines Kabinets an ihn mlfgetfaeUt 
hat, sondern auch das Promemorla, auf welches daiin Bezug ge- 
nommen wird, mir vertrauhch hat in Händen lassen wollen, ob- 
gleich da.^geibe ursprünglich niur dsau^ bestimmt war, in Berlin 
der Envägung der Kopenhagener Depesche vom 23. v. M. zum 
Anhalt zu dienen. Ich glaube der Absicht des Königl. Cabinetf» 
nicht entgegen zu handeln, wenn ich, um Ew. &c. den genauen 
Ausdruck der dort gewonnenen A^^^ehauullgell zu geben, auch eine 
Abschrift dieses Promemoria dem gegen wiirligeu Erlasse beifüge. 
Es ist uns dadurch zugleich erleichlert, Sic mit den Ergebnissen 
der PrüAmg, der wir unsererseits die Erklärungen der Königlich 
däiiisehen Kegicrung unterzogen haben, bekannt zu machen, da 
wir zu diesem Zwecke nm zu bezeugen brauchen, dass wir unsere 
BeurtlieiluDg der Ausführungen des copeiiliagener Cabinets gapz 
in die nämlichen Bemerkungen kleiden müggten, die wir bereits in die 
in Berlin verfasete Denkschrift niedergelegt gefundep haben. Wmißo 
.gilt die« von dem, was der. Edass dss ^ecm Freiherm ¥im Mw* 
.teuffsl Uber die von Hcnm von B(Üow in Bezug auf die DenUtnen- 

7* 
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Angelegenheit flberretohte YerM'Note, — eine eoldie ist gaat 
gleichlautend auch uns übergeben worden, — und Ew. &c. finden 
sie unter den Anlagen, — so wie über das Bestreben der dttni- 
echen Begierung bemerkt^ die holstein-lauenburgische Vei&ssunge- 
frage aus dem Grunde, weil sie zugleich die Verfassung der dä- 
niechen Monarchie berührti als eine dem deutschen Bunde fremde, 
nur dem Urtheil der europäischen Mächte unterliegende Angele- 
genheit darzustellen. Die Auseinandersetzungen der dänischen Ak- 
tenstücke nehmen ihren wesentlichen Ausgangspunkt von dem 
Satze, dass die Gesammtverfassung der Monarchie eben so gültig 
auf dem Wege gesetzlicher Umbildung der Verfassungen der ein- 
zelnen Landcstheile, als auf dem der Vorlage eines den Gesammt- 
staat umfassenden Grundgesetzes an die einzelnen Landesvertre- 
tungen liabe zu Stande gebracht werden können. Es mag dies, 
wie die preussische Denkschrift mit Recht bemerkt, zugegeben 
werden, aber doch nur in dem Sinne, dass die Verhandlungen 
über die Aenderungen, die in den Verfassungszuständen der ver- 
sehiedenen Theile der Hbnarehie zum Zweeke der Gründung der 
Geeammtverfaseung yorzunehmen waren, aUerdinge die Form yon 
Vorlagen an die Landesvertretungen Uber Umgestaltung der Pio- 
vinsial - VerfasBungen annehmen konnten, dass aber nieht umge- 
kehrt, wie dies geschehen ist, die Bestimmungen Aber die künftige 
Stellung der Landestheile sum Ganzen ansdritoklieh Ton der Be- 
rathung ausgeschlossen werden durften. In der That scheint uns 
die dänische Regierung fast nicht so sehr bezweckt zu haben, das 
von ihr eingeschlagene Verfahren in allen Punkten als gerecht- 
fertigt zu vertheidigen, als vielmehr den Nachweis zu liefurn, dass 
sie auf ihrem Wege bereits zu weit vorgeschritten sei, um sich 
noch gegenwärtig für eine andere, vielleicht ihr selbst jetzt als 
richtiger erscheinende Verfahnmg^weise entscheiden zu können. 
Bei dieser Auffassung der Sachlage können wir uns auch im Re- 
sultate nur mit der Ansicht des Königl. preussischen Cabinets 
vereinigen, sonach die Verantwortlichkeit der beiden deutschen 
Mächte gegen den deutsclien Bund nicht für gedeckt halten, wenn 
die Höfe von Wien und Berlin diese Angelegenheit einfach ihrem 
ferneren Verlaufe im Innern der dänischen Monarchie überlassen 
wollten. Die schützenden Formen und die allseitig anerkannten 
Prinzipien der Bundes- Verfassung scheinen uns die grösstmögliche 
Bürgschaft dafür zu gewähren, dass eine ernste und ruhige Er- 
wägung des Standes der Sache am Bundestage noeh jetzt am 
sichersten dem Verlangen naeh einem nnbeBtrtttenen Bechtszu* 
Stande der Bundeslande Holstein und Lanenbuig Genugtfauung 
verBchaffen, ja selbst der Regierung Seiner Ifajestitt des Königs 
Ton Dänemark den Ihrer Würde angemessensten Anlass bieten 
werde, ihre auf diesen Zweck gerichteten Gkshmungen ■ und 
Wünsche, die sie in ihren Aeusserangen nicht verleugnet hat, 
durch versöhnliches Enlgegenkommen lu bethüligeik Nur in einem 
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Falle würde unseres Erachtens Oesterreich und Preussen einem 
befriedigenden Erfolge ihrer Verwendungen in Kopenhagen, auch 
ohne die Sache an den deutschen Bund zu bringen, vorerst noch 
nicht entsagen müssen. Die dänische Kegiening wird sich nunmehr 
von Neuem von der Fruchtlosigkeit des Versuchs überzeugen, ihrer 
seitherigen Rechtsauffassung bei den deutschen Höfen Eingang zu 
verschaffen, und sie hat bereits in der Depesche des Ministers von 
Scheele vom 23. Februar c. die Geneigtheit, unter gewissen Vor- 
aussetzungen mit den Ständen über die Provinzial - Verfassungen 
wdter zu unterhandeln, durchblicken Iftsseu. Es scheint nna daher 
die Yermuthung nicht feine xu liegen, sie würde sieh nunmehr 
▼ielleicht entschliessen, ^ was frdlich nnverweilt geschehen 
mfisste, — : den deutschen Höfen sn erklären, dass sie eine ausser- 
ordentliche Diät der holsteinischen Stände — und wohl auch eine 
solche der lauenburgischen — in einem zu bestimmenden, mög- 
liehst nahen Zeitpunkte einberufen, und in der Form, die ihr dic( 
passendste scheinen wird, diesen Versammlungen Gelegenheit geben 
werde, sich Uber den dermaligen Verfassungs/ustand des Landes 
insoweit zu äussern , als die früheren standischen Rechte durch 
denselben Modificationen erfahren haben. Durch eine solche Er- 
klärung würde der dänische Hof einem Beschlüsse, wie ihn die 
deutsche Bundesversammlung zunächst zu fassen hfltte, zuvorkom- 
men, und es würde zuglfMch eventuell der re^'clmässige Weg 
ständischer Beschwerde wieder erölTuet sein, auf weldieni nach den 
Art 53 und 56 der Wiener Schlussaktc Streitigkeiten über die 
innere Verfasaung deutscher Bundeslaiule zur Cognition des Bundes 
zu gelangen haben. Diesem nach möchten wir dem Königl. preus- 
sischen Cabinette anheimgeben, die Königl. dänische Regierung 
zunächst noch zu einer Aeussenmg darüber zu veranlassen, ob 
sie, den TJeberzeugiuigcn der deutschen Mächte Rechnung tragend 
und von dem Wunsche, allen begründeten Beschwerden abzuhel- 
fen, geleitet, sich zu einer Erklärung der betdchneten Art bestimmt 
finden kannte. Sollte diese Frage verneinend beantwortet werden, 
80 würden die Hdfe von Wien und Berlin Alles erschöpft haben, 
^ durch freondschafttiches EinTemehmen mit Dänemark eine 
fiinwiiknQg des Bundes nnnöüug zu machen. Wir wtirden dann 
allerdings darauf angewiesen sein, uns mit dem KönigL preussi- 
Bchen Hofe rOeksichtUch der an ^e deutsche Bundesversammlung 
SU richtenden Mittheilung zu verständigen. Ew. &c. wollen ohne 
Verzug dem Herrn Ministerpräsidenten von dem Inhalte des gegen- 
wärtigen Erlasses vertraulich Kenntniss geben und uns dessen 
^ckäussemaig scldennigst mittheilen. 
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Mo« 9O4 

BepMohe des Freihem T0n lantetiffei, 

«n ^ Olrafrn von ;?lnttiii, cL d. fBrrUn, im 25. %\\äx% 1857. 

Nach der abschriftliVli hpifolgondcn , durch deii Grafen von 
Trautmann pdorf mir mitgetheilton Depesche vom 18. d. M. liegt 
das Wiener Cabinet in der Verfa.s.simgs - Angelegenheit der Hcr- 
zogthüiiier Holstein nnd Lanenhnrg die Iloffnung, dass Preussen 
und Oesterreich einem befriedigenden Erfolge ihrer Verwendungen 
in Kopenhagen, auch ohne die Sache an den dentscben Bund zu 
bringen, vorerst nodi nicht entsagen dfirften. Die dftnisclie Re- 
gierung — bemerkt Graf Buol werde sich jetzt Ton Neuem 
von der Fmchtlosigkeit des Versuchs fiberzengen, ihrer bisherigen 
BechtsauffiEuisiing bei den deutschen HSfen Eingang zu verBchaflTen, 
und sie habe bereits In der Depesche des Ministers von Scheele 
tmn 88. M. die Geneigtheit durchblicken lassen, unter gewissen 
YoraussetBUngen mit den StXnden über die Provinzial- Verfassungen 
Weiter zu unterhandeln. Es scheine daher die Vermuthung nicht 
sn fem zu Hegen, sie würde sich nunmehr vielleicht entschliessen 
— was freilich nnverweilt geschehen mUsste — den deiit.«chen 
Höfen zu erklären, dass sie eine ansserordentliehe Diät der hol- 
steinischen Stände — nnd wohl auch eine solche der huicnburgi- 
schen — in einem zu bestimmenden, möglich.^t nahen Zeitpunkt 
einberufen und, in der Form, die ilir die pa^Hendste scheinen 
würde, diesen Verj<ammlungen GeleL:;enheit geben werde, sich übet 
den dennaligen Verfassnng.^zustand des Landes insoweit zu äussern, 
als die früheren ständischen Rechte durch denselben Moditicationen 
erfahren haben. Durch eine solche Erklärung, fahrt Graf Buol fort, 
würde der dänische Ibtf einem Beschlüsse, wie ihn die deutsche 
Bundesversammlung zunächst zu fassen hätte, zuvorkoniinen und 
es würde zugleich eventiicU dci regelmässige Weg ständischer 
Beaehwerde wieder eröffnet sein, auf welcheili Streitigkeiten Über 
die innere VeHkssune deutscher Bondeslaiide sor Cognition des 
Bundes tu gelangen h&tten. Das Wiener Cabinet schlNgt uns des- 
halb vor, ehe irir ims an den Bund wendeten, die Königl. dftnische 
Regierung znnSchst noch zu einer Aenssening darflber zu veran*- 
lassen, ob sie, den Ueberzeugungen der deutschen Mächte Rech*« 
nung tragend Und von dem Wunsche, allen begrandeten Beschwerden 
aibiufaelf^, geleitet, sich su einer Erklärung der bezeichneten Art 
bestmunt ünden könnte. Ohne Zweifel kiSnnte uns nichts ange'' 
ilehmdr sein, als wenn die dänische Regierung sich noch jetzt zn 
einem solchen Schritte herbeilassen wollte. ' ^}s wäre damit der 
Rcgulirung der Sache diejenige Einleitung gegeben, welche wir 
Stets empfohlen haben. Auch kann Niemand lebhafter wie wir 
wünschen, dass durch ein freundschaftliches Einvernehmen mit 
Dänemark ein Zurückgehen an den Bnnd nnnöthig gemacht werde. 
\Jm uns daher das Zeugoiss geben zu können, das« wir zu diei>em 



Digitized by Google 



103 - 



Zwecke Nichts unversucht gelassen haben, stehen wir nicht an, 
dem Vorschlage des Kais. Hofes zuzustimmen. Was nun aber die 
Form anbehingt, in welcher der dänischen Regierung die Veran- 
lassung zu der besprochenen Aeu.sserung zu geben w;irc, so würde 
es uns in jedem Betracht als das Angemesöeaste erscheineri, dass 
die Cabinette voa 3erliq und Y^len sich darauf l^eschränktcn, 
mfindltch gegen die bei .ihnen akkreditirten diplomettscben Ver- 
treter Dänemarks in diesem Sinne sich zu äussern und hiermit 
die Eröffioumg zu yerf^indeii, beide Wächte hätten der Holzung, 
dass die dänische S^^Iorung in voy^eschli^en^n We^e di^ 
yassendate 4usk^ai^ fy4eti werde, den Besctiluss gefasst;^ die ent- 

eine gewisse Zeit.laoj^ ab^ii- 
warten, bevor sie eventuell einen Schritt am Bunde ihäten. Diese 
Frist wäre vielleicht auf etwa drei Wochen zu fixireUf von da ab 
gerechnet, wo die Eröffnung geschähe. Ple ^rpffnung wäre zngleit^ 
ausdrücklich als das Resultat einer gemeinsamen Abrede zwischfl]^ 
Berlin und Wien zu bezeichnen und die Herren Gesandten wären 
SU ersuchen, dieselbe zur Kenntuiss ihres Hofes zn bringen. 
Wollten die Cabinette von Berlin und Wien nochmals eine schrift- 
liche Mittheilung nach Kopeiihagcn machen, so würden sie sich 
leicht der Unanuchmliehkcit aussetzen, auf diesem fürmlicheren 
Wege zum dritten Male eine ablehnende Antwort entgegen neliincn zu 
müssen. Ueberdies würde ein viel grösserer Verzug damit verknujp^t 
sein. Wir würden entweder Gefahr laufen, die Antwort wiederum 
sehr lange ausbleiben zu nohcn, oder aber wir niiisöten der dä- 
nischen Regierung sogleich eine Trisl setzen, die in solchem FalLe 
viel verletzender wäre. Endlidi wäre, bei schriftlicher i\eiisserung, 
ein näheres Eingehen auf die um^sogreiol^ep ^nsQln&n^^ßUm^^^ 

hetsE^ dänischen Äfiiitheiluiig Tlfmm zq yermelden 
irärde dies nnr zu unerq^icldlcfaen Wiederholungen des oft Gesagten 
and so ein«r Aoffirischung von jSli^ei^ra^e?) ^hren, Mfi wm, yr^^ 
es au einer Verständigung kommen jej^t m Biei^le^ upberülirt 
lässft. Beschränken Pzeussen und Oesterreich sieh «ueT 4ie flrklä- 
nng^ dass aie.jaech eine gewisse Zeitlang die Aensserung päner 
matk^ abwarten woUeni so lassen sie einerseits der .^änischfp » 
itfigiening eine vicd gr^issere Freiheit der Entachliessung ; auderef- 
seits wahren sie eich ^elb^t die Möglic^cit, nach fjuchtlo^ v^ 
strichener Frist sogleich wcitero Schritte lljun. Euer &c. ^^pj^e 
ich ganz ergehenst, dem Herrn Grafen von Buol gefälligst von 
diesem Erlass vertraulich Kenntniss geben zu wollen. Fände unser 
Vorschlag den Beifall des AVicner Cabinets , so würde ich nui* 
einer kurzen Benachrichtigung, ^•ielIeicht auf tclcgraphischcm ^'^ ege, 
entgegensehen, um mich in dem angedeuteten binue gegen den 
Baron von Brockdorff au s a u a pr itcken. 
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Irliii dH L MBiMhmi finiitoii der Mivlrtigei Aagelagen- 

heitiB, Ilcheliii, 

an Mf (SrfanMnt in ^ien unb Hfdin, (StÄfen d. HiUe- 
jlra{)( ttnb ^Fm^imn n. ^rotkborff, d. d. Iko^tn^^tn^ 

13. 1857. 

Nachdem die Reconstruirung des Ministeriums nunmelir er- 
folgt ist, beeile ich mich, in Gemässheit Befehls meines Aller- 
gnädigsten Königs und Herrn, Ew.... cur Weiteren gefflligen 
Uittlieilang an ExeeUem den Herrn Oraito Bnol (Frefhem 
MantedTel) dayon -aii benachrichtigen, daaa es in der Aller- 
höchsten Absicht St. Miy. des Königs liegt, sofort nach Beendi- 
gung der erforderlichen Vorbereitungen, die Holstdnischen Pro- 
Tiniialstiinde an einer ausserordentlichen Yersanunlnng einaube- 
rufen, um denselben einen reyidSrten Entwurf der Verfassung f&r 
die besonderen Angelegenheiten des Heraogthums Holstein anr 
Terfassnngsmässigen Verhandlung Torzulegen. 

Unter dem Bemerken, daaa der Znsammentritt der gedachten 
ausserordentlichen Ständeyersammlung spätestens im Laufe des 
Monats August d. J. stattfinden wird, erlaube ich mir hinsicht- 
lich des Gegenstandes der beabsichtigten Vorlage ausdrücltlich 
hervorzuheben, dass letztere namentlich auch diejenijren Bestim- 
mungen befassen wird, welche den Umfang der besonderen 
Angelegenheiten des Herzoerthums Holstein naher regeln, und 
dass somit der Provinzialständeversammlung vollständig Gelegen- 
heit gegeben werden wird, sich über die Abgrenzung der stän- 
dischen Competenz frei und ungehindert auszusprechen, während 
die hierauf bezüglichen Bestimmungen bei der früheren Vorlage 
der ständischen Berathung entzogen und der Versammlung der- 
aeit nur nachrlditlidi mitgetfaeilt waren. 

Nachdem die Königliche Regierung mit Beaiehung auf Vor- 
stehendes sich der yertrauensTollen Hoffiiung hingibt, dass die 
Höle Ton Wien und Beriin (BerUn und Wien) darhi einen un- 
▼erkennbaren Bew^ finden weiden, in welchem Qrade die dies- 
seitige Regierung es sich hat angelegen sehi lassen, den Jenseits 
äUBgesprochenen Wttaiscfaen zu entsprechen, hegt sie nicht weni- 
ger die Erwartung, dass auch die Stände des Heraogthnms Hol- 
stein diesem Schritte in solcher Weise entgegenkommen werden, 
dass dadurch die in jeder Beziehung so wünschenswerthe Ver^ 
itindigung werde erreicht werden. Genehmigen £w. n. s. w* 
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Irl«s8 dM IMhenm tfantenfrel, 

^rrltn, 20. |tUt 1857. 

Die Höfe von Berlin und Wien hatten, wie Ew. See. be- 
kannt ist, das Kopenhagener Cabinet wiederholentlich darauf 
aufmerksam gemacht, wie es zu Rei^iilirung der Verfassungs- 
Angelegenheit der Herzogthümer Holstein und Laueiiburg vor 
Allem nothwendig sei, zunächst die Stände über die octroyirten 
Aendeningen des früheren Verfassungs-Zustandes zu hören und 
denselben auf diese Weise die Möglichkeit und den Aniass zu 
gew&hren, ihre Gravamina und Antrüge vorzutragen. Zu diesem 
Ende erging nametttlidi in den lefsten Tagen des Monate Mta 
d. J. der Vorschlag, dle'SUUide baldthnnlielist an einer a«Mer» 
ordentfichen BISt einsnbemfen. In Erwiderung hierauf ist nns 
jetet durch den Herrn Baron r. Broekdorff eine Depeaeiie aus 
Kopenhagen vom 13. d. M. mitgetfaeilt worden. Mit Vergnügen 
haben wir daraus ersehen, dass die KönigL Dünisdie Regierung, 
hl Folge der Reconstruirung des Mtnisteriums , entschlossen ist, 
den empfohlenen Weg einsfusoMagen, und wir wünschen dersel- 
ben aufrichtig Glück zu einer Massregel, welche nicht minder 
durch ihr eigenes Interesse, als durch ihre Pflichten gegen die 
Herzogthümer und gegen den Bund geboten erscheint. Es wird 
in der Depesche zugesagt, dass die Holsteinischen Provinzial- 
stände, und zwar spätestens zum August d. J., einberufen wer- 
den sollen , um denselben einen revidirten Entwurf der Verfas- 
sung flir die besondern Angelep-enheiten des Herzogthums zur 
verfassungsmässigen Verhandlung vorzulegen. Ks wird ferner 
versprochen, dass diese Vorlage namentlich auch diejenigen Be- 
stimmungen befassen werde, welche den Umfang der besonderen 
Angelegenheiten des Herzogthunis Holstein näher regeln sollen. 
Es wird endlich insbesondere die au.^driickliehe Zusicheriuig er- 
theilt, — und hierauf legen wir ein ganz vorzügliches Gewicht, 
— dass der Stände-Versammlung vollständig Gelegenheit werde 
gegeben werden, sich über die Abgrenzung der ständiachen 
Competens frei und- ungehindert aosiusprechen. — Freilich 
ist hiermit noch nicht gesagt, inwieweit ^e Kttnigl. Dänische 
Begierung sich demnKohst bereit finden lassen werde', auch 
materiell den AnsprOchen, welche den Heraogthfimem und 
dem Bunde ans den Waagen yon 1851 und 1859 austeheui 
ToUständig genug zu thun. In dieser Besiehung wird vielr* 
mehr der Erfolg der bevorstehenden ständischen Verhandlungen 
abzuwarten sein; und obwohl wir dabei mit Zuversieht auf die 
Weisheit und Gerechtigkeit Sr. Majestät des Kteigs von Dline- 
mark baueni so müssen natürlich alle Rechte gewahrt und yor** 
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behalten bleiben, welche an« ilor Terfas^ung der TTerzo^hümer 
und ans don KÖHijirl. Düni.-chor ^aits bei den Unterhandlungen 
mit Preussen und Oestreich in den gedachten Jahren 1851 und 
1852 abgegebenen Versprechungen sich herschreiben. Wird 
aber den Ständen , der ertheilten Zusage gemäss , die Gelegen- 
heit gewälirt, sich über ihre Hechte und Ansprüche vollständig 
auszusprechen, ihre Beschwerden und Verlangen gebUhreod vor- 
zutragen, so ist hiermit die geeignete Hasis für die weitere Be- 
handlung der Sache gewonnen und sonach der Regulirung der 
VerfitJ39Uiig9frage nunmehr diejenige Einleitung gegeben , auf 
wtlehe dk Gabinette von Berlin und Wien waiMßhai «bringen sa 
»litscD geglaubt hmUbrn. ^ Uattr diflNf» UmstiM««' findw wir 
denn «uoh, in Uebereinitimmaiig mit dem IUis«|]ifb 0(MM^ 
fohra Hole, imr Zelt kolne VtmQiissung für «na, ^.Angelegon- 
hfü unserorMits an den Bundestag su brtngfw, jSwar etdlt dia 
Repealiaganer Depesoke eine den Holeteiniaeban StS^dsn m 
naclHDdie VMla^ nnr In Besqg auf die Yarluaxmg .ffir die 
besonderen Angelefeabtiten das Hereogthums in Aasstobt 
Der Verfassung für die gern einschaftli eben Angelegen« 
heiten der Dänischen Monarchie geschieht keine ansdrückliche 
Hrwähoung. Kichtadestoweoiger halten wir HU jedocb «u dar 
Voraussetzung berechtigt, daeis deo Ständen, vor der Kugesicher- 
ten Freiheit der Erörterung über die Abgrenzung der ständischen 
Conipetenz, auch die Freiluilt pewälut werden wird, ihre Be- 
denken und ihre Anträge in ]^>ezng aut die den Herzogthümern 
und resp. den Vertretern derselben in der Gesammtstaats- 
\ erfassung zu gebende Stellung vorzubringen und ihre Hechte 
aus deTiieni;ren \'erhci88ungen geltend zu machen, welche ihnen 
im Jahre 1852 nicht nur in Bezug auf die Neugestaltung der 
Special- Verfassungen , sondern eben sowohl auch in Bezug 
auf die Einfügung der Herzogthümer in die Verfassung des 
ü e s a m m t Staates ertheUt worden sind. Uejxn einea TheUs ist 
ea, wie wir «teta bervorgeholieB baben, aaaeer aüfiD» Zweifel, 
daas gerade die „Verüiwu»g fBr di^ geaefnaeb^fclieliea 
Atigelcgenbeiten der Monarobie" die fipilbere Veiftianiffg der Her^ 
BO|:tbflmer auf das Atttrweaentlidiata modifiebrt, daw lUs^ die 
Btfidde terfiuiaiingamäerig, wie nacb den gegebanen VeA^iaeimge^ 
AüfiiinKh daiaaf baben,- über aolebe Vcafasi«iiga<-A«iideiiiiige» 
gebürt «ü «erden. Anderen TbeiJa folgt, aber aoeh abeft ava 
diesem 'veebeelseitigen Vefhältniss zvlaehen der Gesamq^eteats- 
VarfaaeuBg und der Iriheran Verfassmig der Herzogthümer und 
aufl der in der Gegammtstaats-Verfadsufig ij«gea4en A<enderi}ng 
der Odmpeten« der Stande, das« eine* Verhandlung libar die 
Abgrenzung der ständischen Competens auch die Frage nach 
dem Verbältniss zu der öesaromtstaats - Verfassung nicht von 
sich nuasciiüeissien kann. — Wenn endlich die Depesche vom 
4^. d. M. dea üeraegtbmua Lauen bürg Jid^amdari^ ^ 
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d^kt^ io bcrnht dies WdHl mur dMriit) dase mit de» Lanenbtili^* 
sehen Ständen, dem Vernelinien nach, bereits VttrllÄWlhingen' 
an^eknflpft worden sind. Denn wir pinuben es als zweifdiloff \ 
anseilen zu dürfen, dass die K -ni^rl. Dünische Iterierung den 
Lauenbnrjri^cben Stünden in *\vv Iracrlichen TJeziehnnpf nieht 
mindere Kochte zn.ffej<tehen will , .ils den Ständfn HolHtein!«. — ^ 
Ew. &c. sind boanftragt, der Könif?!. Dänisciien Kct/icmiig von 
dem Inhalt diet^er Depesche ^fitth« iinn^ zti machen. Hoilte un- 
sere Anffassinijr der Krklarrinircn des Kopeiiliagener Cabinets den 
Absichten desselben wider A'j'rhofrrn nicht entsprechen, so 
würden wir alsdann dnianf r rimen dürfen, eine weitere Aeus- 
seriin«r bieriilier zu erhalten; und es v>'iirdo danach Gen^en- 
stand lernerer ]\!rwä^unnf bleiben müssen , in wiefern wir uns 
unter solchen Umständen alsdann doch verpflichtet halten müss- 
teti , die Saohe dem Ihindo vorzulegen. Au» Ihren letzten Be- 
richte «rselie ich, dosa Sie von mehieitt früheven Erlass vom 
10. d. Mtä., wdriti ich Ihnen den Entschlnes der Htffe Ton Ber-> 
litt tmd Wien eröffnete « dem Bundeetage Mitlüieilong rom der 
Sache tu MAChen, wegen der mittlerweile in den dortigen Ver*- 
imitnissen eingetretenen Aenderung, dem Ktfnigl. DlMsehen Mi-* 
nisterittm ketne Kennttifss gegelien haben. Ble werden densel« 
ben Indeseen dem Herrn Minister Miclielsen noch naehtrXgfUeh 
vertraulkherweise rerlesen kimneb, da der Herr Minister daraus 
unser Fcstlialten an der Hoffnung entnehmen wird, da!?s die K. 
Dänisclie Kei^^iening mifieren freundscliaftlicben Kathsohiagen ihr 
Ohr nicht verschiiessen werde. 

MmUeuffeL 



Erlass de^ K. Oestreichischen Ministers der auswärtigen 
ingelegeaheiteu, Grafen Buol, 

att brtt. %. <^'>dA)A}U\XiX^tx ^ a ^ c r in ^o|>cnl|40rij, 
d. d. Itlicii, brn 2Q. pai 1857. 

* Die !Rcgierung 8r. M. des ROnigs von Dänemaric hat nns mittels 
dee aliechHttltch beifolgenden Erlasses, welehen QM Bille**Bnih« 
ims mitgetheilt hat, benaelirtclitigt, dass es ihre Jkfaeicht sei» die 
ProvinMalsttinde des Hensogthms Holsteta nach Voilemhmg M 
erfofdsrliehen Vorarbeiten, und spätestens bimb Monat Angwsl 
dieses Jahres einzabernlen^ ttes denselben eiBen vevidirteB Ent« 
wurf der Verfassnnl^ für die besonderen AngeiegenheHe* '^e 
Herzo^lhUnie 7Air verfasäungsmSssigen Verhandlung vorzulegen. 
Der Erklärung des Kopenhagener Cabincts zufolge wird diese 
Vorlnsre namentlich auf di<>jeiii;:eii Tlestimmungen sich erstrecken, 
welche den Umfang der besondern Angelegenheiten des Herzog* 
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thums Holstein näher regeln, und der Erlass des mit der Leitung 
der auswärtig;en Angelegenheiten betrauten Königlich Dänischen 
Ministers hebt ausdrücklich hervor, dass der Ständeversammlung 
vollständig Gelegenheit gegeben werden solle, sich über die x\b- 
grenzung der ständischen Competenz frei und ungehindert aus- 
zusprechen. Das Kaiserliche Cabinet hat diese Mittheilung nur 
mit aufrichtiger Genugthuung entgegen nehmen können. So 
lange den Ständen Holsteins und Lauenburgs die Möglichkeit 
nicht gewährt war, die den Deutschen ßestandtheilen der Däni' 
sdien Monarchie in der Gesammtverfadsung gebührende Stdlung 
in wabrep, mussten die Höfe von Wien und Berlin sieb even- 
V tuell Ar Terpflichtet erachten, die Deuteehe Bnndeerersammlung 
sar Geltendmachung ihrer Beefate nnd ZnstüDdigkeiten aofisa* 
fordm. Darch die Zusage der KönigL Begiening, den StSnden 
Holsteins freies Gehör gehen an wollen, j^ben wir, im Ein« 
Terständnisse mit dem Königlieh Frensslschen Cabinet dieser 
Pflicht für jetzt enthoben zu sein, und überlassen ans gern der 
Hoffnung, dass der versöhnliche Entschluss, wekhoi die Regie- 
rung Dänemarks, die Rathschläge der bundesverwandten Höfe 
von Wien und Berlin würdigend, gefasst hat, eine baldige be- 
friedigende Feststellung der Verfassungsverhältnisse Holsteins und 
Lauenburgs unter der loyalen Mitwirkung der Vertreter dieser 
Länder zur Folge haben werde. Im Interesse dieses Zweckes 
müssen wir jedoch hinzufügen, wie nach unserem Dafürhalten 
die Beseitigung jeder weiteren Irrung wesentlich dadurch be- 
dingt sei, dass den Holsteinischen und Lauenburgischen Ständen 
unbenommen bleibe, namentlich auch die Stellung und Vertre- 
tung der betreflFenden Landestheile in der Gesammtverfassung 
der Monarchie in den Kreis ihrer Berathung zu ziehen. AVir 
zweifeln um so weniger daran, dass dieses in der Absicht der 
Königlichen Regierung liege, als von einer Verhandlung der 
Stinde über die neue Abgrenzung ihrer Befugnisse auch die 
Frage nach dem yerhültnisse der einxetaie& LandesAeile zu der 
VeiäuBBung der Gesammtmonarehie schon des untrennbaren Zu- 
sammenhanges wegen, wie uns scheint, nicht wird ausgesehlos-' 
sen werden können. Wenn femer die EönigL Dünische Regie- 
rung nidit besonders des Hersogdinms Laaenburg gedenkt, so 
glauben wir doch annehmen an dürfen, dass de den Lauen- 
burger Ständen, mit welchen, dem Vemehmeii nach, bereita 
Unterhandlungen angeknüpft sind, nicht mindere Rechte wie 
jenen des Berzogthums Holstein augestehen wolle. Ew. Wohl- 
geboren werden beauftragt, den gegenwärtigen Erlass dem Kö- 
BigliGhen Cabinet in Abschrift mitautheilen. 

Graf BuaL 
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Erbu» des K. dbdschen Hinisterg der Aoswirtigea 
Angelegenheiten, liohelien, 

an ben (SefanbUn in IDtfn, (grafrn $ilU-i@ra^(^ d. <L 

i^opritt^agm^ 24. ^unt 1857. 

In Folge unserer MitÜieaiuig rom 13. Mai hindclitlieh der 
Angelegenheit der Holaieinisohen VerfiuBsung hat das Wiener 
Cabinet einige Aeoiaerongen an uns gelangen laeaen, welche Sie 
in der beigefügten, an den Oestrddiisdien GeechällstrSger, Herrn 
Jlger gerichteten Depesche finden werden. 

Die R^erong des Königs hat mit Vergnügen daraus er- 
sehen, dass das Kaiserliche Cabinet, ihre wohlwollenden Ab* 
sichten würdigend, gleicher Weise ihre Hoffnungen theilt, dass - 
bald eine definitive und befriedigende Ordnung der constitutio- 
nellen Beziehungen des Herzogthums Holstein unter der loyalen 
Mitwirkung der Vertreter dieses Landestheils zu Stande kommen 
werde. Indessen kann sich die Regierung des Königs nicht i 
verhehlen , dass diese Hoflhung sich nur unter der Bedingung 
verwirklichen kann, dass die Provinzialstände des genannten 
Landestheils den wohlwollenden Absichten der Kegierung mit 
einer vollkommenen Loyalität entpregenkommen. 

Indem die Kegierung des Königs den bereits bekannten 
Entschluss fasste, den Ständen Holsteins die Gelegenheit darzu- 
bieten, sich mit aller Freiheit and ohne Beschränkungen in Be- 
treff der Verfügungen, welche die Aosdehnnng der besonderen 
Angelegenheiten des Hersogthnn» beelSmmeii, and namentlieh 
in Besag anf die Begrensang der Oompetena der Stände ans- 
soaprechen« hat sie ihrarseits als faetisch angenommen, dasa die 
StSnde in ihren bevorstehenden Berathongen ihre Befagnisse 
nicht übersehrriten und dass sie namentlich keinen Vorsclilag 
machen werden, welcher den Charakter eines Eingriffii in die 
Competens der Repräsentation der Gesammtmonarchie odor dnes 
andern Landestheils an sieh trüge. 

Unter dieser Bedingung, welche durchaus nothwendig ist| 
wenn man eine Störung des innem Friedens der Monarchie ver- 
meiden will , wird man es nicht hindern , dass die Stände ihre 
Ansichten und ihre Wiinsclie hinsichtlich der Beziehungen Hol- 
steins zu der Gesammtmonarchie darlegen, in so weit diese 
Frage angemessener Weise nicht von einer Discussion getrennt 
werden kann , deren Gegenstand die Competenz der Stände ist. 
Aber je mehr Wichtigkeit die Regierung des Königs der Form 
beilegt, welche die Stände wählen werden, um ihre eventuellen 
Wünsche auseinanderzusetzen, desto weniger wird es ihr mög- 
lich seir), im Voraus zu bestimmeni was sie in einem besonderen 
Falle entscheiden wird. 
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Was das Herzogüiiim Lauenburg betrifft, so fOblt die Re- 
gierung defl Königs eine waiure Befirledigung^ die Biclitigkeit der 
von dem Eaiserliclien Gabinet gegebenen Auslegung bestätigen 
sa können, indem sie Jedoch lifnzufügt, das8, obgleich die Stel- 
lung des genannten Henogthums Ton der des HeriKigthiims 
Holstein yerschieden ist, sie nichtsdestoweniger beabsichtigt, den 
Repräsentanten Laiienburgs dieselben Rechte wie den Ständen 
Holsteins zu bewilligen Wenn ich in mtiiMr Depesche vom 
Id. Ifai diese Frage niclit berührt habe, so geschah dkt ans 
dem einfachen Grunde, weil dies Schriftstück sich auf eine 
mündliche Mittheilung des Kaiserlichen Cabinets bezieht, in 
welcher von den Beaiehoj^en IiaueulMirgs nicht die Hede ga* 
weseu ist. 

Ich ersuche Ew. Excellenz, dem Herrn Minister der aus- 
wärtigen Angelegenheiten Oestreichs eine Abschrift di/eser De» 
pesche mittheiieu zu woUeii. Genehmigen bic 6lc. 

Michelsen, 



Erlass des K. Dftaisckan Ibistm «er wwbHgea A^geleges- 

an bm % i/}craiiMcn in ?0crlin, ,frrit)frnt tion jÖrodiborff, 
d. d. j(iopcul)a0Cii, 24. ^uiii I6öl. 

hk Vemolassimg Asr m Ew. HochwoUgalioraB untsnn 

18. Y. M. in Betreff der Holsteinischen Ver&ssungs-AngelegiBnhlit 
erlassenen Depesche hat die Königlich Preussisohe Regierung uns 
dttrcb ihren Ünsi^en Geschäft.sträger einige Aeusserungen uimL Be- 
merkungen zugehen lassen, die in dem hier angeschlossenen mir 
•von dem Uerrn von Steffens abschriftlich mitgetheilten Erlasse 
enthalten sind. Wie die Anlage ergiebt, hat das Berliner Cabinet, 
nachdem es von der diesseitigen Absicht, den Holsteinischen Pro- 
vinzialständen (liejenigcn Bestimmungen, welche den Umfang der 
besonderün Angelegt nheiten des Herzogtliums Holstein Jialier regeln, 
vorzulegen, in Kenntni>s.s ge>etzt worden war, auch namentlich durch 
unsere desfällige Mittiieiluiig erfaliren hatte, da.ss der Stände- Ver- 
sammlung vollständige Gelegenheit werde gegeben werden, sich 
über die Abgrenz img der ständischen Compelenz frei und ungehin- 
dert auszusprechen, — zur Zeit keine Veraiiliissiiug für sich ge- 
funden, die Angele genheit seinerseits an den Bundestag zu bringen. 
Danehen wivd aber fenner hemedct, dass> die Königb Preossischis 
Regierung imn ^imk-^Mik di» diMseitigü Dcpnache «ine den 
fiolfetsiuicluD Stlinden an nunhande Yoriage anr in Baang auf 
die YerfiMsung für die besonderen Angclc^oaluBtBn ilas fienN^ 
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IlmB tn Aussicht stelle, ohne doss der Verfassang für die ge- 
— mwhftftliciwn Angelegenheiten d«r Dänischen Monarchie ana» 
McUiclie EmtfiMmig gcscfacibe — gleidiwoU «dl zu der Voi^ 
iMBetoung bare^tigt halte, ilaaa den Stitaden mui der lugaaieherten 
Fraifaail dar BKHtemng Qber die Abgmmig dir Btftndisclien 
OompciteBS aocli die Freiheit imde gewährt werden, Une Bedenken 
md ihm Antrüge in Beeng anf die den Heraogthämem, bez. den 
Vertretern denalben, in der Oesammt-Staatsrei&Baang au ge- 
bende Stellnng vorziriiringen and ihre Rechte aua denjenigen Vor- 
heissungen geltend tu maclion, weltdke ihnen im Jahre 1869 nioiit 
nur in B€Mig auf die Neugestaltung der Spezialverfaasungen, aon- 
d«rn eben so wohl auch in Bezug auf die Einfügung der Herzog- 
thfimer in die Verfassung des Oesammtstaatcs ertheilt worden 
seien. Auf die diesen Bemerkungen und Ausführungen zu Grunde 
liegende Ansicht kann die Königl. Regierung um so weniger noth- 
wendig finden, hier iialier cinzugelien , als sie bereits wiederholt 
und namentlich in ihrem Memorandum vom 23. Februar d. J. 
Gelegenheit gehabt hat , sieh liierübor ausführlich auszusprechen. 
Wenn sie alsu bei der beabsichtigten Vorlage eines revidirten 
Verfassung.s-Hnt\\iii kis den Holsteinischen Provinzialständen Gele- 
genheit geben wird, sich über Verhältnisse zu äussern, die bereit.s 
ihre Erledigung gefunden haben, so geschieht dies keineswegs in 
dem Glauben, einer Verpflichtung nachzukommen, sondern ledi^p- 
lieh in der Abeich^ doreh einen freiwilligea Act die entgegenkom- 
ttoode Geainnn^g der Regierung an den Tag zu legen, wie sie 
eabh gehetft liat, eine gletebe GeaimiuDg dadurch auf jener Seite 
hervoraurufen. Sie gebt dabei edbetverstifadlicb yon der Vorana- 
Mteaiig aua, daee die Stande bei den bevoratehendea Yerfaand- 
tM^gen ibi« Bdugniese nicht llbersc^iten, vielmebr jeden Antrag 
vermeiden werden, welcher den Ohanfcter eines Ueb ergriffe s 
in die Competens der Vertretnng des Gesamm tstaats 
^CT eines andern Landestheils au sich tragen würde. Innerhalb 
die >er aus der Natur der Verhältnisse sich ergebenden Grenzen 
^ird den Holsteinischen Ständen «ine ausgedehnte Freiheit der 
Aeussonrng gCHtattet und ihnen auch namentlieli nicht verwehrt 
werden, ihre Ansicltteii und Wünsche mit Beziehung auf das Ver- 
hSltniäs Holsteins zum Gesamratstaate insofern zur Spi'ache zu 
bringen, ah dir betreffende Frage von einer Verhandlung über 
die Abgrenzung der st/indischen Compctenz liiglich nicht getrennt 
werden könne. Je mehr es aber hierbei auf die jedesmalige von 
den Ständen bei Vorbringung ihrer etwaigen Wünschen gewählte 
Form ankommen wird, um destoweniger ist es der Königlicheil 
Regierung möglich, sich ijn Voraui5 darüber näher auszu steche«, 
wie die ^zelnen Fälle m entscheiden sein möchten. Wt» 
dM Hereogthum Lauenbnrg betnfiit, so gereidht «s der KOnig|. 
Bflgiening cur walwi Mrle^ong, die Rioh^eit der $enBei%wi 
Annahme unter don Bemerken au beatätigen, dass, weimgleioh die 
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Stellung des gedachten Herzogthums von der des Herzogthums 
Holstein abweicht, es gleichwoM in der Absicht der Regierung 
liegt, der Yertretang Laii«iiburgs nicht mindere Beeilte, eis den 
Holeteiniechen Ständen einsnrttnmen. Dase dies in einem Eriasae -vom 
13. V. M. unerwilmt geblieben, rührt einfaeh von dem Umstände 
her, dass jener Erlass noh auf eine dortsettige mttMlliche Müthei- 
lung besie^ht, in welcher von den Yerbältnissca Lanenbnxgs über- 
all nicht die Rede war. Ew. Hochwohlgeboren ersuche ieh, dem 
Königlich Preussischen Minister - Präsidenten die gegenwärtige 
Depesche in Abschrift mitautheUen. Genehmigen &c 

0. W. MUMien. 



£rlm des K. Oesterreichischen Ministers der aaswärtigea 
Angelegenheiten, Grafen Bnol, 

an htn iL ^tf^p»txk%tx ^ager in ^i^rnj^agrn, d. d. üitcii^ 

6. ^iilt 1857. 

In dem Erlasse vom ]M tl d. J. haben wir der Ueberzeugung 
Ausdruck gegeben, dass die Bestimmungen der Gesammtverfassung 
der Dänischen Monarchie, in so weit dieselben eina Aenderung 
des Verfossungssnstandes der zum deutsdien Bande gehörigen 
Landestlieile in sich scliUessen, von den Berathungen der Hol- 
Btetnischen Stände nieht atisges<^ossen werden können, wenn die 
ICassregel, die das Kopenhagener Gabtnet nns m nneerer Genug- 
thmmg angekündigt hat, — die Bmfnng nämlkh der Stünde 
Holsteins zu einer ansserordenllichen Tersammlung im Monat 
August — den gehoffben Zweck erreichen soll. 

Auf unsere Aeusserung hierüber bezieht sich der abschrift- 
lich beifolgende von dem Herrn Grafen Bille-Brahe mir milge- 
theilte Erlass der Königlich Düaisehen Regierung. 

Wir vermögen uns nicht zu verhehlen, dass auch diese 
neuere Erklärung ninht vollständig unsere Zweifel über die Ab- 
sichten beseitigt, von welchen die Regierung Seiner Majestät des 
Königs geleitet ist, indem sie die Verhandlungen mit den Holstein- 
und Laiienburgischen Ständen iiV)er die Verfassungsangelegenheit 
vorbereitet. Indessen steht die Ausführung ihres Entschlusses nahe 
bevor, und die Konigi. Regierung wird binnen Kurzem in dem 
Falle sein, durch die That ihre Achtung vor den Rechten zu be- 
weisen , welche dem deutschen Bunde durch den Artikel 66 der 
Wiener Schlussacte, durch Dänemarks eigene Zusicherungen in den 
Depeschen an die Königlichen Gesandten m Wien und Berlin 
yom 29«^ Januar 1863 und cluich den Bundesbeadikta« vom 39« Juli 
desedlben Jafarea erworben sind. 
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Unter diesen Verhältnissen werden wir vorerst die weiteren 
Schritte der Königl. Regierung abwarten, überzeugt, dass die eben 
80 ernsten als wohlgemeinten Vorstellungen, die wir im Einver- 
ständnisse mit dem Königlich Preiirisischen Hofe an sie gerichtet 
haben, ihr keine Ungewisshcit darüber gelassen haben können, wie 
wir die Lage der Sache beurtheilen, und welche Handlungsweise 
je nach deren fernerem Verlaufe uns vorgezeiclmet sein vttrd«.' 

Eure &c itnd beauftragt, dem Herrn Minister MicIielBen Ton 
dem gegenwärtigen Erlaase Mittiieilasg za machen, 

(Gez.) BuoL 



Iff O. SV. 

Erlm des K. Frenssischen Mioisterpräsidenteji, Freiherm 

?on lanteaffel, 

m^tn% %t\$Mtn in l^pmliagen, (irafeit mm iSriftiU^ 

d. d. fitxiin, 6. ßuii 1857. 

Der Zweck unserer Depesche vom 20. Mai c. war, Über die 
Absichten, welche die Königl. Dänische Regierung bei der an- 
gekündigten Einberufung der Stände Holsteins hegt, zu grösserer 
Klarheit zu gelangen. Welche Erwiderung uns darauf zu Theü 
geworden ist, wollen Ew. &c. gefälligst aus dem abschriftlich bei- 
folgenden Erlass des Ministers Michels en vom 24. v. M. ent- 
nehmen. Ich kann Ew. &c. nicht verhalten, dass uns die Erklä- 
rungen des Kopenhagener Cabinets auch dies Mal zu unbestimmt 
erscheinen, um einen sicheren Schluss auf die Intentionen desselben 
zu gestatten. Indessen die Zeit des Zusammentretens der Stände 
steht nahe bevor, und die Königlich Dänische Regiening wird 
alsdann berufen sein, zu handeln. Unter diesen ünu-taiidtii haben 
wir es, in üebereinstimmung mit dem Kaiserl. Oester l eichischen 
Hofe, für das Geeignetste gehalten, vorläufig abzuwarten, was uns 
die unzweideutige Sprache der Tbatsaeben bald sagen wird. 
Wir dttrfen dies thnn in der Ueberzeugung, dass wir das Kopen- 
' hagener Gabinet bd unseren bisherigen fieundschafdichen Bath- 
Schlägen in keinem Zweifel darttber gelassen haben, wie die 
Lsge der Sache von uns nofhwendig aufgefasst werden mnss, 
und welche Entschliessnngen sich daraus f&r uns, je nach 
dem weitem Verlauf derselben, ergeben werden. £w. &e. sind 
ermächtigt, dem Heim lünister lüchelsen eme Absohzift dieser 
Depesche miteutheilen. 
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Sitmg der OeotsekeB Bmämwmainm wm IL 

Oktober 1857. 

iarlacje oon öcßrcid) unb |lrcu^fn. — Eintrag J^annoocra. — 
Horflelliiiig brr Mittrr- unb i[m^\ö^fi lixß ^}Of\ißm 
fmetA»^^ 3U^ «njEiiffKiii»^ .nrrtceseiiiiiligni 

ii9 Vorlage ton Oestreich und Preussm. 

Nachdem von den Stünden des Herzogthums Laueiibiiig 
eine Beschwerde /regten die Königlich Dänische, Herzoglich 
Lauenburgische Regierung eingegangen ist, sind die Gesandten 
von Oestreich und Preussen angewiesen, im Namen ihrer Aller- 
höchsten RegierungtMi der hohen Bundesversammlung nachstehende 
Mittheilung in Betreif der damit verwandten J:;|.o4steinischeii An^ 
gele^enheit zu machen. 

Die hohe Vemmmluug hat in 4er Sitzuog vom 29. Juli 
1852 ron «lern fieitoiiB der GeMoidteii ▼o^.Qestreiqh und Preusaeo 
ezitaUeten Beiieh^te Über di|B V(mxieh,ung des ihren Allerh^Öchste^ 
HlSfen eriheilteD Mandata, sowie .tciii .der ^it^e .das Ü^m Qa» 
aandtan für Holatein und Imm^mf^ fiherr^ichten J^öniglv)h^ 
Bakanwtmairhmg vom .d8. Jannar 185^ Keimti^ss ^onoißp. 
S^tdeioa hal Sache .der Hec^gthtaer fisteln «und .Lanen.- 
hnrg, In firwartnng ihrer weiteren Entwiekalnng, einstweilen anl» 
geh(»rCy Gegenstand der Verhandbug Jm ^choosse der hoh^o 
Yersammlung zu sein. X>er Erlass der Spesualverordnung, Jbte- 
treffend die Verfassungen der Herz ogthtimer Holstein iniddLauen?- 
burg vom 11. Juni 1854 resp. 20. Dezember 1853, sowie des 
Vjsrfassvngsgesetzes für die gemeipschaftlichen Angelegenheiten 
der Monarchie vom 2. Oktober 1855 gab indessen den ('abinet- 
ten von Wien und Berlin, im Hinblick auf die gegen sie in 
Vertretung des Bundes von der JfcLönigJ^ch Dänischen Regierung 
übernommenen Verpflichtungen , Anla.-s , mit der letzteren im 
Juni v. J. von Neuem in Schriftwechsel zu treten , um dem 
Königlich Dänischen Cabinet die gegen den Deutschen Bud4 
eingegangenen Verbindlichkeiten gegenwärtig yu halten und der 
Wiederkehr der früheren Verwickelungen vorzubeugen. Sie ver- 
sahen zu diesem Zwecke ihre Vertreter in Kupenlia^rtn unterm 
23. und 1. Juni v, J. mit den erforderlichen Aufträgen. Die 
betreffenden Aktenstücke nebst den jdaBip injie^i^ genomm^n^ 
Dreschen, .nämUgh: 
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1) einem gleichlautenden Erlasse des Königlich Dänischen 
Ministers der auswärtigen Angelegenheiten an die König- 
lieh Dänischen Gesandten in Wien und Berlin vom 6. 
' Dezember 1851 , 
S) den darauf erfolgten Antworten des Kaiserlich OestreieU- 
9chen Hofes yom 36. und des Königlich Freussischen vom 
80. Detember 1851, 
8) der Rttckäusserung des Kttnlglieh Dänischen Ministers der 
auswärtigen Angelegenheiten vom 29. Januar 1852, 
beehren sich die Gesandten der hohen Versammlung ganz er- 
geben st Yoraulegen. 

Da die beiden Mächte in den anliegenden Antworten des 
Kopenhagener Cabinets vom 5. resp. 13. September d. J., in 
Verbindung mit den mündlichen Erläuterungen des Königlich 
Dänischen Herrn Bundestagsgesandten, eine Erledigung der von 
ihnen aufgestellten Bedenken niclit fanden, so richteten sie noch- 
mals , und zwar unterm 26. resp. 23. Oktober v. J., die hier- 
neben überreichten Erlasse an ihre diplomatischen Agenten in 
Kopenhagen. Sie sprachen darin die Erwartung aus , dass die 
dortige Regierung aus eigenem Ermessen zu dem Bt'schhisse 
gelange, noch in der gegenwärtigen Lage der Dinge den Ständen 
der Herzogthümer Gelegenheit zu geben, sich über dieGesammt- 
trerfassnng der Monarchie zu äussern. Die Königlich Dänische 
Regierung ging hierauf in ihrer Erwiederung zwar nicht ein, wie 
die hohe Bundesversammlung aus den bäden Depeschen des 
Herrn yon Scheele, an die KönigHeh Dänischen Gesandten 
In Wien und Berlin vom 28. Februar d. J. und der daau ge- 
hörigen Denkschrift ersehen wolle. Allein es wurde auf ver- 
traulichem Wege Hoffhnng gegeben, dass das Kopenhagener 
Cabinet sich vielleicht bereit finden lassen werde, die Stände 
von Holstein und Lauenburg zu eiu'sr ausserordentlichen Diät 
einzuberufen und mit denselben über den dermal igen Yerfassnngs- 
zustand des Landes und cÜe eingotrotenen Modificationen der 
früheren ständischen Rechte zu verhandeln. Unter diesen Um- 
ständen glaubten die beiden Cabinette von Wien und Berlin der 
Vorlage an den Bund noch Anstand geben und zunächst die 
Königlich Dänische Regierung nochmals zn einer Aeusserung 
in jener Beziehung veranlassen zu sollen, indem sie sich darauf 
beschränkten, die einzelnen hohen Bundesregierungen in ununter- 
brochener Kenntniss von dem Gange der Verhandinngen zu 
halten. Es wurde demgemäss den Königlich Dänischen Ge- 
sandten in Wien und Berlin in den letzten Tagen des März d. J. 
die entsprechende mündliche Eröffnung gemacht, wonach beide 
Höfe, in Erwartung einer eingehenden Erklärung des Kopen- 
hagener Cabinets, die beabsichtigten Mittheilungen an die hohe 
Bundesversammliiiig noch um drei Wochen vertagen wollten. 
Durch den gleich darauf erfolgten Rücictritt des Dänischen Ml- 
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niiteriiims ofab sich eine weHtire Yrndgennifir» bis die Regie- 
nmgen too Oestreieh and Preiusen — nachdem die Ernennung 
eines neuen Ministerimns einige Woclien hindurch yergeblich 
erwartet worden war — die beabsiGhtigte Vorlage an die hohe 
Versammlung nicht länger glaubten sntrüclLhalten zu sollen und 
ihren Gesandten den Auftrag ertheUten, dieselbe in der auf den 
14. Mai d. J. anstehenden Bnndestagssitzung einaubringen. Die- 
ser Schritt unterblieb indessen, nachdem Tags zuvor das Däni- 
sche Ministerium sich reconstituirt hatte und die EntSchliessung 
desselben, die Stände einzuberufen, nach Wien und Berlin auf 
telegraphiachem Wege mit ^^eth eilt worden war. Die Bereitwillig- 
keit zur Einberufung der Stände wurde in den an die Königlich 
Dänischen Gesandten in Wien und Berlin gerichteten Depeschen 
des Ministers Mi che Isen vom 13. Mai d. J. wiederholt, ohne 
dass jedoch alle Bedenken über die Frage ausgeschlossen wur- 
den, in welcher Ausdehnung man den Stünden die freie Erörte- 
rung ihrer Gravamina in Bezug auf die Gesammtverfassung 
Dünemarks gewahren wolle. Es wurde desshalb ein weiterer 
Schriftwechsel der Cabinette von Wien und Berlin mit dem Ko- 
penhagener Cabinet erforderlich, welchen die Gesandten ange- 
wiesen sind, mit den gedachten beiden Depeschen vom 13. Mai 
d. J. der hohen Versammlung vorsulegen, nämlich die Rück- 
ftusserungen ihrer Regierungen tom 20. Mai d. die Dänischen 
Erwiederungen nach Wien und Berlin vom 24. Juni und die 
Antworten hierauf vom 6. Juli d. J. 

Die Hoffnung, dass auf dem Wege der Verhandlung mit 
den StSnden die so wänschenswerthe Ausgleichung werde erreicht 
werden, ist leider nicht erfüllt wordeuk Die neuerlichen Verhand- 
lungen der letzten Ständeversammlung zu Itzehoe sind noch in 
frischem Gedächtniss. Da die Königl. Dänische Regierung der 
letiteren nur in Betreff eines Verfassungsgesetses für die beson- 
deren Angelegenheiten des Herzogthums, nicht aber hinsicht- 
lich der Stellung der ^erzogthümer zur Gesammtmonarchie 
Vorlagen machte, so haben die Stände ihre Ansichten der Re- 
gierung in einem Bedenken vorgetragen, welches inzwischen im 
Druck erschienen ist und hieneben gleichfalls überreicht wird. 
Demnächst ist die Versammlung geschlossen worden, ohne dass 
eine Aussicht auf eine weiter eingehende Beliandlung der Sache 
eröffnet ist. 

Die Allerhöchsten Höfe von Wien und Berlin hatten gehofft, 
durch ihre vertrauliche Vermittlung die Angelegenheit in Ver- 
tretung des Bundes so weit zu führen, dass sie der Beschluss- 
nahme der Hohen Bundesveinanimlung ein befriedigendes Resultat 
zur Sanction hätten unterbreiten können. Sie halten auch jetzt 
noch an der Hoffnung fest, dass die Königl. Dänische Regierung, 
hemfiht sein w«^ den tob den Ständen der Herzogfhümer gel- 
tend gemachten Beschewerdeft die gewinschtft Ab]ifi& sn TbaA 
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werden ra lanMi. Sie liaben aleli tadessefi vleM fttr b«Aigt er* 
«sehtet, die im Namen des Buides von ilineti gepflogenen ¥er- 
handloiigen auf eine imVestimmte Zeit Idnaus in dser unenl* 
schiedenen Lage ta belassen, ohne dfeselben, mft dem Auheim-' 
flteUeh dKf nlfhereii gemeSnc^amen )SHrS^tl&|^ und BeiwihMinMAime, 
iä 4ife band ifer Hdteta -IhiudesmsamiDlhing niederntkqpen. 

B) Antrag Hannoeei^s. . 

"^ön Seiner Majestät dem Könige, seinem aflergnlidigsten 
BlErtTn, ist der Gesandte beauftragt, folgende besondere AntrSge 
und Motivinmg der hohen Bundesversammlung im Anschluss an 
die Mittheilung der K. K. Oestenreicfaiadtien und KSnigl. Prelis* 
idscben Recifrinip" vorzutragen. 

iMe Stände des Herzogthuras Lauenbnrg haben nunmehr 
die hohe Bundesversammlung um Schutz ihrer und des Herzog- 
thums verfassungsmässiger Verliiütnisse angegangen. 

Es ist nicht zu verkennen , dass die Sache Lauenburgs In 
allen wesentlichen Punkten mit den Klagen im engen und un- 
trennbaren Zusammenhange steht, welche das Herzogthum Hol- 
stein führt. Namentlich geht dies aus dem Ausschuss-Berichte 
der Holsteinischen Ständeversammlung hervor, welcher im vorigeu 
Monate von ihr zum Beschluss erhoben -worden ist. 

Die Klagen heider flerzogühüroer liaben die NichlieiMlimg 
Jener Verbtedlichk^tti sur Ontndlage, wel^ dar K^nfglieh 
DSnischen Re|^enmg theils irermdge dea Bundesreehts fiesng 
anf ^ Heraogthümer Holsteiü und Laneriburg ^iftAagen , theils 
Ton Ar ansdrttcfclich In den Yerhandhmgen Von 1B50 Mb 18M 
gegen den Deutschen Bmd und 'die fierzogthümer Übemmmnen 
waren. 

Kaum -dürfte es aber Irasmifelt werden Iiiinnen , dass die 
Bnndesyersammluäg yolHcMomen b^raehUgt 'ist, <fte Sache der 
Herzogthümer auf eigenen Antrieb anzugrdfen imd dSß Be- 
schwerden der betheiligten Herzogthümer als blosse Anfeeigto 
aufzufassen. Da die Verpflichtungen der Königlich Dfinisdhen 
Regierung, um welche es sich hier handelt, theils durch die 
Grundgesetze des Bundes gegeben sind, theils zwischen dem 
Deutschen Bunde und der Köuiglich Dänischen Regierung in 
Folge der angerufenen Intervention des Hundes unter Gewährlei- 
stung der allerhöchsten Höfe von AVien und Berlin vereinbart 
und unter die Garantie des "Rundes gestellt sind: so ist in 
der gegenwärtigen Frage jene Competenz der Bundesversamm- 
lung bcgriindet, welche Artikel 31 der Wiener Schlussakte 
verleiht. 

Eben so wenig dürfte es einem Zweifel unterliegen, dass es 
die höchste 'Zeit iVr die hohe Bundesversammlung ist^'ddh 
der -Sache 'dar Herzogthfimer -annmehtaen; {Jener >Mhere *Gnuid 
Attr '^etl^ginttilrt ^ 'nütefidi-Mt^litt 'Basi9Mnttden ttüd Wlteseha 
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tisr QtafflOgl^iitter gMn .wm^ inlMieii, Bund über 

die Sache uriheilen könne, iil w^ggefiülen, nachdem die Hol- 
etehuBchen Stünde ihre Gravamina in dem bereits erwähnten Ami- 

schussberichte niedergelegt, und die Lauenbur^schen Stande ihre 
Ansiehleii mid Wünsche in der überreichten Beeohwerdcschrift 
ausf^esprochen liaben. Auch lässt sich nach der gegenwärtigen 
Sachlage kaum annehmen, dass die Könifrlich Dänische Regierung 
geneigt aat, über die hauptsächlichsten Beschwerden der Herzog- 
thümer gegen die Gesammtverfassung mit diesen zu verhandeln 
oder aus freiem Antriebe jenen Jicscliwcrilen ;::euügende Abhülfe 
zu gewähren. Längeres Zoi^crn dürfte nur die Folge haben, dass 
die Königlich Dänische Kegierung auf dem AVege, aus der däni- 
schen Monarchie einen Einheitsstaat mit Unterordnung der Her- 
zogthümer Schleswig, Holstein und Lauenburg nnter die Dänische 
Bevölkerung und mit Unselbtst^tändigkeit dieser Herzogthümer 
zu schallen, immer weiter vorschritte und die liückkehr zu einem 
Gesammtstaat mit gleichbereehtigter Stellung aller Landestheile 
immer unmöglicher machte; nnd dass die hohe Bundesversamm- 
lung sich den Vorwurf zuzöge, nicht zur rechten Zeit einer so 
wesentlichen und dem Bmidesrechte so wie den Yertriigen zu- 
widerlaufenden Verschlechterung des VerhüItBisses der Herzog- 
tfiümer widerstanden zu liaben. 

Bei dieser Saclüage und da Hannover als Bundesstaat über- 
haupt und als Grenznaehbar der Herzogthümer ein besonderes 
Interesse dabei hat^ dass die Verhältnisse dieser Länder zu einer 
festen, gutem Ordnung kommen, so haben Seine Mi^estät der 
König den Gesandten beauftragt, folgende Anträge zu stellen; 

1) Die hohe Bundesversammlung woUe die Sache der Herzog- 
thümer ex officio in Behandlung nehmen, und auf dieser 
Gnmdlage den zu erwählenden Ausschuss beauftragen, die 
Verbindlichkeiten der Königlich Dänischen Regierung aus 
dem Bundesreehte und aus den Verhandhin.j^en von 1851 
und 1852 und deren Erfüllung oder lüchteriUllung zu 
untersuchen ; 

2) falls es sich zeige, dass wesentliche Verbindlichkeiten nicht 
erfüllt worden sind, die Königlich Dänische Regierung 
um Erfüllung mit dem Vorbehalt ersuchen, dass die Bun- 
desversammlung sich geiiötliigt sehen werde, die dem Bun- 
desreehte und den übernommenen Verbindlichkeiten zuwider 
laufenden von der Königlich Dänischen Regierung erlas- 
senen Bestimmungen und getroffenen Einrichtungen für die 
Herzogthümer Holstein und Lauenburg und für den Deut- 
Mhen Bund als unverbindlich zu erklären, falls die König- 
liche Regierung nicht ^hmerhadb einer m eMllMdcn Mit 
die fiflQllung erwhrke. 
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C) Die YcrfUlbmg der Bittet- und Landschaft des Henogtkvms 

Lauenbwg, 

Der wesentliche Inhalt derselben ist folgender: 

A. Widersprüche gegen bundesrechilielie 

Bestimmungen. 

I. Der § 5» der Gesammtverfassiing von 1855 lautet: 

„Bevor der König die Regierung antritt, übergibt er 
dem Geheimen Staatsrathe schriftlicii die eidliche Yer- 
sichening, nnverbrüchlich die Verfassun^s besetze m halp 
teil. — Kann der König diesen £id nielit unmittelbar 
bei dem Thronwechsel ablegen, so wird die Regierung 
yon dem Geheimen Staatsrathe geführt, bis jene Eides- 
leistung stattfindet, es sei denn, dass durch ein Gesets 
ein anderes bestimmt werde/' 

In diesem §. ist dreierlei auffallend : 1) dass der Kegierunge- 
antritt des Monarchen in der Monarchie und in den Herzog- 
thümem abhängig gemacht wird von der eidlichen Zusicherung; 
2) dass, wenn der König: die Zusicherung nicht gibt, in der 
Monarchie und in den Bundesländern Holstein und Lauenburg 
niclit dor IMonarch, sondern der Geheime Staatsrath die hr>rhste 
Gewalt ausüben :<oll; 3) da^R ein Ge-^etz, d. h. dieser Geheime 
Staatsrath und der Reichsrath (die Dänische Mehrheit) vereinigt, 
nöthigenfalls auch einen andern Tnterimsregenten ernennen können, 
als den Geheimen Staatsrath. Dazu kommt noch, dass § 7. dem 
König seine Civilliste nur für die Daner seiner Regierung ge- 
währt, also mittelbar die Nicht,2:ewährung einer Civilliste bis zur 
Eidesleistunir droht. I'nmöfrlich kann jener § 5. in einer Ver- 
fassung stellen bleiben, welche auch für Biuult ^ländi'r gilt, denn 
sie widersprechen den Grundgesetzen des Bundes, insbesondere 
dem Artikel "57. der Schlussakte und dem Bundesbeschluss vom 
23. August 1851, welchem die Dänische Regierung beigetreten 
ist. Diese ist sonach nicht berechtigt, das Recht des Thronfol- 
gers, welches sich nach dem monarchischen Prinzipe an Gebart 
und Erbfolge Icnüpft, yon einer aufschiebenden Bedingung ab- 
hängig zu machen und eine andere Staatsgewalt, als die durch 
Erbfolge begrtlndete, bis zur Erfüllung der Bedingung einzn- 
setzen. 

H. Auch § 49. der Oeeammt-StaataTerfossung : „Eine jede 
ordentliche oder ausserordentliche Auehebung für Heer oder 
Flotte soU durch Greeetz gebilligt sein/^ widerspricht den Bun- 
doq[»flichten, insbesondere dem Art 58. der Schluasakte, indem die 
Erfüllung einer Bundespflicht von der DfinUchen Mehrheit des 
Reichsrathes abhängig gemacht wird. Die Bestimmung der Ver- 
fassung in § 23.: ,J)a8 Yerhältniss der Herzogthümer Holatein, 
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und Laiienburg zum Deutschen Bunde wird durch das gegen- 
wärtige Gesetz nicht berührt bietet um desswillen keine Ab- 
hülfe ?rep;en den erwähnten Uebelstand, da ein g:esondertes Bun- 
descontingeiit nicht besteht, sondern dasselbe einen untrennbaren 
Theil des Dänischen Heeres bilde^. 

B. VerletJEungen der Verfassung Lauenbarge durch 

die GeBammtY erfassang. 

L Der § 23. der Geeammt-'StaaieTerfassiiiig besagt: „Ent- 
stellt eine DUFerenz zwiselien dem Reichsrathe und der Reprä- 
sentation eines Landesiheiles darfiber, in wie weit eine Ange- 
legenheit zu den gemeinsdiaftUchen oder zu den gesonderten 
gehört, so wird sie von dem Könige in dem Geheimen Staatsrath 
entschieden, d. h. die Dänische Mehrlieit der Minister entschei- 
det über die von der Dänischen Mehrheit des Reichsrathes her- 
beigeführten Differenzen. 

Tl. In einer Verordnung vom 26. Juni 1856 liat die Dä- 
nische Regierung den allgemeinen Grundsatz ausgesprochen, dass 
sie sich vorbeiialte, nach eifreneni ErnicsscTi ,.sämmtlicliCTi Lan- 
destheilen rücksichtiich etwaiircr Bestimmungen über den Um- 
fang der besonderen Angelegenheiten derselben eine gleiche 
Stellung anzuweisen." Hiermit ist also ohne Biieksicht auf 
Art. 56. der Schlussakte eine beliebige einseitige V'eränderung 
der Lauenburgischen Verfassung in Aussicht gestellt. 

III. Kbenso ist Art. 5G. der Schlussakte verletzt durch die 
Bestimmung in § 21. der Gesammt-8taatsv( rl"a.<.>uiig, wonach der 
König die gesetzgebende Gewalt mit dem Reiclisrathe theilt, wo- 
gegen sowohl nach dem Landesrecess von 1702 als der Ver- 
fassung Lauenburgs von 1853 der Erlass neuer und die Ab- 
änderung sowie Deutung bestehender G^esetse der Zuzieluing der 
Ritter- und Landschaft bedurften. Dieses Recht der GMetz- 
gebung ist den Ständen Lauenburgs bei allen Gesetzen entzogen, 
weiche gemehisame Angelegenheiten betreffen. 

IV. Von der grössten materiellen Wichtig1i:tit für Lauen- 
burg ist Jene Aliändernng der alten Finanz Verfassung, welche 
§ 53. der Gesammt-StaatsTCrfassung in den Worten enthält: 

„Es verbleibt rficksichtlich der finanziellen Stellang 
des Herzogthums Lauenburg bei dem bisher Geltenden, 
bis anderweitig durch Gesetz darüber verfügt wird." 
Unter Gesetz ist wie immer in der V«r£ftS8inig ein Zusam- 
menwirken der blossen Dänischen Faktoren zu verstehen. Jßs 
alterirt diese Hesfimmung die Lauenburgische Verfassung: 1) in 
der BestimmunfT, dass die Kosten der Regierung und Verwal- 
tung von dem Landesherrn aus dem Ertrage der Domänen und 
Regalien bestritten werden, wozu Stände nur das HeriLÖmmliche 
und Erforderliche nach eigener Bewilligung beisteuern, wogegen 
nach der Gesammt-ötaatsverfassung der Reichäratb, in welchem 
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Lauenburg kiüne ikilirdehaiide Vertretang hat, libtr die Ei»kttnftt 
d«B Lafndee verfftgen soll, das jetzt aekam die miTorktiätaiiaioiiB* 
8ig liolie Samme Ten 300,000 TUr. cu d«B Kiwte» des 
BaiMBifltaatee naoh Kopenhagen adiickt. 

2) Die grossen Domänen des Landes, Mlehe giqfen 
200,000 Thir. reiner Einnahme gewähren und von 1702 — 1853 
allgemein als anveräiisserlich und als Landessache des Herzoge 
tliiims anerkannt waren, sind nicht nur durch den erwähnten 
§ 53. im Prinzipe gef2Üirdet, sondern insbesondere auch durch 
§ 58. und 50. der Gesamrat- Staats Verfassung, welcher letztere 
die VeräuBseriiiifj oder den Erwerb einer Domäne von einem 
Gesetze in ileni oben aiif^eirebenen Öiime iibliän<xig macht. 
Die praktisciie He(!cutunn: dieses Prinzip.s hat sicli schon gezeigt 
durch das Gesetz vom 21. Juni 1856, weiches in den Bundes- 
landen die Veräusserung von Domanialgruudstücken gestattet, 
deren jährlicher Ertrag 200 Thlr. nicht überschreitet, und durch 
einen Antrag der iicgierung bei dem Rpicli.^^rathe auf Veräusse- 
rung der Laueiiburgischen Domäne Hoileubeck , welcher nur 
wegen Un Vollzähligkeit dieser Versammlung nicht Kum Besch! uas 
erlioben wurde. 

V. Es liegt in der Natur der Sache begründet , dass nach 
Hentellnng einer Dänisolien Meihrbeit im Mkiisterittni wie im 
Reiohsrathe kein Minister Deutscher Heczogthttmer (dne sanderje 
Richtung verfolgen kann, aOs die diesen Tendenaen entapreeliende. 
Dies ^v1derepri(ät awar nicht einem einselnen Paragmpben der 
Lanenlmrglsclien Verfassung, wohl aber der Defiaitien 'des Ge- 
sannntetaates , wie sie in der Dffniselien BekannUnaduing Tom 
28. Januar 1852 den Deutschen MMcliten gegenüber gegeben 
ist, „dass kein Tbeil dem andern untergeordnet sein sollte.^ 
Dieser Definition zuwider ist auch die Errichtung eines allge- 
meinen, d. Ii. Dänischen Ministeriums des Innern für alle 
Landestheile , am 16. Oktober 1855^ dem die Verwaltung der 
Domänen und Forsten mit übertragen worden, obgleich dleae 
Annrelepenheiten früher zum Geschäftskreis der Rentkamraer ge- 
hörten, womit es nacli der erwähnten Bekaimtmachung beim 
Alten bleiben sollte. So wird dnrch die Uebertragung der Ver- 
waltung aller wichtigen Angelegenheiten an oberste Instanzen 
von Dänischer ^«iationalität und Richtung das Deutsche Element 
von allem Einflnsse im Innern der Herzogthiiraer entfernt und 
dem Dänischen Elemente Einfluss, Aemter und .BelQhaungQn im 
Innern dieser Lande gewährleistet. 

Auf die vorstehende Beweisführung: dass die Gesamnit Ver- 
fassung in mehreren ihrer Bestimmungen wesentlichen Punkten 
deriBundesgesetze widerFpricht und die Verfassung und Verwaltung 
Lanenburgs ^rembiedentllch auf yerfassungswidrigem Wefpe ab- 
geln^eet worden sind, eonacb ebie Teiletaung der MUMtsttfndif* 
Mt jdei Herzogthmna dind der IBBadesgmndgeMtae wliegt, JmA 
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ae Rftter* mA LaifdsdMft Ihie im OYtahn 1857 la lUtacbwg 
uaterseiokiete Bitte vmA Vorstellang an «die hohe Bandfisver«- 
iftmmlniig gegrttndel, wdlehe mit £b%e»dem Antn^ scUieMt: 

1) Hoke DeitBfsbe Bundesvarsamnliiiii; woUe erklftran, da«s 
diijtiniigeB Bestimmungen des tt«sei% erlassenen Verfassu^gs«- 
gesetzes vom 2. Oktober 1855, und die eodffln in dieser 
Penkschrift beaeiobnetcn Erlasse und Massnahmen, welche 
eine Unterosdnung des Henogtkoms Laueoburg in der Ge- 
seattitverfasaung enthalten oder dessen begründeten Anr 
spruch auf Selbstständigkeit verletzen, theils dem Bundes- 
rechte, insbesondere dem Artikel 56, theils den vertrags- 
mässig ertheilten Zusagen und feierlichen Erklärungen 
zuwiderlaufen, und also f[ir das Herzogthum Lauenburg 
nicht rechtsverbindlich seien ; 

2) demnächst bei der Königlich Dänischen Regierung dahin 
wirken , dass andere Bestimmungen und Einrichtungen an 
deren Stelle gesetzt werden, welche die Gleichberechtigung 
des Herzogthums in der Gesammtverfassung inid die Selbst- 
ständigkeit seiner besondern Verfiassung und Verwaltung 
herstellen und garantiren. 

Es wurde beschlossen, diese Angelegenheit einem'besondcrn, 
in I rit fhrtw Sitiung xn wählenden Ausschusae zur Berichterelat" 
tvQg £11 itoerweieeiit 



Hl», 

- Sitzang der Deutschen Bandesversammliuig vom 

' 5.Novemheri8ö7. .^;;;;;;^^; • 

wurden ss'n Üfit gliedern des erwähnten Ausschusses 
iä^^lftiäjl Vdüh Oe^lereieh, Ih^eiBsen. Baiem, Königreidi Stteft- 
sen, HimKbVeri Wfirtembetg «ad Knrhessen, und! su SMret- 
treta^"^J^f|;en yon MeMenbhr^ tind Bi^äei j^i^aiit. ' ; 



Sitzaug der Deutschen Bandesversammiung vom 
19. November 1857. 

' %tx^i^mn ^elftem tnib jCaucnbiur^ 

Auf den Vortrag des Ausschusses und in Uebereinstimmung 
dem gestellten Antrage beschleaa die Versamndung, die Vor- 
•tflUnog der Bitter-* und Landechaft des Hen&ogthums Lauenhurg 
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der Königlich Dänischen, Herzoglich HoIsteiniBchen und Lauen- 
hurgiBchen Regierung durch Vermitteluug ihres Herrn Gesandten 
niitzntheilen , ob und inwiefern sie eine Aeasserung über deren 
Inhalt zum Behufe entsprechender Würdigung und Berücksich- 
tigung bei der durch die Oestreichisch-Pronssischcn Mittheilung 
und den Hannoverischen Antrag vom 29. Oiitober d. J. veran- 
lassten näheren genirinsclialtlichen Erwägung und Beschluss- 
nahnie liinsiclitlich der Verfassungs-Angelegenheit der Herzog- 
thümer an die Bundes - YersammluDg gelüigen za lassen, für 
angemessen erachte. 



No. 81. 

BeiieU des Eogüschei 6eiieral*Coii8iil Ward ?om 28. 

lai 1897, 

an hm ^taatd|Vcrrtär (§rafrn CUrenbon. 

Die Zeitungen veröffentlichten AnÜMig Decembers folgende 
Inhaltsangabe des erwähnten Berichtes: 

Die leitende Idee ist die einer Beorgaaisation der Däni- 
schen Monarchie nach dem föderatlT«! Prbusip. Wenn mitge- 
theilt worden ist , • dass in dem Bericht der sogenannte Eider^ 
Staat oder die Incorporation Schleswigs in Dänemark auf irgend 
eine Weise empfohlen sei, so ist dies durchaus unbegründet. 
Der Berichterstatter ist überhaupt mit der Stellung der Deut- 
schen Mächte ganx einverstanden; er findet die Versprechungen 
des König- Herzogs vom 28. Januar 1852 noch unerfüllt und 
betrachtet die Gesammt - Verfassung vom 2. Oktober 1855 als 
ungesetzlich und kraftlos. Unter den Beschwerdepunkten der 
Herzogthümer werden angeführt: die Verfügung über die Do- 
mänen ohne die Controle der Stände der respectiven Herzog- 
thümer, die ungleiche Stellung der beiden Nationalitäten bezüg- 
lich der genieinsamen Gesetzgebung, die Zurücksetzung der 
Deutschen Nationalität in den beiden IJerzogthümern, die Ent- 
lassung so vieler Deutscher und die Anstellung von Dänischen 
Beamten, der Krlass von Verordnungen bezüglich der Justiz- 
Verwaltung und des Münzfusscs oliue die Zustimmung der Pro- 
vinzialstände, und die systematische Verwahrlosung der Kieler 
Universitfti Die Terfolgung der Deutsdien Sprache im Heraog- 
thum Schleswig, und der Zwangsgebraudi der Dänischen in so 
▼ielen Deutschen Kirchen und Schulen erfifhrt nachdrücklichen 
Tadel. Als Heilmittel für den jetzigen anarchischen Zustand em- 
pfiehlt Herr Ward drei verschiedene Häne, welche sUmmtlich au£ 
das föderative Prindp basirt sind: 1) Die BUckfcehr der Herzog- 
thümer Schleswig und Holstein zu dem sAatus quo vor 1848» 
d. h. die verfassungsmässige Einigung der beiden Heczogthfimer. 
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Sie wMen zu Dänemark in euien FSdeittfiTTerbXltnltB in 6e- 
liehnng auf Oertchtg-Angel^geiiheiten, Heer und Flotte, Dip- 
lomatie, Zollverwaltung u. 8. w. Stehen, aber (tir sich eine gemein* 
Bame landständische YerfitssaBg behalten, mit einer besonderen 
Verwaltung und eingeborenen Beamten, mit Ausschliessung aller 
Dänen. Der Plan macht es nicht nöthig, dass Schleswig in den 
Deutschen Bund hereingezogen werde. 2) Die Theilung Schles- 
wigs nach den Nationalitäten. Der nördliche Theil würde Däne- 
mark, der südliche Holstein einverleibt, jedoch nicht in den Deut- 
schen Bund aufgenommen. Das Föderativ-Verhältniss würde dann 
dasselbe wie unter 1. werden. 3) Die Bildung einer Conföderation, 
bestehend aus den vier Staaten: Dänemark, Schleswig, Holstein und 
Lauenburg. Jeder Staat würde dann seine eigene selbstständige Ver- 
fassung erhalten mit demselben Föderativ-Verhältniss wie nach 
dem ersten Plan. — Herr Ward erklärt die Vereinigung von 
Schleswig und Holstein für gerecht und der geschichtlichen Stel- 
lung beider Herzogthümer gemäss, scheint jedoch dieselbe vor der 
Hand als unausführbar zu betrachten, und deswegen neigt er sich 
zu einer Theilung Schleswigs nach der Sprachgrenze. Im Ganzen 
genommen isl der Ward^sche Bericht allerdings im Sinne der 
Deutschen Sache in den Herzogthümem verfasst; er beruht jedoch 
auf dner völlig unparteiischen Wflrdigung der bestehenden Ver- 
hfiltnisse und zeugt vor allem von dem ktSltigen GereehtigkeitB- 
Binne des Yei&ssers. 



Irlasi^M Flinten ftortschakoff, 

an iiUif(rUd|ett €»e(intMrit tu ^opentiagen, ihxm p. Vn^etn- 
Sttrtibtrg, d. d. 5t. Jß^mhm% 19. Honcmber 

(I. ßc}.) 1857. 

Herr Baron I Die Angele<^enheit der Herzof!:thümer Holstein 
und Lauenburg: tritt in eine Phase, deren Bedeutung man sich 
unmöglich verhehlen kann. Einerseits hat der Deutsche Bundes- 
tag die Klage zugelassen, welche die Stände von Lauenburg vor 
ihn gebracht. Andererseits haben Oesterreich und Preussen die 
Holsteinische Angelegenheit beim Bundestage anhängig gemacht 
und Rechenschaft abgelegt über ihre unfruchtbaren Anstrengun- 
gen , die zwischen Dänemark und den Holsteinischen Ständen 
entstandene Differenz durch direkte Verhandlungen mit ersterem 
zu ordnen. 

Der Frankfurter Bundestag findet sich demnach in die Lage 
versetzt, sich auszusprechen, wie Art 31 der Wiener Schlussacte 
sein Recht und seine Verpflichtung dazu aneikenni Wir können 
nicht zweifehii Herr Baron, dass sich der Bundestage in Aus- 
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Übung dieses Reebtes und in Eifiillung einer nicht weniger un- 
beetreitbaren Verpfliditung , genau . innerhalb der ihm von den 
Bundes-Institiitioueii vorgcächriebeneu Olienzeu und tonnen hält. 
Se. Maj. der König von Dänemark wird also in seiner Eigen- 
schaft ald Herzog von Holstein und Lauenburg die Gelegenheit 
haben, sieh gegen seuie Mitstände über die Punkte. woU:he den 
Gegenstand dieser bedaurrlielieu Diüerenz ausnuuiien, und über 
die Intentionen zu erklären, welche iiui bei Ausführung der in) 
Jabfe gegen den Bund eiDgegaugeneu VerpAich^ungOA leiiQB, 
Von d&ef4B ErUärimgea wird, wi« mm Ywitkmhßa rnnsa» 
Ausgang einer Angelegenheit etabängen^ auf welelief cUe Ajh^ 
SMrkMmkAll DenteehlandB lafal md w^^e Düiumrk selta! im 
der Sehwebe bSlt kh habe aleo nkkt «Mig Ei«r. 6«eeUewi 
ammiMckeii, wie sehr im Kaiaerltobe Obiaet wiinecbeii muuk 
dais der Kenig die ihm dargeboUne- Ctoleg^nheit e^gre^iw we^ 
um zu beie^gen, dase ibn Terelttidiebe €k«isBttigiwi beseeleiv Ipi4 
auf eine unverwerfliche Weise «eina Absicht darzuthHn, die 
Bwi^eheu Sr. Majestät und dam Bunde fiir Holsteia ia8beao«da|f 
getroffenen Uebereinkommen aufrecht an «halten. 

Bmalaiid iiat sich, wie es musste, eines Eiamisehung i« 
dieee Fragea «ithalten, welche seiner Meinung zufolge &\ia^ 
schliesslich dem Gebiet des öffentlichen Deutschen Recluea 
angehören. Ks kann aber nicht mit Gleichgültigkeit eine Sach- 
lag^e sich verlängern sehen , deren für die liuhe des nördlichen 
Europa bedenkliche Dauer in keinem Falle den wahren Inte- 
ressen Dänemarks zum \ oitlieil gereichen kann. Der Dänischen 
Regierung ist es nidit unbekannt, bis zu einem wie hohen 
Grade die Herzogthümer die 8ympathieon der Deutschen Be- 
völkerungen erregt Man muss es den Deutschen Regierungen, 
und zumal Oesterreich und Preussen Dank wissen, dass sie den 
Ausdruck dieser Synipalhie bisher in so gerecliten Schranken zu 
halten verstanden haben. Sic dürfen aber darum nur mit um so 
grösserem Rechte erwarten, dass Dänemark eich geneigt aeige, 
itt einean gereohtea ind ibivi aelbat ehrenTdlen AbkomnQii die 
Hand am re&ehen. 

Dieee Erwägungen werden der Weiaheik dea K(>uigs im4 
•eiDei Bathe niebt entgehen. Daa Souaerliche Gabinet empfiehlt 
eie noch einmal ihrer ernsten Auimerkiamkeit. 

. £a iet lebhaft au wtbuohen, dasa die B^enmg des ESnigf 
dwch die Erklärungen, welche aie dem Dentochen Bundeetege 
daranbieten in der Lage aein wird, einer freundlichen Ausglei- 
chung, wie ea ebensowom ihre eigenen Interessen^ als die Würde 
der Krone erfordern, nicht den Weg abschneiden werde. 

Kur ganz confidentiell werden £w. Excellenz diesen dring* 
liehen Wunsch (roeu) im Namen des Kaiserlichen Cabinets aus*^ 
drücken. Eine gründliche Kenntniss der Angelegenheit der Her- 
aegthumei aowoJtd ala der Buodeegeeetae werden ßie in dea 
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Stead SQtsfDi Qure £iWmiigen ntt alleii ii(Sthifeii Sriiiilining«ii 
am bagltiten und zimul den Mhiisteiii 6u Königs die «nange- 
nebmen (fftehenses) Folgen tot Angai m MtUm» die eise Beehto- 
Terwelgenmg (d^ de Juitioe) nach sich Mm kSmiteu 

Nichte stdit entgegen, daes Sw. EzoeDens dem Herrn 10- 
niater der AnswilrtigaL Angelegenheiten die gegenwärtige Note 
zur Lectiire überlaeaen uaA aelbet in Abedirifk amtdlen. 
Rtw|>fApgfln Sie &C. 



Sitzung der Deutschen BundesYersamnilung vom 14. Januar 1858. 

Der Ausschubs erstattete einen ausführliehen Vortrag über 
die Verfassungs - Angelegenheit der Herzogthümer Holstein und 
Lauenburg, in Folge dessen die Versammlung besdhloea die Ab« 
stinunung über £e AntrlEge dea Aneeelinaeea Umwi 4 WoehMi 
Torsonehmen. (Der beaacEen üebenaioht wegen findet aieh dsar 
wesentliche Inhalt dea Ausachnasberichta nebet den aom Beaehhiis 
erhobenen Anträgen dea Anschnsaes nnter Uro» 85 ebgedmefclü) 



IVO. s«. 

Btniic dor DeatsckenBindegviigauiiiig nm 4.rebiiar 1M8. 

jUrtrag ^^amwKr^e mrgtn (Srla^ rtnes 3nl)ibttonuin0. — QErHld- 
run0 iPanmarkd über Ut §msnbnx^Hö)t Jitfd^ncvlie. 

Der Gesandte ist Yon seiner allerh. Regiening beauftragt, in 
Bezug auf die Bolal^n-Laaenliurgische Angelegenheit Folgendes 
der h. Bundeerersammlung Yorznteagen: Wenn die h. Bundes- 
yersammlung den Bescbluss fassen sollte, welcher von dem 
niedergesetzten Ausschüsse in der Holstein-Lianenburgischen An- 
gelegenheit beantragt worden ist, so würde der Natur der Sache 
nach den Anträgen des Ausschusses der weitere Antraj^ nach- 
folgen müssen , dass die K. Dänische Regierung bezüglich der 
Herzogthümer Holstein und Lauenburg nicht weiter fortfahre, 
auf der rechtswidrigen Basis zu handeln, namentlich aber keine 
neuen Gesetze, Massregeln und Auflagen durch den Reichsrath 
beschliessen lasse, insofern diese Anwendung auf die Herzog- 
thümer 6nden sollen. Die Umstände erfordern aber, nach Ansicht 
der K. Regierung, dass die h. Bundesversammlung recht bald, 
wo möglich gleichzeitig mit dem Hauptbesclüuiss, dessen u&tur- 

9 
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gendtoM Oonseqnaia »nsspfcciit. Dena obwoM die K. Dfinlsche 
Regierung die Fordernngen des Deutschen Bandes hinreichend 
dureh die mitgetheilten Berichte und Anträgfc des Ausschusses 
kennen muss, so eeheint es doch nicht, dass sie die Absicht habe, 
.Ton eeltist bis zur Herstellung des von der h. BundesTersamm- 
lung zu fordernden rechtmässigen Zustandes in den Herzogthümem 
einzuhalten mit Ausführung und Anwendung des gegenwärtigen 
vertragswidrigen \>rfas.siingsyerh;ntnisse8. Die Haltung des K. 
Dänischen Ministeriums ge^tii den Antrag, welclien mehrere 
Holsteinische Mitglieder des Kelchsrathes in der Sitzung vom 
19. Januar d. J. stellten , nämlich dass die V'erliandlungen des 
Reiehsrathes nur auf die Aiiliu'i lithaltung des ordinären Budgets 
und zur Fortführung der laufenden Admiiiistrationssachen be- 
schränkt werden möchten — bekundet, dass kein Stillstand der 
Thätigkeit des Reiehsrathes bezüglich der Herzogthümer von der 
K. Dänisclien Keglerung bezweckt wird. Vielmehr deuten sichere 
Anzeichen darauf hin, dass sich die K. Dänische Regierung beeilt, 
die Zeit bfe xur Fassung eines Bnndesbeedilusses und dessen 
weiterer praktischer Verfolgung dazu au benutzen, um noch eine 
Reihe Interessen and Wünsche des Landes Dänemark auf Kosten 
der Herzogthümer mSgÜchst zn fördern, yoUendete Thatsachen 
den Forderungen des Deutschen Bundes gegentiber zu erzeugen 
und die Mliglichkelt zU erschweren, hinsichtiieh dei^ Herzogthümer 
auf einen bessern Zustand zurückzukommen und die Wunden zu 
heilen , welche unter der Herrschaft des jetzigen Zustandes ge- 
schlagen sind. Die umfassenden Befestigungswerke zu Lande und 
zur See, welche mit grossem Kosten-Anschläge gegenwärtig vom 
Reichsmthe beschlossen werden sollen, gehören zu jenen Sonder- 
interessen des Landes Dänemark. Nach dem Dafürhalten der 
Könifrl. (Hannover'schen) Regierung entspricht es aber weder der 
Würde noch dem Interesse des Deiitsrlien Bundes und Deutsch- 
lands, das K. Dänische Gouvernement noch länger ohne Ein- 
spruch auf der seitherigen rechts- und vertragswidrigen Basis be- 
züglich der Herzogthümer fortgehen zu lassen. Sie hat desshalb 
den Gesandten ermächtigt, folgenden Antrag einzubringen. Die 
Bundesversammlung wolle gleichzeitig 

mit dem bezüglich der Verlassungsangelegenheit der Her- 
zogthümer Holstein und Lauenburg demnächst zu fassenden 
Beschlüsse, oder wenigstens sofort nach diesem, von der 
Königlich Dänischen Regierung verlangen, dass dieselbe bis 
dahin, daes iäe die Forderungen des Hauptbundesbeschlusses 
erfüllt habe, davon abetehe, neue G^etze, Verfügungen 
und Geldanflagen, welche über den fizctiachen Zuztand, 
der bis zum jüngsten Zusammentritt des Reichsratfas statt* 
fand, hinausgehen, durch den Reichsrath oder unmittdbar 
hhisichtlich der. Herzogthümer Holstein und Lauenburg zu 
beachUessen und cinziifiihraD. 
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Die Erklärung, wdche DKnemark über die yerfitsumgi« 
VerhlQtDiaee des Henogthnms Laae&bnrg abgegeben, geht von 
dem Grundsätze aus^ dass die Ritter* und Landschaft von Lauen« 
bürg niclit berufen sei, das Herzogthom Lauenburg im A ] 1 ^ e- 
m e in e n beim Bunde zu vertreten, vielmehr habe sie sieb auf den 
Nachweis zu beschränken, dass sie in bestimmten, verfassungsmässig 
ihr zukommenden Rechten verletzt sei. Trotz der Uebersclirei'* 
tung der (Kompetenz, welche nach Ansicht der Königlich Däni- 
schen Regierung dadurch vorliegt, dass die Ritter- und Land- 
schaft nicht allein Rechte von Lauenburg, sondern auch von 
Holstein und solche des Deutschen Bundes vertreten zu müssen 
geglaubt, und obgleich die Dänische Regierung deshalb Abwei- 
sung fraglicher Beschwerden von Seiten des Bundes erwartet, so 
hat die genannte Königliche Rej:ierung dennoch aus bundesfreund- 
lichen Rücksichten geglaubt, n die Widerlegung der vom Bunde 
angenommenen lauenburgisclien Beschwerde eingehen zu müssen. 
Was zunächst die staatsrechtliche Stellung des Herzog- 
lluuiiB, ob Provinz oder selbstständiger Landestheil betrifft, so 
wird ntt Ebigeben auf die Geecbiohte von Lenoiburg seit 1702 , 
der Beweis yersocht, d-n du Hersogthum iimerlialb des Braun«*' 
sehweig^Lüneburgiscben Staates von jeber nur eine beeduinlEte 
Selbstständigkeit in der inneren prorinileUen Gesetigebnng und 
Verwaltung besessen habe, welche durdi die gemeimNune stKn- 
discbe Verfassung des Königreichs Hannover vom 13. August 
1814 Docfi weiter beschränkt worden sei. Als Proyini sei 
Lanenburg am 29. Mai 1815 an Pteussen, und von Preussen 
am 4. Juni 1814 an Dänemark abgetreten worden, und habe 
niemals andere als Lolcalbehörden besessen. Was die finanzielle 
Stellung Lauenburgs angeht, so führt die Dänische Denkschrift 
aus, wie die Ritter- und Landschaft niemals ein vollständiges 
Steuer - Bewilligungsrecht in der neueren Bedeutung des Wortes 
hatte. Nur neue Auflagen mussten durch sie bewilligt werden, 
aber bei der Verwaltung der Domänen ist die Ritter- und 
Landschaft nie zugezogen worden, auch sind schon früher Ver- 
äusserungen Lauenburgischer Domänen vorgenommen worden. 
Nachdem das Patent vom 20. Dezember 1853 die Verfassung 
geordnet , handelte es sicli um die verfassungsmässige 
Ordnung der gemein sc Ii aftlichen Angelegenhei- 
ten, d. h. um die Stellung des Herzogthums zum Gesammt- 
staate. In der Verfassung für die gemeinschaftlichen Angelegen- 
heiten vom 26* Juli 1854 ist, nach Ansicht der Dänischen 
Begierung, von einem Widarspmoh mit dem Lauenborgischen 
V^aasnngsgesetE nicht die Bede, denn die in einer Eingidbe der 
Bitter- und Landschaft vom 1. Juli 1856 geäusserte BefOrchtnng, 
dass die: Verfassung Tom 2. October 1855 mit dem Patent voni 
20. Dezember 1853 in Widerstreit gerathen kiSune, sei duidtdlet 



Zusichening vom 21. Januar 1857 , dass in der finanziellen 
Stellung des Herzogthums keine Veränderung eintreten solle, 
wledigt, zur VerUusserung von Domänen aber habe, wie erwähnt, 
die Ritter- und Landschaft nie ein Recht der Zustimmun^r bo- 
sesscu. Die Ausführungen ihrer Denkschrift fasst die Dänische 
Regierung schliesslich in folgenden Sätzen zusammen: Der 
Ritter- und Landschaft ist durch die Vcrtassung für die gemein- 
samen Angelegenheiten kein einziges Kecht benommen. Diu'ch 
die dem Keiehsrathe gegeijonen Zusicherungen hat der König 
kein einziges der Ritter- und Landschaft zustehendes Recht oder 
Privilegium aufgehoben. Was insbesondere eine bis ins Einzelne 
gehende ausdrückHche Begrenzung der gemeinschaftlichen und 
der besonderen Lauenburgi.schen Angelegenheiten betrifft, so wird 
eine solche aber nicht ohne Zuziehung sowohl des Reichsraths 
ab der Ritter- und Landschaft bewerkstelligt wevden kSanen, 
und bis auf diese Welse neae Bestimmimgen , a. R über dm 
Beitrag des HerBOgtbnns an den gemeiBsehaftBohen Ausgaben 
getrolto werden klhmen, hat es bei den bis jetzt geltenden Re- 
geln sein VerbleibeB. £a Tölliger Uebereinstinnnnig mit diesen 
Bsgeln ist ea aodi, dass der K9nig im geheimen Slaatsrath 
entsdieidety Inwieweit eine Angelegenheit zu den gemeinschaft* 
liehen oder den besonderen gdöit» lalls Heinnngsvencfaieden- 
helten darüber stattfinden. 

Der Antrag Hanno vcr^s, wie die Erklärung Dänemaik*8 wurde 
dem Awssflhnss aar baldigen BeKiohlerstattimg ttberwiesen« 



Mo. S6. 

' Mmtti; ite Deataebei Buddiranammliai^ Tom 

' iL Februar 185S. 

jifrid)t bes 3.w^rc()u(fe0 über Me Qrrklarung ber Öänilcljen Megiening 
nsm 4 fithvuwc — ^ptmmung über bie Anträge hn ^uefd|u|f(0 
' ' turnt 14 janittt. ' ' 

Der Ausschuss erstattete Vortrag tiber die Erklärung, welche 
der Konigl. Dänische Gesandte für Holstein nnd Lauenbnrg in 
der letzten Sitzung in Bezug auf die am 29. October v. J. ein- 
gekenmene Besehweidesehxilt der Ritter- und Laadsdiaft des 
Henogthmns Laneabsig an Pioteeoll gegeben hat Der Ausechass 
spraeh sieh anf Chnnd einer vorlltafigen PrOfting dieser ErkHtmng 
daUn ansy dass er En derselben so wenig er aneh ndsskenne^ 
wie dt «itgegeiikommende Auffassungen entlialte, dodi keinen 
AnlaSs zur Abäadening der von ihm in der Sitsong Tom 14. t. 1£ 
hmsiclillifsk dieser Angelegenheit gestelltea AntrXge habe.wafa^ 
nshmen kßnnen« 
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DflUinXchst sehritt die Yersammluig zur Abstimmuiig Über 
die von dem Ausschuss in der Sitzung vom 14. jAUur gttiteDtea 
Anträge und ertheilte denselben ihre Zagtimmtmg. 

Demgemäss beschloss die Versammlung, durch Vennitte- 
lung dos KönigUcb Dänischen Gesandten ßir Holstein und 

Lauenburg : 

1) der Königlich-Dilnisclicn, Herzoelich-Holßtein- und Lauen- 
burgischcn Regierung kund zu geben, dass sie 

a) im Hinblicke auf die Bestimmung des Artikels 5G der Wiener 
Schlussacte, die Verordnung vom 11. Juni 1854, betreffend 

- die Verfassung fiir das Herzogthum Holstein, in so weit Be- 
stimmungen derselben der Berathung der Provinzialstände 
des genannten Herzogthums nicht unterbreitet worden sind, 
wie die Allerhöchste Bekanntmachung vom 23. Juni 185G, 
eine nähere Bestimmung der besonderen Angelegenheiten des 
HenogthvDift Holaiaoi betteffend, dann du Yeir&ssungsgesetz 
fbr die gemmudialUichea Angelegenheiten dar Dänischen 
Monarchie vom 3. Oetobar 1866, in so weit danelbe auf die 
Heraogditbner Holstein nnd Lanenboiig Anwendung finden 
soll, als in Terfassungsaiäaaigar Wiricsainkeit bestehend nicht 
evkännen kSmie; und 

b) in den zum Behufe der Neugestaltung der Verfassungsver- 
bältnisse der Herzogthümer Holstein und Lauenburg und der 
Ordnung ihrer Beziehungen zu den übrigen Theilen der 
Königlieh Dänischen Monarchie und ihrer Gesammtheit seither 
erlassenen Gesetzen und Anordnungen die allseitige Beach- 
tung der in den Jahren 1851 und 1852 und namentlich durch 
die Allerhöchste Bekanntmachung vom 28. Januar 1852 in 
Bezug auf AlräTidcrungen der Verfassungen der genannten 
Herzogthümer, wie auf die denselben in der Gesammimonar- 
chie einzuräumende, gleichbercclitigte und selbstständige Stel- 
lung gegebenen bindenden und das damals erzielte Einver- 
ständniss begründenden Zusicherungen vermisse, 

c) auch das Verfassungsgesetz für die gemeinschaftlichen An- 
gelegenheiten der Diinischen Monarchie nicht durchweg mit 
den Grundsätzen des Bundesreclits vereinbar erachte; 

2) demzufolge aber an die Königlich Herzogliche Regierung 

a) das Ansuchen zu stellen in den Herzogthümern Holstein und 
Lanenburg einen den Bimdesgrundgeseteen und den erflieiHeA 
ZuaioheEungen entspreehenden, insbesondere die Selbststän- 
digkeit der besonderen Ver&ssvngen und dar Verwaltung der 
HerzogiliUmer stoheraden und deren gleichberechtigte Stdlung 
wahrenden Zustand herbeizuführen, und 

b) der Bundesversammlung bald^st Aber die au diesem Ztrecke 
getrofienan oder beabnektigten Anordnungen Ansage erstatten 
kssen zu wollen. 
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Die Ifotiva 

des TorstehMideii Beeeliliisees enthllt der in der Bitznng Tomli. 
Januar gehaltene Vortrag, dessen Inhalt wie folgt angegeben wird. 
Derselbe zerftllt' 
1} in eine Darlegung des gegenwärtigen Streitstandes, 
3) in eine staatsredhtlielie Prüfung der vorliegenden Differens- 
punkte, * 

1. 

Darlegung des gegenwärtigen Streilstandes. 

Es werden hier die Ansichten einander gegenübergestellt, 
welche einerseits die Mandatare des Bundes fOestreich und 
Preussen), andererseits die Dänische Regierung aui^gosproehen 
haben. In dieser Beziehung ergeben sich folgende Differenzpunkte: 

1) Die Mandatare des Bundes beanstanden: dass das Verfas- 
sungsgesetz fiir die gemeinschaftlichen Angelegenheiten der 
Monarchie vom 2. October 1855 ohne Vernehmung der Pro- 
vinzialstäudc der Herzogthümcr erlassen worden ist; sie nehmen 
hierin eine Verletzung des Art. 56 der Wiener Seiilussacte, 
wie der im Jahre 1852 tthemommenen Verpflichtungen wahr. 
Dieser Beanstandung hat das KönigL Gahinet zu Copenbagen 
entgegengesteUt, dass bei Bilass der Qesanuntveifrasung der 
ordnungsmässige Weg eingehalten worden sei, indem weder 
eine Vemdunnng der ProTinadalstSnde beallglich derselben 
▼erfeasEngamässig erforderlich gewesen, noch desfoDs in den 
Jahren 1861 und 1862 bindende Zusicherungen g^bea wor- 
den seien, 

2) Sie erstrecken diese Beanstandung Kraft Art. 66 der Wiener 
Schlussacte auch auf die besonderen Verfassungen der Her- 
zogthümer Holstein und Lauenburg. Die §§ 3 und 4 des 
Holsteinischen Verfassungf^gesetzes, welche die Angelegenheiten 
bestimmen, die als allgemeine der ganzen Monarchie und die 
als besondere Holsteinische betrachtet werden sollen, seien 
nämlich von der Berathung durch die Provinzialstandc aus- 
geschlossen worden, obwohl hierdurch das Gebiet der legis- 
lativen Thätigkeit der ProvinzialstHnde ganz anders begrenzt 
wurde, als es fröher der Fall war. Zudem seien noch durch 
§. 24 etwaige Abtinderungen gedachter §§ 3 und 4 von der 
Mitwirkung der Stände ausgeschlossen, und hierdurch die 
Begrenzung des Wirkungskreises der letzteren ganz dem 
Gutbefinden der Regierung imtcrptellt worden. Analog hätten 
sich die Verhältnisse in Lauenburg bezüglich der Spezial- 
yerordnung vom 20. Dezember 1Ö53 gestaltet. Von Königl. 
Dftniacher Seite wurde hierauf erwiedert, es sei ihr ange- 
messen emehAet worden, behnft der Neugestaltung der Yer- 
hlütnisse vorerst die Provinzial - Yerfossungen in der Art 
nnunbilden, dnss sie nicht iXnger eme Gesanuntveriassungs- 
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. Angelegenheit umfassten , damit sodtaA die gmmiehafllie^ 

Verfassung ohne Collision erlassen werden könnte. Nachdem 
den Provinzialständen die fiotwürfe der hesondtten Verfae- 
sangen zur Begutachtung vorgel^, und so jede Einwiikane 
derselben auf die der gemein«ohaftIichen Gesetzgehn^ nnd 
Verwaltung zugewiesenen Gegenstände geMtilich «nfirehoben 
gewesen, sei zum Octroyiren der Geeanunt^eifaesiiiK vorge- 
schritten worden. 

3) Mach Ansicht von Oesterreich nnd Prenseen veretltest cBe 
GeBwnmtverfassung «ach an materieller fiShrieht, Wbdfondere 

hinsichtlich der Domänon, g^n die gegebenen Zngagen, 
indem die Domänen 1852 und 1854 die Sache der emzefaien 

Landestheile gewesen, durch das Patent vom 23. Juni 1850 
jedoch den gemeinschaftlichen Angelr.-onhciten der Monarchie 
zugezählt worden seien. Die Königlich Dänische B^enmg 
' hob hiergegen hf rvor, die sogenannten Domänen beständen 
im Wesentlichen nur aus Grundabgaben von verkauften Lände- 
reien und aus Waldungen, deren Verwaltung seit Jahrhun- 
derten für die ganze Monarchie von einer collegialisch zu- 
sammengesetzten Behörde für die gemeinscliaftlichc Staatskasse 
geführt worden sei; auch die Instruction für die neugeschaffene 
Sdüeswig- Holsteinische Regierung vom 25. Mai 1834 habe 
dU Verwaltung der Domänen und Regalien ausdrücklich von 
der Sonderverwaltung der Ilerzogthümer ausgenommen^ 

4) Die Mandatare des Bundes erachten die Zusicherung, dass 
in der gesammten Monarchie kein Theil dem andörn miter- 
geordnct werden solle, dadurch fUr unerfuUt, dass ' in der 
K('[)rasentation die Vertreter des Königreichs Dänemark in 
dtm entschiedensten Uebcrgewicht sich befinden und die 
Competenz dieser Versammlung, so wie des Rcii hsrathes in 
die^ speziellen Rechte und Interessen der einzelnen Landes- 
iheQe schädlich eingreife. Die Widerlegung dieses Bedenkens 
versucht die Dänische Regierung durch den Nachweis, dass 
4ie den Provinzialständen entzogenen Angelegenheiten von 
jel^er als gemeinsame betrachtet worden seien, und durch 
die Behauptung, dass die Krone über den Parteien stehe. 

5) Dieselben beanstanden vom Standpunkt des Bundesrechts die 
Bestimmung des § ö. der Ge^ammtverfassung ; welcher für 
den Fall eines Thronwechsels den Regierungsantritt des 
Thronfolgers von vorgängiger Leistung des Eides auf die 

. Verfassung abhängig maefat und inzwischen ein ministerielles 
. Inten-egnum anordnet. Die D8iiisc)ie Regierung glaubt jene 
Bestimmung als ungefährdet hinstellen m können, da der 
conservative ^Charakter des Beichsraihs duich seine Zjumn-: 
mensetEong veibtii^j und einer Steuerverweigenu^; doreli 
FealsfitUung eines Normal-Budgeta vorgebeugt sei Was endlich 
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€) dia Gr«air«g«lirii]igsfrage zwiidbea Boktein imd 

SoUeswig betrifft, so erklärt die Dänische B^ertmg sieh zu 
deren Wiederanfiiahme bereit und sichert zu, dass die bisher 
Tom Bj*onwerk Rendshvrg verkauften Grundstücke zum Her* 
zogthum Schleswig unzweifelhaft gehört hätten, durch diesen 
Verkauf die GreniiAMriohtigiiiitgsfnige «Im nicht prl^ndizirfc 
würde. 

SbuUndUid^ Prüfung der wnüagmdm D^erei upu Me, 

Hierbei treten folgende Fragen entgegen: 

1) ob die landständischen Verfassungen, welche in den ge- 
nannten Herzogthümern in anerkannter Wirksamkeit bestanden 
und neuerlich umgebildet wurden, auf verfassungsmässigem 
Wege abgeändert worden seien, ob sonach desfalls der Art. 56 
der Wiener Schlussacte die gebiikrende Beachtung gefunden 
habe, oder nicht? 

2) ob die in den Jahren 1851 imd 1862 in Being «af die 
YerfaseungsTerhiOtnigce der HiBraogliktlmer so wie ma£ deren 
Stellung in dem Qesammtetaale dem Bunde g^beaen Zn* 
sagen inswiaehen erflült worden aaien, oder ob im Gegenllieil 
der ins Leben gerufoe Znatand mit jenen Znaieheningen im 
Widerqimoh etäie; 

8) ob die in den HerBOgtbUmem zur Zeit in Wirksamkeit ge- 
setzten Verfaaanngaberttmmnngen dnrcfaweg den Gnmdgeaetien 
des Bundes entsprechen ? 

I. Die Grundlage zur Beantwortung der zuerst aufgewor- 
fenen Frage befindet sich a) in Hinsicht auf Holstein in dem 
Gesets wegen Anordnung von Provinzialständen in den Herzog- 
thümern Holstein nnd Schleswig vom 28. Mai 1831, dann der 
Verordnung vom 15. Mai 1834 wegen näherer Regulirung der 
ständischen Verhältnisse. Auf Grund derselben ist den Provin- 
zialständen von llolstcin der Entwurf eines Verfassungsgesetzes 
für das gedachte Herzogthum zur Berathung vorgelegt und dieser 
Entwarf, obgleich die Stände sich dagegen erklärten, am 11. Juni 
1854 zum Gesetz erhoben worden. Durch eine ins Einzelne gehende 
Vergleichung beider durch den Zeitraum von 20 Jahren getrennten 
Gesetze wird nachgewiesen, dass allerdings der frühere provinzial- 
ständische Wirkungskreis durch § 3. der Verordnung vom 
11. Juni 1854 geändert worden ist und demnach die Provinzial- 
stände verfassangsmässigen Anspruch darauf hatten, über gedachte 
Qesetibeslimmmig mit ihrem Gntaohten yemommen an werden* 
9) Gleiches ist der FaU in Beaug anf die OesammftverfiuMung vom 
3. Oetober 1856 mä auf die König^. Bekamitmaehung vom 28. Jörn 
1866, wdelie die Tmdem anm Wirinmicskreis der dritten Rent- 
kammor gehSnige, lant Bdomatmacbimg Tom 98. Jamiar 186S 
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Domanialbesitsimgeii den gemeiiiBoh&filicliieii AngelegeiÜMifen d«r 
HoMTchie anithent^ im 'Vf^derspiueh mit dem Verfossnngsgesets ftr 
HoLrton Tom 11. Jmii 1864, wdeheB in flauem % 4 diese Terwal- 
tang dein «mtiiehen WiikongflknuM des Mimsteiiums fitr die Her- 
sögäittm«' HoUtein imd Lanenlnug satheüt. Kaeh t. 11 und 24 
deiselben Verordnung vom 11. Joni 1854 konnten YerSiidenm» 
gen in der betreffenden Gesetzgebung nur nach Zustimmung der 
Provinzialstände mgenommen werden. 3) Das am 2. October 1866 

' erlassene Verfassungsgesetz für die gemeinschaftliclien Angelegen- 
heiten weist dem Herzogthum Holstein offenbar eine andere Stellung 
zu den übrigen Bestandtheilen der Monarchie an, als es vorher 
hatte. Das Gesetz vom 28. Mai 1831 theilte die Gesetzgebung 
zwischoTi den Ständen und dem Staatsoberhaupt; das Gesetz vom 
2. October 1855 fügt einen dritten Factor, den zu Copenhagen 
versammelten Reichsrath, hinzu, welcher auch bei den früher der 
Mitwirkung der Provinzialstände übertragenen Gesetzen, welche 
allgemeine Personen- und Eigenthumsrechte, Steuern und öffentliche 
Lasten betreffen, Antheil nimmt, wogegen den Provinzialständen 
mehrere Gegenstände entzogen worden sind, wie ausser den erwähnten 
Steuersachen die Aushebung der Mannschaft für Heer und Flotte, 
das Mtinzwesen, die Feststellung des Normalbudgets, das Petitions- 
techt in allgemeinen Angelegenheiten, b) Was das Herzogthum 
Laü'enburg betrifit, so finden snhitdist die Bemerkungen inBe« 

^ tiefaong auf Einwirlning der Gesamnit-Ver&ssmig a»f Holsteins 

* allgemeine VerblÜtmsse aach Wer ikre Anwendung. Das dnrek 
S 2. des Königl. Patents Vom 20. Dezember 185$ der Bitter- 
vnd Landschaft bestittigte Becht, bei Eriass neuer Gesetze zuge^ 
zogen zu werden, ist durch das Gesetz vom 1. October 1851^ In 
d<^ßpelter Weise verletzt» indem dasselbe einmsl formell mit Ver- 
ladung des durch Art 56 der Wiener Sehluss-Acte vorgezeich- 

' neten Weges jenes* abündert, sodann auch materielle Bechte bin- 
siditlich der Gesetzgebung im Steuerwesen beschränkt 

' IL Steht sonach fest, dass die oft erwähnten Verordnungen 
vom 11, Juni 1854, 2. October 1856 und 23. Juni 1856 die 
Verfassungen von Holstein und Lauenburg 9fa£ eine mit dem Art. 56 
der W. S. A. streitende Weise abändern, so bleibt noch zu un- 
tersuchen, ob in den Verhandlungen der Jahre 1861 und 1852 
bezügUch der Einvernehmung der Provinzialständc über die zu 
erlassenden neuen Verfassungs - Gesetze Zusicherungen gegeben 
worden sind, oder nicht? Da die Dänische Auslegung der betref- 
fenden Stelle des Erlasses vom 28. Januar 1852 dieses bestreitet, 
80 wird auf die Verhandlungen zwischen flen Beauftragten des 
Deutschen Bundes und Dänemark zurückzugehen sein, aus welchen 
jene Bekanntmachung hervorgegangen ist, und die Betrachtung 
jener Verhandhingen ergibt unzweifelhaft, dass die von Dänischer 
Seite kundgegebene Absicht, mit den Provinzialständen der Her» 
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zogthilmer Über die fiir die Gelammt -Monarchie su erlassende 
Vcrfasamg, Yerhandftla, Deutscher Scits als eine verbindende 
Zusicherung angenommen, und dass uch Dänischer S^eits wieder 
hiermit einverstanden erkJärt worden ist. Hierdurch ist offenbar 
eine gegenseitig Rechte imd Verbindlichkeiten begründende Ver- 
einbarung erzielt worden, von welcher einaeitig. nicht me^ «b- 
gegangen werden kann. 

III. Die erwähnten Verhandlungen der Jahre 1851 und 
52 bezogen .sich auch auf die Stellung der Herzogthümer zu 
den übrigen J'heilen der Monarchie, aber die durch die König- 
liclic liekaiuiimachung „vom 28. Januar 1852 in Aussicht ge- 
stellte Selbstständigkeit und Gleichberechtigung" ist nicht ge- 
wählt worden. Der J>e>Nt'is dafür ist theilweiße schon unter I. 
a. geführt worden; hinzuzufügen ist die Uinweisung auf die feste 
DKxiiaelie Mehrheit des R^ichsrathes, auf die nothwendig Dä- 
nische Richtung der MSoiiBter für Holstein, und Lauenburg, 
weleba niit einer Mehrheit BSnlecber Minister iden Gehren 
Staatsrath bilden» der nach § 32. der Gssanuntverfiusnng die 
DifferenK zwischen dem Reiclisratb nnd der Repräsentation eines 
Landestheils entscheidet, die siph darüber eigeben könnte, ob 
eine Angelegenhdt an den gemeinsamen oder zu den gesonder- 
ten gehöre. Endlich ist die Bestimmung des § 38. des Gesetzes 
YOm 2. Oetober 1855, nach welcher die Beschlüsse des Reichs- 
rat|ies nur in Dänischer Sprache au^^gefertigt werden dürfen, 
ein weiterer Ausdruck der das Gesetz durchdringenden Tendena 
der Unterordnung der Deutschen Landestheile. 

TV. Hinsichtlich der Uebereinstimmung drs Verfa^sungsr 
gesetzes vom 2. Oetober 1855 mit den Grundsätzen des Bun- 
desrechts beanstandet der Ausschufs zunächst § 5., welcher 
im Falle des Thronwechsels das nach dem monarchischen Prin- 
zipe durch Geburt und Erbfolge gegebene Recht zum Regie- 
rungsantritte von der aufschiebenden Bedingung einer vorgäugi- 
gen eidlichen Versicherung abhängig macht. Ferner steht die 
daran gereihte Vorschrift , dass bis zur erfolgten Eidesleistung 
des Thronfolgers der Gelieime Staatsrath die Regierung führt, 
But dem Art. I. der B. A. und W. S. A. im Widerspruch, da 
in diesem Geiieimen Staatsrath anch speciell Dänische Minister 
sieii befinden, -Ebenso ist es. unaulässig, dass. die Erfüllung der 
' Bundespfliohten yon Holstein und Lauenlnirg hinsiclitlich der 
I(ßlit&r8telliing nach § 49. des Gesetzes Tom 2. Oetober 1855 
yon ,dem DSnlsehen Jäeiehsrathe abhangt. 
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Sitzung der Deutschen Bandesversammlang vom 
18. Februar 1858*). 

ümmrntng €irmttioii0«^u»fd)ufrt0. 

Die in der Sitzung vom 11. Februar beantragte Reconsti- 
tutioü des Executionsausschuäses wurde vorgenommen. £8 wur- 

*) Ueb«r die SteUang und die Befügnlue des Ezeeationa-AjuMidiiuses 

exüli.'ilt die Bundesexccutionsordiiuiig vom 8. Augiist 1820 die nähem 
üestiiiiniuugni. Wir fiigeu hier die HauptbcHÜmiuuiigen denselben bei: 

Art. 1. Die Jiuudcsversammluiig hat diis Kccht und die Verbind- 
lichkeit, für die Vollziehung der Bnndesakte und übrigen Grand^fesetee 
dcR Bundes, d» r, iti rieniässheit ihrer (\»nii)oteuz , von ihr gefasßten Be- 
fchliiese, der durch Austräge pefällten sehiedHriclitcrlichen Erketnitnisso, 
der unter die Gewährleistung dee Bunde» geäteUteu couiurumisBarischeu 
Etitacheidungen und der am Bitiide»tage vermittelten Ver^eiehe, so wie 
für die Anfrechthaltung der von dem Bundi- ü1m niouiiiRiRu besonderen 
Garantien zu porpoit , niK-h zu diesem Ende, nach Erse]i<)i>fung aller an- 
deren buudesverfaMsuugsmässipen Mittel, die erforderlichen Executions- 
massregeln in Anwendung zu biingeu. — Art. II. Zur Erfüllung dieBer. 
Terbindlichkeit wählt die Bundes verMunmlung jedesmal für den Zeitraum 
von sechs Mcnaten, mit Einsililuss der Ferien, ans ilncr Mitte eine 
roniniission von fünf Mitgliedern nnt zwei Stellvertreteni, dergestalt, dasn 
Lei deren jedesmaliger Erneuerung wenigsten» zwei neue Mitglieder darin 
aufgenommen werden. An dieselbe weraen nlle der Bundesversammlung 
zukommenden Eingaben und Anzeigen abgegeben , welche auf die in 
Art. I. bezeichneten V<dlziehung8gcgen.Htände Bezug haben. — Art. III. 
Dieser Commission liegt ühf zuvörderst zu prüfen, ob der bundesmässigen 
Verpflichtung voUstiindige oder unzureichende Folge geleistet worden sei, 
und darüber Vortrag an die Bundesversanmüung zu erstatten. Erhält 
diese dadurch die l'cbcrzeugung, da.ss in dem gegebenen Falle die gesetz- 
lichen Vorschriften gar nicht, oder nicht hinlänglich befolgt worden sind, 
so hat sie, nach Beschaffenheit der Umstände, einen kurzen Termin an- 
snberaumen, um von den Gesandten der Bundesstaaten, welche solches 
angf ]it , entweder die Erklärung der hierauf erfolgton Vollziehung oder 
die gcuiiyende und vollständige Nachwoisung der Frsaclien, welche der 
Folgeleisiung noch entgegeuhtcheu, zu vernehmen. Nach erfolgter Er- 
klärong oder, in Ermangelung dieser, nach Ablauf der bestimmten Frist 
hat die Bundesversammlung auf das von der Commission darüber abzu- 
gebende Gutachten zu beurtbeilen, in wie fern die »Sache erledigt oder 
der Fall der Nichteifülluug der bundesmässigen Verpflichtung begründet 
und sonach das geeignete Ezecutionsverfahren zu beschliessen ist. — 
Art IV. Ehe die Bundesversammlung die wirkliche Ausführung ihres 
wegen der Execution und der dabei anzuwendenden Mittel gefassten Be- 
schlusses verfügt| wird sie denselben der Regierung des betheiligten 
Bundesstaats dtm^ dessen Bnndestagsgesandten mittheilen und zugleich 
an diese eine angemessene motivirte AutTordening zur Folgeleistnng un- 
ter Bestimmung einer nach Lage der Sache zu bemessenden Zeitfrist 
ergehen lassen. — A rt. V. Wenn hierauf die Befolgung angezeigt wird, 
so liat die Commission ihr Gutachten darüber abzugeben und der Bundes- 
tag zu beurthefle&y in wie fem solches zur Genüge geschehen ist. Er- 
geht keine solche Anzeige, oder wird selbige nicht hinreichend befunden, 
so wird ohne Verzug der wirklielie Eintritt des angedrohten Exerntions- 
verfahrens beschlossen und zugleich der Bundesstaat, der zu diesem Be- 
«cUuase Anlass gegeben hat, daron nochmals in Kenntniss gesetat 



den gewXMt in Mitgliedern desselben die Gesandten Ton Oest- 
reicli, Ftentsen, Baiem, Etfnigreieh Seelwen and Wirtemberg 
und EU StellTertretem diejenigeu von Hannorer und Baden. 
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Sitiong der Denteekeii BmdeimiMiiiIing vm SS. Febraar M5S. 

^iisfdju^-^ortrag über brn Antrag f^mmm» (34) uiii) j§ffd)lu|. 

Ueber die Anträge des Ansschasses, welche derselbe in • 
Betreff des Antrages Hannovers wegen Erlass eines Inhibitoriums 
gestellt hatte, fand die Abstimmung statt. Dem Antrage des Aus- 
schusses fremäss, beschleus die Versammlung die Erwartung aus- 
zusprechen, dass die Krinifrlich Dänische HerzojGrlich Holstein- und 
Lauenburgische Regierung sich von jetzt an in den Herzogthümern 
Holstein und Lauenburg aller \\ eiteren mit dem Bundesbeschlusse 
vom 11. Februar d. J, nicht im Einklänge stehenden, die der- 
malige Sachlage ändernden Vorschritte auf der Basis der für 
dieselben verfassungsmässiger Wirksamkeit entbehrenden Gesetze 
enthalten werde. 
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Bei Fr. BeilJamin Auffarth in Frankfurt a. M. 
iat erschienen: 

Aderboldt, Dr., Leitfaden in der unorganischen Chemie. Für den 
Unterriclit in Realschulen, Gymnasien, höheren Bürger- 
schulen etc Preis 36 kr. 

Bnnbach, Prof. Dr., Köhlemnglaabe und Materialismus, oder die 
Wahrheit des geistigen Leben». Freie 48 kr. 

■nuigart, ObfilMrer, Sechs und zwansig biblisdie Geedileliten. 
Für die ElemantarUaee^ planmlseig anegewSUt, ersfihlt 
und mit Belehnmgen, Sprfiäiea und Gebeten begleitet 

Preis U kr. 

£ck| Fr., Lehrer, Die langjährige unterirdische Haft zweier Kinder. 

Kach den mündlichen Mittheilungen eines derselben, als 
Beitrag und Aufforderung zur Enthüllung dieses düsteren 
Geheimnisses Preis 36 kr. 

EdsUb, Carl, Lehrer, Moosblüthen. Poetische Ersählungen, Pa- 
rabeln und Fabeln für die Jugend. Preis 36 kr. 

Die tngß über weibliche Bildung, erörtert auf der neunten all- 
gemeinen deutschen Lehrer-Yersammlimg zu Frankfurt a. M. 
am 2. und 3. Jnni 1857. 2te Auflage. Preis 18 kr. 

heseniiut, evangeL Stadtpflimr, Zv bibliseben Alterthimis- 

knnde. Preis 36 kr. 

Flifidlcben, Dr., Abhandlungen in populären Abrissen aus dem 
Gebiete der kosmischen und tellurischen Erscheinungen, 
der Entstehung des Sonnensystems und der periodischen 
Erdbildung Preis 54 kr. 

CMsnkblättar ans der nennten allgemeinen deutschen Lehrer- 
vereammlung am 3., 4. und 5. Juni 1857 zu Frankfurt a. M. 
Mitgetheilt von A. He^xniiige'r, Schriftführer der Ver- 
sammlung ^ Preis 15 kr. 

QoUkaid, Gh. Rr., eraigel. Pfluxer, Umrisse von Predigten über 
gesebiehtliehe Texte des alten Testaments im Jahre 1858 
En Bombeim gehalten, nebst vielen gleichartigen skizzirten 
VortrSgen chrlstUcher und israelitischer Verfasser und Bei- 
fügung der gelungensten und erbaulichsten Stellen* Fort- 
gesetster Beitrag zur Vergleichenden Homiletik. 

Preis fl. 1. 36 kr. 

laSS, Dr. Oberlehrer, Die Bürger- und Realschule der Israeliti- 
schen Gemeinde EU Frankfurt a. M. von ihrer Entstehung 
im Jabve 1804 bis zu meinem Abtreten von derselben im 
Juli 1855 Preis 27 kr. 



Kldin, Carl, Lehrer, Rechenbuch nach den Bedürfnissen unserer 
Zeit lind nach den Grundsätzen des Denkrechnens in Ver- 
bindung mit dem Schnellreclmen Preis fl. 1. 12 kr. 

LilW^ JlL Dr^ Die Wiedergewinnimg des Silbers in der Pho->* 
tographie. Eine knrgefasste Anleitung fUr Pbotographen. 

Preis 30 kr. 

Pas gute Recht der reformirten Kirche in Kurhessen. Preis 24 kr. 

&eil( Fr., Lehrer, Die Erzählstunde. Zur Belehrung und Unter- 
haltung für die Juge^d. Preis 36 kr. 

Ediittl der Brüder Schomburgh in British-Guiana. Im AvtMMg 
für das grössere Publikum und die Jugend, bearbeitet von 
. Dir. med. Wilb. Stricker. Preis fl. 1. 30 kr. 

SlrtAblrt, Bibliaehes, als Leitfaden bei dem evangelischen 
Religionsunterrieht Preis geb. 1 5 lar. 

Stein, Jul., Dr. med., Aerztliche Notizen über die Cholera- 
tJpidemie in München im Jahre 1854. Gesammelt und 
mitgetheilt. Preis 36 kr. 

Mlil, I., Dr. Rabbiner, Tora imiizwa (Lehre und Gebot). Is- 
raelitisches Religionsbach. Preis fl. 1. 12 kr. 

fltri^kMT, WUk, Br. Md., Lebensregeln zum Schutze gegen die 
C3iolera Preis 9 kr. 

Thndichum, Fr., üntersuchungen über die Nachtlieile der Hoden- 
zersplitterung und über die Frage, was von Zmütbanii und 
• Polizeitß^cen zu halten sei Preis 3G kr. 

Z&krer, J. G., Lehrer, Kopfrechnen. Aufgaben-Sammlung. Erste 
und zweite Parthie Preis k 24 kr. 
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